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Vorwort 

Als Kind einer österreichischen Mutter und eines in die USA ausgewanderten indischen 

Vaters, im Besitz einer sowohl österreichischen Staatsbürger*innenschaft als auch der US-

amerikanischen aufgrund meines Geburtsrechtes, war für mich das Gefühl des 

Ausländischseins in gewissen Kontexten stets sehr präsent. Während ich Österreich als meine 

Heimat bezeichne, sehne ich mich ebenfalls nach gewissen Traditionen und Bräuchen der 

indischen Kultur. Des Weiteren fühle ich mich trotz meiner amerikanischen 

Staatsbürger*innenschaft nicht im Geringsten zu meinem Geburtsort in North-Carolina 

zugehörig. Doch sollte ich das nicht? Unser System ist so ausgerichtet, den Menschen 

aufzuzeigen, wo sie hingehören und wo sie nur Gast sind; doch was, wenn das Gastland das 

Heimatland wird oder von Anfang an ist? Aufgrund meiner eigenen Orientierungslosigkeit in 

gewissen Phasen meines bisherigen Lebens sehe ich diese Arbeit als Zeichen dafür, über die 

Grenzen von Nationalstaaten hinauszudenken und Menschen in ihrer Vielfältigkeit zu 

betrachten. Auch wenn die vorliegende Arbeit jenen Menschen gewidmet ist, die multiple 

Zugehörigkeiten haben und von unterschiedlichen Kulturen geprägt sind, hoffe ich, dass sie 

auch Menschen ohne Migrationshintergrund dahingehend beeinflusst, dass sie besser 

nachvollziehen können, dass sich für eine Kultur/Ort oder Zugehörigkeit zu entscheiden 

Lücken hinterlassen und sogar das Heimatland zu einem fremden Land machen kann. 
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1 Einleitung 

 

„Everyone is entitled to all the rights and freedoms set forth in this Declaration, without 

distinction of any kind, such as race, colour, sex, language, religion, political or other opinion, 

national or social origin, property, birth or other status” (United Nations 2023/1948)  

 

Dieser Grundsatz ist einer von 30 Artikeln der Universal Declaration of Human Rights vom 

Jahr 1948. Diese gelten „as a common standard of achievement for all peoples and all nations, 

to the end that every individual and every organ of society, keeping this Declaration constantly 

in mind […]” (UN, 2023) In der Realität werden diese Grundsätze jedoch oft nicht vollständig 

umgesetzt und es mangelt an klaren Definitionen oder Maßeinheiten um Gleichheit, 

Gerechtigkeit, Freiheit und Fortschritt zu messen.  

 

Der indische Wirtschafswissenschaftler und Philosoph Amartya Sen versucht mit seinem 

Capability Approach einen Beitrag zur Definition von menschlichem Wohlergehen und Freiheit 

zu leisten (Sen, 1999). Seine Arbeit zum Capability Approach spielt bei der Entwicklung des 

1990 veröffentlichten Human Development Index (HDI) eine zentrale Rolle, da das 

Verständnis menschlicher Entwicklung der Vereinten Nationen auf diesem Ansatz beruht. Sen 

zeigt auf, dass Entwicklung nicht nur anhand ökonomischer Ressourcen gemessen werden 

kann, sondern dass die Freiheit des Menschen und die tatsächlichen Möglichkeiten eines 

Menschen im Land miteinbezogen werden müssen (Neuhäuser & Sen, 2013, S. 79). Somit 

wird basierend auf Sens Verständnis von menschlicher Entwicklung beim HDI der Wohlstand 

eines Landes nicht allein am Bruttoinlandsprodukt gemessen, sondern auch andere Faktoren 

wie Bildung und Lebenserwartung berücksichtigt (Stanton, 2007, S. 3). Die amerikanische 

Philosophin und Professorin für Rechtswissenschaften und Ethik Martha Nussbaum geht noch 

weiter und konzipiert, basierend auf Amartya Sens Ansatz zehn capabilities, die für ein „gutes 

menschliches Leben“ notwendig sind. Einer ihrer Punkte bezieht sich auf die Notwendigkeit, 

aktiv am politischen Leben teilnehmen zu können.  

Die Fähigkeit, wirksam an den politischen Entscheidungen teilzunehmen, die das 
eigene Leben betreffen; ein Recht auf politische Partizipation, auf Schutz der freien 
Rede und auf politische Vereinigungen zu haben” (Nussbaum, 2010, S. 114). 

 Diese Fähigkeit wird vielen in Österreich geborenen und aufgewachsenen Menschen mit 

Migrationshintergrund aufgrund der fehlenden Staatsbürger*innenschaft und somit des 

fehlenden Wahlrechts nicht zugesprochen. Auch die Bertelsmann-Stiftung versucht beim 

Ländervergleich soziale Gerechtigkeit anhand mehrerer Kriterien wie unter anderem. „Soziale 

Integration und Nicht Diskriminierung“ zu messen (Hellmann et al. 2019, S. 8). Doch was 

bedeutet soziale Integration und welche Rolle spielt dabei politische Partizipation? Was 

bedeutet es konkret für die Menschen in einer Gesellschaft, nicht mitbestimmen zu dürfen, und 
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welche Auswirkungen hat dies auf deren persönliche Entwicklung und Integration in einem 

Land? Handelt es sich hier um ein Menschenrecht, das ihnen verweigert wird oder doch 

vielmehr um das Recht des Staates auf eine eigene Migrations- und Asylpolitik? 

 

1.1 Hintergrund und Kontext 

Eine Studie des deutschen Geographen Olaf Kühne und der deutschen Stadtsoziologin Anette 

Spellerberg aus dem Jahr 2007 versuchte anhand eines Fragebogens die Bedeutung von 

Heimat und die persönliche Verbundenheit mit einem Ort von Saarländer*innen empirisch zu 

untersuchen. Dafür wurden 1.100 Personen aus dem deutschen Bundesland Saarland befragt. 

Für 76 % der Saarländer*innen ist ‘Heimat‘ neben anderen Dingen dort, wo sie wohnen, sie 

sich geborgen fühlen und ihre Kindheit verbracht haben (Kühne & Spellerberg, 2010, S. 

109;126). In Österreich gibt es ca. 250.000 Menschen, die ihre Kindheit im Land verbracht 

haben und trotzdem nicht wahlberechtigt sind. Es handelt sich um in Österreich geborene 

Menschen mit nicht-österreichischen Eltern, die vom Wahlrecht in Österreich ausgeschlossen 

sind, aufgrund der fehlenden österreichischen Staatsbürger*innenschaft. Von über acht 

Millionen Menschen in Österreich besitzen über 1,7 Millionen keine Staatsbürger*innenschaft 

und knapp 1,4 Millionen im wahlberechtigten Alter sind dadurch von politischen 

Entscheidungen ausgeschlossen. (SOS Mitmensch, 2022; Statistik Austria, 2023) 

Laut dem Migration Integration Policy Index 2020 (MIPEX) gehört Österreich neben Ländern 

wie Indien, Bulgarien und den Vereinigten Arabischen Emiraten zu jenen Ländern, wo der 

Zugang zur Staatsbürger*innenschaft für Zuwanderer*innen am schwierigsten ist. Im Bereich 

Staatsbürger*innenschaft erreicht Österreich beim Ländervergleich 13 von 100 möglichen 

Punkten und gilt somit als unfavourable. Auch im Bereich Politische Partizipation 

kategorisieren (Solano & Huddleston, 2020a) Österreich als unfavourable für Migrant*innen. 

Im Jahr 2020 waren alleine in Wien 30,1 % der Menschen von Wahlen auf Bundes- Landes- 

und Gemeindeebene ausgeschlossen (Stadt Wien – Integration und Diversität, 2020), da sie 

laut Gesetz „Fremde“ sind (BMI, 2023) und als Ausländer*innen zählen. 

Das bedeutet, dass sowohl in Österreich Geborene ohne Staatsbürger*innenschaft, als auch 

Personen mit dem Lebensmittelpunkt in Österreich ohne Staatsbürger*innenschaft gesetzlich 

vom Staat Österreich als Fremde angesehen und als Ausländer*innen klassifiziert werden, 

obwohl sie sich eventuell nicht so fühlen. Die amerikanischen Sozialpsychologen Roy 

Baumeister und Mark Leary erklärten bereits 1995 in The Need to Belong (Baumeister & Leary, 

1995) dass das Verlangen „Dazuzugehören“ psychologisch in uns verankert ist: “the desire to 

belong is a deeply rooted human motivation that, underpinned by our ancestral origins, 

permeates our thoughts, feelings, and behaviors.” (Allen et al., 2022, S. 1134). 
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1.2 Forschungsfrage(n) und Zielsetzung 

Das Ziel dieser Arbeit ist es, die Einbürgerungspolitik Österreichs im Groben zu skizzieren, um 

im nächsten Schritt anhand qualitativer Interviews das Zugehörigkeitsgefühl von im Land 

geborenen nicht wahlberechtigten Personen zu erfragen. Dabei soll herausgefunden werden, 

welche Rolle politische Partizipation im Kontext von Belonging spielt und welche 

Auswirkungen die fehlende Staatsbürger*innenschaft und das somit fehlende Wahlrecht auf 

die betroffenen Personen im Land Österreich haben. 

Dadurch ergibt sich folgende Forschungsfrage: 

 

Welche gesellschaftlichen und individuellen Auswirkungen hat die restriktive 

Einbürgerungspolitik Österreichs auf die hier lebenden nicht wahlberechtigten Menschen und 

welche Auswirkungen hat das auf ihr Zugehörigkeitsgefühl zum Land? 

 

Unterfragen: 

- Was bedeutet es dazuzugehören und welche Rolle spielt dabei der Faktor Wahlrecht? 

- Inwieweit werden Menschen in ihrer Lebensqualität durch das fehlende Wahlrecht 

beeinträchtigt und welche Auswirkungen hat der Ausländer*innenstatus auf ihr 

individuelles Zugehörigkeitsgefühl? 

- Welche gesellschaftlichen und individuellen Auswirkungen der fehlendenden 

politischen Partizipation sind in Österreich zu erkennen? 

 

Im ersten Kapitel werden vor allem die Rahmenbedingungen für die Masterarbeit erläutert. 

Neben der Problemstellung und Zielsetzung werden außerdem die Materiallage und Relevanz 

des Themas, sowie Begrifflichkeiten behandelt. Anschließend wird die Methode für den 

empirischen Teil im Detail beschrieben. In Kapitel zwei wird der theoretische Bezugsrahmen 

der Arbeit behandelt. Dieser wird in drei Bereiche unterteilt. Im ersten Abschnitt wird im Sinne 

der Wahlrechtproblematik die Bedeutung von politischer Partizipation im Kontext menschlicher 

Entwicklung analysiert. Hierbei wird auf den Capability Approach von Amartya Sen und Martha 

Nussbaum verwiesen. Der nächste Abschnitt beschreibt vor allem Konzepte von Belonging 

und die Theorie der Politics of Belonging. Diese soll im letzten Abschnitt auf das Land 

Österreich angewendet werden, indem die Migrationspolitik und die gesetzlichen 

Rahmenbedingungen für Zuwander*innen in Österreich kurz skizziert werden. In Kapitel drei 

werden nun die Bedeutungen fehlender politischer Partizipation und des Wahlrechts empirisch 

untersucht. Der empirische Teil der Arbeit soll mögliche individuelle und gesellschaftliche 

Auswirkungen der restriktiven Einbürgerungspolitik erläutern, damit im nächsten Kapitel die 
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zentralen Ergebnisse des empirischen Teils mit dem theoretischen Rahmen und der 

Beantwortung der Fragestellung verknüpft werden können. 

 

1.3 Materiallage und Relevanz des Themas 

„Migration ist eines der zentralen Globalisierungsphänomene des 21. Jahrhunderts“ (Rother, 

2016, S. 1) und dementsprechend politisch und medial präsent. Die Internationale 

Organisation für Migration (IOM) veröffentlichte ihren jährlichen World Migration Report und 

schätzte 2022 die Zahl der internationalen Migrant*innen auf 272 Millionen Menschen weltweit 

(IOM, 2019) Laut den Vereinten Nationen leben in der heutigen Zeit mehr Menschen als jemals 

aufgezeichnet in anderen Ländern als ihrem Geburtsland (UN, 2021). Diese Entwicklung geht 

mit zahlreichen Analysen und Studien zu den unterschiedlichen Dimensionen von Migration 

einher.  

Neben offiziellen Berichten der IOM und, österreichspezifisch, der Statistik Austria und des 

Österreichischen Integrationsfonds, gibt es auch zahlreiche quantitative Studien zu den 

Themen Staatsbürger*innenschaft und Zugehörigkeit. Eine Studie mit dem Titel Does 

citizenship always further Immigrants’ feeling of belonging to the host nation? A study of 

policies and public attitudes in 14 Western democracies (Simonsen, 2017) zeigt, dass 

Nationalität und das Gefühl von Zugehörigkeit miteinander verknüpft sind, da die 

Staatsbürger*innenschaft das Zugehörigkeitsgefühl von Immigrant*innen erhöhen kann, wenn 

diese von den Staatsbürger*innen als relevant gesehen wird. (Simonsen, 2017, S. 14). Neben 

anderem, wurden die Bewohner*innen der Stadt Wien auch erst kürzlich in einer 2023 

durchgeführten Studie zum Thema Wahlrecht und Doppelstaatsbürger*innenschaft befragt 

(Glantschnigg, 2023, S. 50f)). Die in Österreich arbeitenden Autor*innen Müller Kmet und Bodi-

Fernandez überprüften anhand eines Fragebogens das Zugehörigkeitsgefühl von in 

Österreich lebenden Personen mit türkischem oder (ex)jugoslawischen Migrationshintergrund 

(Kmet & Bodi-Fernandez, 2019). Der italienische Humangeograf Marco Antonsich kritisiert 

jedoch, dass Belonging oftmals in der Geografie und den Sozialwissenschaften als 

selbsterklärender Begriff verwendet oder dieser undefiniert gelassen wird (Antonsich, 2010, S. 

644). Verallgemeinerbare Aussagen zum eigenen Zugehörigkeitsgefühl von Personen ohne 

Pass in Österreich zu treffen, ohne ein individuelles konkreteres Verständnis von persönlichen 

Beziehungen und autobiografischen Faktoren miteinzubeziehen, würde der Belonging 

Definition des amerikanischen Psychologen John Dixon sowie des in Südafrika arbeitenden 

Psychologen Kevin Durrheim (Dixon & Durrheim, 2004, S. 459) widersprechen. Eine 

qualitative Studie soll somit einen Beitrag dazu leisten Zugehörigkeit nicht nur im Kontext von 

Wahlrecht in Österreich besser zu verstehen, sondern auch Zugehörigkeit von Personen mit 
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Migrationsbiografie und dem „Hiergeborenen1-Status“ in Österreich. Zudem handelt es sich 

bei der Wahlrecht-Thematik in Österreich um ein medial und politisch sehr präsentes Thema, 

da es nicht nur mit Integrationsmaßnahmen zu tun hat, sondern immer wieder mit 

Demokratieausschluss (SOS Mitmensch, 2023) von der Menschenrechtsorganisation SOS 

Mitmensch in Verbindung gebracht wird und somit Einfluss auf die Entwicklung der Menschen 

im Kontext politischer Partizipation haben könnte. 

 

1.4 Begriffsdefinitionen 

Entwicklung 

Als Studentin des interdisziplinären Studiums Internationale Entwicklung (IE) ist die 

Auseinandersetzung mit Begrifflichkeiten, vor allem dem Begriff der Entwicklung, sehr wichtig. 

In der IE wird der Begriff und die Bedeutung von Entwicklung kritisch gesehen, da sie laut 

Post-Development (PD) Theoretiker*innen als Fortführung eurozentrischer und an Wachstum 

festhaltender Prinzipien gesehen wird. Solange die konstruierte ‘Notwendigkeit zur 

Entwicklung‘ in alternativen Entwicklungsstrategien nicht hinterfragt und Rückständigkeit und 

Unterentwicklung nicht kritisch betrachtet wird, handelt es sich für PD Theoretiker*innen um 

die Kontinuität von eurozentrischer Wissensproduktion (Klapeer, 2016, S. 126f) und um ein 

„institutionelles Regime der Wahrheitsproduktion“ (Klapeer, 2016, S. 125). Da nach wie vor die 

Entwicklungsdefinition der Vereinten Nationen als Maßstab gilt, wird der Begriff Entwicklung 

verwendet, unter Berücksichtigung des geschichtlichen Hintergrundes und der Problematik 

des Begriffs.  

 

Migrant*innen, Migrationsbiografie, Migrationshintergrund 

Das European Migration Network (EMN), koordiniert von der Europäischen Kommission, 

beruft sich auf die UN-Definition, die Migrant*innen im globalen Kontext als Personen 

bezeichnet  

who is outside the territory of the State of which they are nationals or citizens and who 
has resided in a foreign country for more than one year irrespective of the causes, 
voluntary or involuntary, and the means, regular or irregular, used to migrate 
(Directorate-General on Migration and Home Affairs 2023). 

Erwähnt wird gleichzeitig, dass es keine allgemein anerkannte Definition gibt. In Österreich 

verwenden die Regierung und Statistik Austria den Begriff „Personen mit 

Migrationshintergrund“ und definiert diesen als Menschen,  

deren beide Elternteile im Ausland geboren wurden. Diese Gruppe lässt sich in 
Angehörige der ersten Generation (Personen, die selbst im Ausland geboren wurden) 
und in Angehörige der zweiten Generation (Kinder von zugewanderten Personen, die 
aber selbst im Inland zur Welt gekommen sind) untergliedern (Statistik Austria 2023).  

 
1 Mit diesem Begriff wird sich auf in Österreich Geborene bezogen, mit Verweis auf die österreichische 

#hiergeboren-Kampagne der Menschenrechtsorganisation SOS Mitmensch 
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In anderen Studien und Staaten werden auch Personen mit nur einem im Ausland geborenen 

Elternteil in die Kategorie Menschen mit Migrationshintergrund unterteilt. Es handelt sich 

hierbei um die Einteilung in Kategorien für statistische Zwecke. Hierbei wird laut dem 

Demokratiezentrum jedoch nicht berücksichtigt, wie sich die einzelnen Menschen fühlen oder 

wozu sie sich zugehörig fühlen (Demokratiezentrum Wien, 2023). Auch wenn die 

Begrifflichkeiten in der nachfolgenden Arbeit verwendet werden, wurden sie bei der 

Erstverwendung hervorgehoben, um auf die Problematik der Begriffe und die damit 

einhergehende Homogenisierung von Personengruppen hinzuweisen. 

2 Theoretischer Rahmen 

Zunächst werden die theoretischen Grundbausteine vorgestellt, die zur Beantwortung der 

Forschungsfrage dienen. Der Capability Approach wird beschrieben und in Bezug auf 

politische Partizipation betrachtet. Anschließend wird das Konzept Belonging und die Politics 

of Belonging im Kontext Österreichs und seiner Migrationsgeschichte genauer behandelt. 

 

2.1 Politische Partizipation als Teil menschlicher Entwicklung nach 

Amartya Sen und Martha Nussbaum 

In der politischen Philosophie wird vor allem seit dem Werk von dem amerikanischen 

Philosophen John Rawls A Theory of Justice (1971) über den Begriff der sozialen 

Gerechtigkeit diskutiert und philosophiert. Der Gerechtigkeitsdiskurs beschäftigt sich vor allem 

mit Fragen der Freiheitsrechte im Sinne von Gleichverteilung und sozialen Chancen. Der 

indische Ökonom und Philosoph Amartya Sen versucht mit seinem Capability Approach (CA) 

einen Beitrag zur Frage der Gleichverteilung zu leisten, indem er capabilites als Maßstab für 

menschliches Wohlergehen vorschlägt. Der CA, im Deutschen oft auch als Befähigungsansatz 

übersetzt, wird auch als Human Development Approach (UNDP, 2023) bezeichnet. Das liegt 

daran, dass Sen eine bedeutende Rolle bei der Konzeption der Human Development Reports 

des Entwicklungsprogramms der Vereinten Nationen (UNDP) gespielt hat. Der Ansatz zielt 

darauf ab, das Wohlergehen von Menschen nicht nur anhand ihres Einkommens oder 

materiellen Besitzes zu messen, sondern auch anhand ihrer Fähigkeiten und Möglichkeiten, 

ein erfülltes Leben zu führen. Diese Grundidee spiegelte sich auch im ersten Bericht der UNDP 

für menschliche Entwicklung 1990 wider, als der Human Development Index vorgestellt wurde 

und folgendermaßen beschrieben wurde: 

“[…] is about expanding the richness of human life, rather than simply the richness of 
the economy in which human beings live. It is an approach that is focused on people 
and their opportunities and choices.” (UNDP, 2023) 

Die Berichte der UNDP orientieren sich dahingehend an Sens Ansatz, dass Fähigkeiten als 

Vergleichsmaßstab hinsichtlich der Lebensqualität in den verschiedenen Ländern dienen 
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(Nussbaum, 2015, S. 26). Neben dem Einkommen wurden von diesem Zeitpunkt an auch die 

Lebenserwartung und der Bildungsstand einer Nation in den Ländervergleich zur Feststellung 

des Entwicklungsgrades miteinbezogen. Über die Jahre wurden weitere Verfeinerungen 

vorgenommen, um ein laut UNDP umfassenderes Bild der menschlichen Entwicklung 

zeichnen zu können (UNDP, 2023). 

2.1.1 Amartya Sen’s Development as Freedom 

Die Frage nach den Kriterien für menschliche Entwicklung behandelt Sen sehr detailliert in 

seinem Buch Ökonomie für den Menschen 2011 (Originaltitel in Engl.: Development as 

Freedom). Seiner Auffassung nach ist Freiheit zentral für den Entwicklungsprozess. Er erklärt 

dies anhand zweier unabhängiger Gründe. Zum einen spricht er vom evaluativen Grund – „die 

Beurteilung des Fortschritts hat vor allem bezüglich der Frage zu erfolgen, ob die Freiheiten 

der Menschen zugenommen haben“ (Sen, 2011, S. 14). Zum anderen spricht er vom 

Effektivitätsgrund – hierbei liegt der Fokus auf der Handlungsfähigkeit. „Ob Entwicklung 

erreicht wurde, hängt primär von der Handlungsfähigkeit der Menschen ab“ (Sen, 2011, S. 14). 

Das Erreichen bestimmter Ziele von Menschen hänge von den „ökonomischen Möglichkeiten, 

den politischen Freiheiten, den sozialen Kräften und jenen Bedingungen ab, ohne die das alles 

nicht möglich wäre: gute Gesundheit, Schulbildung, Förderung und Pflege von Initiativen“ 

(Sen, 2011, S. 15 [Herv. i. O.]). 

Damit will er sagen, dass sowohl die institutionellen Rahmenbedingungen als auch die 

Möglichkeiten, die Freiheiten auszuüben gegeben sein müssen für die Durchsetzung sozialer 

Entwicklung. Seiner Überzeugung nach ist Freiheit das oberste Ziel der Entwicklung. Er 

argumentiert, dass wesentliche Freiheiten wie beispielweise elementare Schulbildung und die 

Freiheit der politischen Partizipation einen beträchtlichen Beitrag zum wirtschaftlichen 

Wachstum einer Nation leisten. Die hegemoniale Konzeptualisierung von Entwicklung als 

messbar anhand des Pro-Kopf Einkommens entkräftet er dadurch, dass er in seinem Buch 

Development as Freedom (1999) veranschaulicht, dass Länder wie Brasilien und Südafrika 

zwar im Sinne der Pro-Kopf-Verteilung des Bruttonationalproduktes „entwickelter“ sind als 

China oder Sri Lanka, jedoch eine deutlich schlechtere Lebenserwartung vorweisen als 

letztgenannte Länder. Er zeigt damit auf, dass für das Verständnis von Entwicklung unter 

anderem auch die sozialen Disparitäten in den reicheren Ländern relevant sind und dass 

Entwicklung nicht allein auf ökonomischen Indikatoren basieren sollte, da diese für die 

Beurteilung der Entwicklung eines Landes nicht aussagekräftig genug sind (Sen, 2011, S. 15f). 

 

Sens Argumentation zufolge bedeutet dies, dass auch Länder wie Österreich, die den 

gemessenen ökonomischen Kriterien den Anschein eines hoch entwickelten Landes 

erwecken, unterentwickelt in Bereichen sein könnten, in denen Länder mit niedrigerem 
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Bruttonationalprodukt der Entwicklungsnorm mit mehr individueller Freiheit entsprechen. Um 

das zu überprüfen, wird im nächsten Schritt der Human Development Index Österreichs unter 

die Lupe genommen (siehe Abbildung 3: HDI Österreich). Zusätzlich wird der Migration Policy 

Index herangezogen, um auf mögliche Defizite beziehungsweise im Sinne des 

Entwicklungsparadigmas auf in Österreich unterentwickelte Bereiche im Kontext 

Migrationsmaßnahmen hinzuweisen. 

 

Österreichs Human Development Index 2021 

 

Abbildung 1: HDI Österreich 

Der Human Development Index (HDI) der UNDP misst den Entwicklungsstand eines Landes 

anhand von drei Hauptindikatoren: der durchschnittlichen Lebenserwartung, dem 

Bildungsniveau und dem Bruttonationaleinkommen (GNI per capita). Das Bildungsniveau wird 

anhand der durchschnittlichen Anzahl der Schuljahre für Erwachsene ab 25 Jahren und der 

erwarteten Anzahl der Schuljahre für Kinder im Einschulungsalter gemessen (UNDP, 2023).  

Österreichs HDI wurde mit einem Wert von 0,916 als Very High eingestuft. Österreich belegt 

damit im internationalen Vergleich den 25. Platz von 191 Ländern. Auch beim Social Justice 

Index – bei dem nur 41 Länder miteinander verglichen wurden – hat Österreich mit Platz 17 

auch mit einem Wert über dem EU- und OECD- Durchschnitt abgeschnitten. 2021 wurde in 

Österreich eine durchschnittliche Lebenserwartung von 81, 6 Jahren gemessen und die 

durchschnittliche Schuldauer betrug von 16 erwarteten Schuljahren 12,3 Jahre. Das 

Bruttonationalprodukt betrug 53 619 US-Dollar2 (UNDP, 2022).  

 
2 Zum Vergleich: Deutschlands Bruttonationalprodukt 2021 laut UNDP betrug 54 534 US-Dollar (UNDP, 2022) 
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Da der HDI laut der UNDP nur ein Teil der menschlichen Entwicklung widerspiegelt und Armut, 

Ungleichheit sowie menschliche Sicherheit oder Empowerment nicht wiedergibt, gibt es 

weitere Dimensionen wie den Inequality-adjusted HDI (IHDI), welcher versucht, das Niveau 

der menschlichen Entwicklung unter Berücksichtigung von Verteilungsungleichheit zu 

bestimmen. Wenn keine Ungleichheit zwischen den Menschen in einem Land vorherrscht, 

würde das bedeuten, dass der HDI und der IHDI denselben Wert haben (UNDP, 2023). Im Fall 

Österreich gibt es im Jahr 2021 einen Prozentabfall von 7,1 % von 0,916 auf 0,851. Von den 

drei Dimensionen Bildung, Lebenserwartung und Einkommen wurde die größte Ungleichheit 

im Bereich Einkommen festgestellt. Während die Ungleichheit bei der Lebenserwartung und 

der Bildungsdimension bei beiden unter 3,4 % liegt, wurde eine Einkommensungleichheit von 

14,9 % erfasst (UNDP, 2022). 

 

Österreichs Migration Integration Policy Index 2019 (MIPEX) 

Beim MIPEX werden Maßnahmen in der Politik zur Integration von Migrant*innen in 56 

Ländern verglichen, unter anderem allen EU-Mitgliedsstaaten. Die drei Schlüsseldimensionen 

für die Bewertung der einzelnen Länder waren die grundlegenden Rechte der Migrant*innen, 

gleiche Möglichkeiten und eine gesicherte Zukunft im Land (Solano & Huddleston, 2020c). Mit 

einem Wert von insgesamt 46 Punkten von 100 Punkten liegt Österreich unter dem MIPEX 

Durchschnitt (49), dem EU-Durchschnitt (49) und dem der OECD-Länder (56). Der 

österreichische Integrationsansatz wird von MIPEX als „temporary Integration“ eingestuft, da 

Drittstaatsangehörige zwar Zugang zu grundlegenden Rechten im Bereich Chancengleichheit 

haben, jedoch nicht die langfristige Sicherheit, um sich dauerhaft niederzulassen. Große 

Hindernisse wurden bei der Familienzusammenführung, dem Zugang der 

Staatsbürger*innenschaft und der politischen Partizipation festgestellt. Sowohl der Zugang zur 

Staatsbürger*innenschaft als auch die politische Partizipation wurden für Österreich als 

unfavourable (weniger als 21 Punkte von 100) definiert (Solano & Huddleston, 2020b)3. 

 

Die Bedeutung der bürgerlichen Rechte nach Amartya Sen 

Sen befasst sich in seinem Buch Ökonomie für den Menschen (2010) ausführlich mit Themen, 

die Auswirkungen auf das Individuum (und dessen Freiheit) haben können und betont hierbei 

die Bedeutung der bürgerlichen Rechte. Neben der unmittelbaren Relevanz für das 

menschliche Leben analysiert er auch die Bedeutung der instrumentellen und konstruktiven 

Rolle der politischen Freiheit. Bei der „unmittelbare Wichtigkeit“ (Sen, 2011, S. 182 [Herv. i. 

O.]). argumentiert er vor allem, dass politische Freiheit und somit bürgerliche Rechte konkret 

 
3 Zum Vergleich: Deutschland erreichte eine Punktezahl von 42 bei Zugang zur 
Staatsbürger*innenschaft und 62 bei Politischer Partizipation. Österreichs Punktezahl belief sich bei 
ersterem auf 13 und bei letzterem auf 20 Punkte (Solano & Huddleston 2020. 
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mit Verwirklichungschancen zusammenhängen und dadurch Einfluss auf das persönliche 

Leben haben (Sen, 2011, S. 182). Vor allem Nussbaum erläutert dies durch ihre Liste „die 

zentralen menschlichen Fähigkeiten“ (Nussbaum, 2010, S. 112) in ihrem Buch Grenzen der 

Gerechtigkeit (2010) im Detail (siehe Kapitel 2.1.2). Die instrumentelle Bedeutung politischer 

Freiheit argumentiert Sen damit, dass sich Wertesysteme vor allem in öffentlichen Debatten 

herauskristallisieren und es Rede- und Meinungsfreiheit und demokratische Wahlen benötigt, 

um für die Werte einstehen und sich Gehör verschaffen zu können. Regierende in 

demokratischen Systemen haben das Bedürfnis beziehungsweise die Motivation, der 

Bevölkerung zuzuhören, da sie auf ihre Unterstützung bei Wahlen angewiesen sind. Länder 

mit unzensierter Presse und Oppositionsparteien, die offen Kritik üben können, sind laut Sen 

viel seltener (faktisch nie) von Hungersnöten betroffen als Länder mit Einparteienregierungen, 

technokratische und nationalistische Diktaturen (Sen, 2011, S. 187). Damit erklärt Sen auch 

die Korrelation von ökonomischen Bedürfnissen und politischer Freiheit. Menschen rufen nicht 

nach politischer Freiheit, wenn diese im Widerspruch zur Verbesserung ihrer ökonomischen 

Bedürfnisse steht (Sen, 2011, S. 183). Durch die Möglichkeit, politische Rechte 

wahrzunehmen, wird die Politik dazu angehalten, auf wirtschaftliche Notlagen zu reagieren. 

Erst durch Kritik, Diskussionen und den öffentlichen Diskurs kann auf die Notlagen adäquat 

reagiert werden. Öffentliche Dialoge beeinflussen dadurch die Entscheidungen der Politik und 

zeigen dadurch die konstruktive Rolle politischer Freiheit auf (Sen, 2011, S. 188). 

 

2.1.2 Marta Nussbaums Liste der zentralen menschlichen Fähigkeiten 

Die amerikanische Philosophin Martha Nussbaum legt ebenfalls größten Wert auf politische 

Partizipation und erstellte, anders als Sen, eine Liste von Fähigkeiten (ohne den Anspruch auf 

Vollständigkeit), um einen Schwellenwert für jede Fähigkeit festzulegen „unterhalb dessen ein 

wirklich menschliches Tätigsein den Bürgerinnen und Bürgern nicht möglich ist“ (Nussbaum, 

2010, S. 105). In ihrem Werk Die Grenzen der Gerechtigkeit (2010) macht sie darauf 

aufmerksam, dass es nach wie vor ungelöste Probleme im Kontext der sozialen Gerechtigkeit 

gibt. Allen voran nennt sie drei, welche sie versucht in ihrem Buch zu analysieren (Nussbaum, 

2010, S. 14ff). Sie thematisiert „das Problem der Gerechtigkeit gegenüber Menschen mit 

körperlichen und geistigen Behinderungen“ (Nussbaum, 2010, S. 14), „Umgang mit 

nichtmenschlichen Tieren“ (Nussbaum, 2010, S. 15) und – relevant für die vorliegende Arbeit 

vor allem – „die Ausweitung der Gerechtigkeit auf alle Bürgerinnen und Bürger der Welt“ 

(Nussbaum, 2010, S. 15). Nussbaum ist davon überzeugt, dass ihre Version des Capability 

Approach einen Beitrag zu einer tieferen Auseinandersetzung mit den drei Problemen 

ermöglicht und „zu wertvollen Einsichten führt, die den Lösungsansätzen aus der Tradition des 

Gesellschaftsvertrages John Rawls überlegen sind“ (Nussbaum 2010: 19). Während Amartya 

Sen durch den Capability Approach einen Beitrag zu Fragen sozialer Gerechtigkeit leisten 
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wollte, indem Fähigkeiten zur Einschätzung der Lebensqualität im Vordergrund stehen 

(Nussbaum, 2015, S. 28), ist es Nussbaums Anspruch „Schwellenwerte zu konzipieren, die 

als politische Prinzipien für eine liberale pluralistische Gesellschaft dienlich sein sollen“ 

(Nussbaum, 2010, S. 105). Damit möchte sie betonen, dass sich die Lebensqualität der 

Menschen plural und distinktiv zusammensetzt und nicht auf ein Vergleichsmaß reduzieren 

lässt. Aus diesem Grund verwendet sie bewusst den Plural „Fähigkeiten“ (Nussbaum, 2015, 

S. 27). 

Im Buch Die Grenzen der Gerechtigkeit schlüsselt sie folgende Punkte auf:   

1. „Leben: Die Fähigkeit, ein menschliches Leben normaler Dauer bis zum Ende 

zu leben; nicht frühzeitig zu sterben und nicht zu sterben, bevor dieses Leben so 

eingeschränkt ist, daß [sic] es nicht mehr lebenswert ist.  

2. Körperliche Gesundheit: Die Fähigkeit, bei guter Gesundheit zu sein, wozu auch 

die reproduktive Gesundheit, eine angemessene Ernährung und eine angemessene 

Unterkunft gehören.  

3. Körperliche Integrität: Die Fähigkeit, sich frei von einem Ort zum anderen zu 

bewegen; vor gewaltsamen Übergriffen sicher zu sein, sexuelle Übergriffe und 

häusliche Gewalt eingeschlossen; Gelegenheit zur sexuellen Befriedigung und zur 

freien Entscheidung im Bereich der Fortpflanzung zu haben.  

4. Sinne, Vorstellungskraft und Denken: Die Fähigkeit, die Sinne zu benutzen, sich 

etwas vorzustellen, zu denken und zu schlußfolgern [sic] – und dies alles auf jene 

„wahrhaft menschliche“ Weise, die von einer angemessenen Erziehung und 

Ausbildung geprägt und kultiviert wird, die Lese- und Schreibfähigkeit sowie basale 

mathematische und wissenschaftliche Kenntnisse einschliesst [sic], aber keineswegs 

auf sie beschränkt ist. Die Fähigkeit, im Zusammenhang mit dem Erleben und 

Herstellen von selbstgewählten religiösen, literarischen, musikalischen etc. Werken 

und Ereignissen die Vorstellungskraft und das Denkvermögen zu erproben. Die 

Fähigkeit, sich seines Verstandes auf Weisen zu bedienen, die durch die Garantie 

der politischen und künstlerischen Meinungsfreiheit und die Freiheit der 

Religionsausübung geschützt werden. Die Fähigkeit, angenehme Erfahrungen zu 

machen und unnötigen Schmerz zu vermeiden.  

5. Gefühle: Die Fähigkeit, Bindungen zu Dingen und Personen außerhalb unserer 

selbst aufzubauen; die Fähigkeit, auf Liebe und Sorge mit Zuneigung zu reagieren 

und auf die Abwesenheit dieser Wesen mit Trauer; ganz allgemein zu lieben, zu 

trauern, Sehnsucht, Dankbarkeit und berechtigten Zorn zu fühlen. Die Fähigkeit, an 

der eigenen emotionalen Entwicklung nicht durch Furcht und Ängste gehindert zu 

werden. (Diese Fähigkeiten zu unterstützen, heißt auch, jene Arten der menschlichen 
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Gemeinschaft zu fördern, die erwiesenermaßen für diese Entwicklung entscheidend 

sind.)  

6. Praktische Vernunft: Die Fähigkeit, selbst eine persönliche Auffassung des 

Guten zu bilden und über die eigene Lebensplanung auf kritische Weise 

nachzudenken. (Hierzu gehört der Schutz der Gewissens- und Religionsfreiheit.)  

7. Zugehörigkeit: 

A4 Die Fähigkeit, mit anderen und für andere zu leben, andere Menschen 

anzuerkennen und Interesse an ihnen zu zeigen, sich auf verschiedene Formen 

der sozialen Interaktion einzulassen; sich in die Lage eines anderen 

hineinzuversetzen. (Der Schutz dieser Fähigkeit erfordert den Schutz jener 

Institutionen, die diese Formen der Zugehörigkeit konstituieren und fördern, sowie 

der Versammlungs- und Redefreiheit.) 

B Über die sozialen Grundlagen der Selbstachtung und der Nichtdemütigung zu 

verfügen; die Fähigkeit, als Wesen mit Würde behandelt zu werden, dessen Wert 

dem anderer gleich ist. Hierzu gehören Maßnahmen gegen die Diskriminierung auf 

der Grundlage von ethnischer Zugehörigkeit, Geschlecht, sexueller Orientierung, 

Kaste, Religion und nationaler Herkunft. 

8. Andere Spezies: Die Fähigkeit, in Anteilnahme für und in Beziehung zu Tieren, 

Pflanzen und zur Welt der Natur zu leben. 

9. Spiel: Die Fähigkeit zu lachen, zu spielen und erholsame Tätigkeiten zu 

genießen. 

10. Kontrolle über die eigene Umwelt: 

A Politisch: Die Fähigkeit, wirksam an den politischen Entscheidungen 

teilzunehmen, die das eigene Leben betreffen; ein Recht auf politische 

Partizipation, auf Schutz der freien Rede und auf politische Vereinigungen zu 

haben. 

B Inhaltlich: Die Fähigkeit, Eigentum (an Land und an beweglichen Gütern) zu 

besitzen und Eigentumsrechte auf der gleichen Grundlage wie andere zu haben; 

das Recht zu haben, eine Beschäftigung auf der gleichen Grundlage wie andere 

zu suchen; vor ungerechtfertigter Durchsuchung und Festnahme geschützt zu 

sein. Die Fähigkeit, als Mensch zu arbeiten, die praktische Vernunft am 

Arbeitsplatz ausüben zu können und in sinnvolle Beziehungen der wechselseitigen 

Anerkennung mit anderen Arbeitern treten zu können“ (Nussbaum, 2010, S. 112ff 

[Herv. i. O.]). 

 
4 Aus dem Original übernommen (A und B gelten als Unterpunkte) 
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Ihre Liste beinhaltet die wesentlichen menschlichen Fähigkeiten, die, ihrer Recherche nach, 

die Idee eines menschenwürdigen Lebens definieren. Der Grundgedanke dieser Liste ist, dass 

sie als Richtlinie für die Regierungen weltweit dienen soll, um sicherzustellen, dass sie nicht 

ihrer Verantwortung ausweichen können. Diese Liste enthält grundlegende Fähigkeiten wie 

beispielsweise die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, körperliche Unversehrtheit, Bildung und 

politische Teilhabe, die alle darauf abzielen, die Fähigkeit eines Individuums zu verbessern, 

um das eigene Leben sinnvoll gestalten zu können. Sie betont, dass diese Fähigkeiten jedem 

zustehen, unabhängig von den politischen Gegebenheiten und diese somit „vorpolitisch“ sind.  

In my view, these central entitlements are prepolitical, belonging to people 
independently of and prior to membership in a state; and they generate constraints 
that political institutions must meet, if they are to be even minimally just. In other 
words, they belong to humans just on account of their human dignity, and would be 
there even if there were no political organization at all, although no doubt they would 
not be secured to people. (Nussbaum, 2011a, S. 25)  

In einem gerechten Gesellschaftssystem sollten politische Institutionen Maßnahmen ergreifen, 

um die Ausübung dieser Fähigkeiten den Menschen zu ermöglichen (Nussbaum, 2011a, S. 

25). Durch die Liste wird deutlich, dass Nussbaum nicht nur von internen Fähigkeiten 

beziehungsweise emotionalen Bedürfnissen spricht, sondern vielmehr von Grundrechten. 

Diese Grundrechte gelten als die Grundbausteine um die damit zusammenhängenden 

internen Fähigkeiten umsetzen zu können. Nussbaum nennt diese Fähigkeiten combined 

capabilities, welche sich aus den internen Fähigkeiten („Being able to participate effectiveley 

in political choices“, siehe Nussbaum 1987; S. 24) und den sozialen und politischen 

Bedingungen des Umfeldes zusammensetzen (Nussbaum 2011: 22). Nussbaum 

unterscheidet deswegen zwischen internal capabilities and combined capabilities. Diese 

Unterscheidung ist wichtig, da eine Gesellschaft womöglich das eine ermöglicht, doch das 

andere verhindert. Eines ihrer Beispiele, relevant für diese Arbeit und auf Österreich 

anwendbar, bezieht sich auf die Fähigkeit politisch partizipieren zu können (Nussbaum 2011: 

21).  

Many people who are internally capable of participating in politics are not able to 
choose to do so in the sense of combined capability: they may be immigrants without 
legal rights, or they may be excluded from participation in some other 
manner(Nussbaum 2011: 22).  

Ihrer Ansicht nach sollten Menschen nicht nur Zugang zu diesen Fähigkeiten haben, sondern 

auch die Möglichkeit, sie aktiv ausüben und nutzen zu können. 

Nussbaums Verständnis zur Kontrolle über die eigenen Umwelt beinhaltet vor allem folgende 

Punkte: 

1. „Aktives und passive Wahlrecht,  
2. Recht auf freie Meinungsäußerung und Versammlungsfreiheit (A),  
3. Recht auf Eigentum sowie  
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4. Recht aus (menschenwürdige) Arbeit und  
5. das Recht auf Schutz vor (staatlichen) Eingriffen in die Privatsphäre (B).“(Nathschläger, 

2014, S. 141f) 

Eine kontrollierte Umwelt bedeutet, dass die Gesellschaft Mechanismen und Institutionen 

schaffen sollte, die die individuellen Grundrechte und die Freiheit aller Bürger*innen 

gewährleisten. Dazu gehören zum Beispiel politische Freiheiten wie Meinungsfreiheit, 

Versammlungsfreiheit und das Recht auf Beteiligung an politischen Prozessen durch das 

aktive und passive Wahlrecht (Nussbaum, 2015, S. 42). Martha Nussbaum argumentiert 

für ein inklusives politisches System, das die politische Teilhabe für alle Bürger*innen 

fördert, unabhängig von Geschlecht, Rasse, sozialem Status oder anderen 

Merkmalen. Sie betont die Notwendigkeit, Hindernisse für die politische Teilhabe 

abzubauen und der demokratische Entscheidungsfindung sowie persönlichen Freiheit 

der Individuen mehr Gewicht in den Gesellschaften einzuräumen. (Nussbaum, 2010, 

S. 109) Durch die Wertschätzung der persönlichen Freiheit, soll sichergestellt werden, 

dass jede*r die Möglichkeit hat, ihre*seine Stimme zu erheben und politische 

Verantwortung zu übernehmen. Fähigkeiten dienen hierbei als grundlegende 

politische Prinzipien, die zu einer liberaleren und pluralistischeren Gesellschaft führen 

sollen (Nussbaum, 2010, S. 105). 

Der Punkt "Zugehörigkeit" bezieht sich auf die Fähigkeit eines Individuums, soziale 

Beziehungen zu anderen Menschen aufzubauen und zu pflegen. Die Fähigkeit zur 

Zugehörigkeit ist von zentraler Bedeutung für das menschliche Wohlbefinden und die soziale 

Integration. Es geht dabei um die Möglichkeit, in einer Gemeinschaft integriert zu sein und sich 

an gesellschaftlichen Interaktionen beteiligen zu können. Durch das Schützen von 

Institutionen, die diese Interaktionen und Beziehungen ermöglichen, wird auch die Freiheit der 

politischen Rede geschützt (Nussbaum, 2015, S. 42). Dadurch entsteht eine Umgebung, in 

der Menschen ihre individuellen Fähigkeiten ausschöpfen können und sich Teil der 

Gemeinschaft fühlen. Dies ist ein wesentlicher Aspekt einer gerechten und inklusiven 

Gesellschaft. Nussbaum definiert Zugehörigkeit außerdem als die Fähigkeit mit einer Würde 

behandelt zu werden, die anderen Menschen gleich ist (Nussbaum, 2015, S. 42). 

 

Auch die MIPEX-Entwickler Solano und Huddleston betonen auf Grundlage von über 100 

wissenschaftlichen Studien die Relevanz der Integrationspolitik. Diese habe großen Einfluss 

darauf, wie Migrant*innen in einem Land angenommen werden. Nicht nur die Bereitschaft der 

Öffentlichkeit mit Zuwander*innen zu interagieren wird durch die Integrationspolitik bedingt, 

sondern auch die subjektive Einstellung von Zuwander*innen zum Land, ihr 

Zugehörigkeitsgefühl, ihre Gesundheit und ihre Beteiligung hängt damit zusammen (Solano & 

Huddleston, 2020c). 



   

 

20 
 

 

Was unter Zugehörigkeit und Zugehörigkeit im Kontext von Politik gemeint ist, wird im 

nächsten Abschnitt genauer erläutert. 

 

2.2 Konzepte von Zugehörigkeit 

Das Konzept Belonging sowie die Begrifflichkeiten Zugehörigkeit und Zugehörigkeitsgefühl 

werden in verschiedenen Disziplinen, allen voran der Psychologie, in den 

Sozialwissenschaften und der Geografie, verwendet. Aufgrund der unterschiedlichen 

Ansprüche der Disziplinen an das Konzept, wird Zugehörigkeit in den einzelnen Disziplinen 

unterschiedlich analysiert. Die Psychologie zum Beispiel versucht die individuellen 

Unterschiede von Zugehörigkeit zu verstehen, indem Zugehörigkeit als ein individuelles 

Gefühl/eine individuelle Eigenschaft definiert wird, das/die erklären soll, wie eine Person zu 

ihrer Umgebung und den Beziehungen in ihrer Umgebung steht (Fuchs et al., 2021, S. 2). Es 

wird davon ausgegangen, dass Zugehörigkeit ein Bedürfnis ist, dass laut Baumeister und 

Leary tief im Menschen verankert (Baumeister & Leary, 1995, S. 503) und Bestandteil des 

Wohlbefindens eines Individuums ist. Zugehörigkeit wird vor allem in der Psychologie als 

positiv und Teil eines gesunden Zustandes dargestellt, da der Gegensatz Not-Belonging 

(Nicht-Dazugehören) als bedrohlich für die psychische Gesundheit betrachtet wird. (Allen et 

al., 2022, S. 1134) Trotzdem sollten die negativen Aspekte von Zugehörigkeit nicht 

vernachlässigt werden. Diese werden vor allem in den Sozialwissenschaften behandelt, wie 

eben auch von der britisch-israelischen Sozialwissenschaftler*in Nira Yuval-Davis. Sie 

beschreibt in ihrem Buch The situated politics of belonging (2007) die negativen Auswirkungen 

von Zugehörigkeit, indem es als Instrument für Ausgrenzung eingesetzt wird beziehungsweise 

werden kann (Yuval-Daṿis, 2007, S. 7). Während die Psychologie Zugehörigkeit vor allem aus 

einer Perspektive der Persönlichkeitsforschung im Hinblick auf die Erforschung individueller 

Unterschiede operationalisiert, wird Zugehörigkeit in den Sozialwissenschaften vor allem im 

Kontext Exklusion/Inklusion und Zugehörigkeit zu einer Gruppe, Gemeinschaft oder Nation 

analysiert. Während das Belonging-Konzept der Psychologie die Anwendbarkeit in Bezug auf 

kontextspezifische oder sich verändernde, nicht rein individuelle Prozesse vernachlässigt, 

würde der individuelle Fokus und das Gefühl „sich zuhause zu fühlen“ in den 

Sozialwissenschaften zu wenig analysiert werden. Der Anspruch der Sozialwissenschaften ist 

es, Belonging vielmehr im Kontext der gesellschaftlichen Bedingungen zu betrachten (Fuchs 

et al., 2021, S. 3). Der Italienische Humangeograf Marco Antonsich, der sich in seiner 

Auseinandersetzung mit Belonging auf Yuval-Davis bezieht, betont, dass Zugehörigkeit nicht 

für sich steht, sondern durch soziale Beziehungen und Machtbeziehungen bedingt wird 

(Kuurne & Vieno, 2022, S. 281).  
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This means that one’s personal, intimate feeling of belonging to a place should always 
come to terms with discourses and practices of socio-spatial inclusion/exclusion at 
play in that very place and which inexorably conditions one’s sense of place-
belongingness. (Antonsich, 2010, S. 649) 
 

2.2.1 Place of Belongingness nach Marco Antonsich 

Antonsich kritisiert ebenfalls, dass in den Wissenschaften Belonging zu wenig als emotionale 

Bindung analysiert wird; vielmehr werde versucht, das Konzept als Synonym für Identität oder 

Staatsbürger*innenschaft zu verwenden. Aus diesem Grund möchte er mit seiner 

Veröffentlichung von Searching for Belonging – An Analytical Framework (2010) einen Beitrag 

vor allem dazu leisten, Place of Belongingness, wie er es nennt, anhand von fünf Faktoren 

festzumachen. Place of Belongingness definiert er als „belonging as feeling ‘at home’, attached 

to and rooted in a place” (Antonsich, 2010, S. 647 [Herv. i. O.]). Seiner Ansicht nach müssen 

Faktoren wie die Autobiographie, soziale Beziehungen, Kultur, Finanzielles, Rechtliches und 

zusätzlich die Aufenthaltsdauer miteinbezogen werden, wenn von Place of Belongingness 

gesprochen wird. Diese Faktoren würden das Gefühl, sich zuhause fühlen, begünstigen. Mit 

autobiografischen Faktoren meint er vor allem den Einfluss der eigenen persönlichen 

Erfahrungen und Beziehung zu einem spezifischen Ort wie dem Geburtsort. 

Kindheitserinnerungen spielen in dem Kontext ebenfalls eine wichtige Rolle. „Relational 

factors“ beschreibt er als die Verbindungen zu Personen, sowohl enge Freunde als auch 

zufällige, unregelmäßige Bekanntschaften, die das Leben eines Individuums beeinflussen und 

bereichern (Antonsich, 2010, S. 647). 

Als wesentlich bei den kulturellen Faktoren nennt Antonsich die Sprache. Dabei ist nicht nur 

die Linguistik gemeint, sondern Gestik, Mimik, die Art und Weise, wie Situationen durch 

Sprache verstanden und eingeschätzt werden. Außerdem kann Sprache ebenfalls mit 

autobiografischen Faktoren zusammenhängen, wenn durch sie Kindheitserinnerungen oder 

„Heimgefühle“ ausgelöst werden (Antonsich, 2010, S. 648). Ökonomische Faktoren spielen 

dahingehend eine wichtige Rolle, da finanzielle Stabilität Sicherheit vermittelt und dadurch 

einen Beitrag zum Place of Belongingness leisten kann. Relevant für die vorliegende Arbeit 

sind vor allem die „legal factors“, die Antonsich erwähnt. Neben materieller Stabilität bedeutet 

Sicherheit, besonders für Flüchtlinge oder Migrant*innen, oftmals die Möglichkeit eines 

Daueraufenthalts. Staatsbürger*innenschaft ist ebenfalls eine Komponente, die Sicherheit 

erzeugt und für viele Wissenschaftler als „vital dimension of belonging“ (Antonsich, 2010, S. 

648) gesehen wird. Der englische Professor für Kriminologie Ian Loader spricht davon, dass 

Zugehörigkeit in hohem Maße durch die Institutionen vermittelt wird, indem Personen die 

Erfahrung machen und erwarten können, dass Institutionen ihre Ansprüche und Rechte 

anerkennen (Loader, 2006, S. 205). Sicherheit bezieht sich dabei nicht allein auf materielle 

Risiken, sondern auch auf die Ressourcen, die Personen zur Verfügung stehen: 
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It has to do with the resources individuals and groups possess for managing the 
unease and uncertainty that the risks present in their environment generate – and 
these resources differ in amount according to people's sense of their place within that 
environment.” (Loader, 2006, S. 210)  

Ob mit gewissen Unsicherheit umgegangen werden kann, hängt somit stark damit zusammen, 

welche Rechte eine Person im Land hat und ob sie beispielsweise Sozialleistungen oder eine 

Arbeitserlaubnis erhält. Ein für Antonsich noch vordringlich zu erwähnender Punkt ist die 

Dauer des Aufenthalts im Land. Diese spiele ebenfalls eine Rolle beim Gefühl sich ‘zuhause‘ 

zu fühlen. Der Humangeograf erwähnt außerdem, dass die Abwesenheit eines Gefühls von 

Place of Belongingess nicht, wie oftmals vermutet, Exklusion (Politics of Belonging) ist, 

sondern vielmehr das Gefühl von Einsamkeit, Isolation und „dis-placement“ (Antonsich, 2010, 

S. 649) Obwohl Place of Belongingness sich vorrangig mit dem Individuum und der eigenen 

persönliche Verortung und Emotionen beschäftigt, bedeutet dies nicht, dass Machtverhältnisse 

und physischer Raum keinen Einfluss haben. Antonsich spricht davon, dass Ablehnung oder 

das Gefühl nicht dazuzugehören, Auswirkungen auf das persönliche Zugehörigkeitsgefühl und 

somit auf Place of Belongingness haben (Antonsich, 2010, S. 649). 

 

2.2.2 Belonging und Politics of Belonging nach Nira Yuval Davis 

Das Belonging Verständnis der Sozialwissenschaftlern Nira Yuval-Davis ist sehr breit. Sie 

spricht davon, dass man sich auf viele verschiedene Arten zu vielen verschiedenen Dingen 

verbunden fühlen kann. Sie betont aber die Wichtigkeit, Belonging als etwas Dynamisches zu 

betrachten und nicht als etwas Verfestigtes. Die Fixiertheit auf Letzteres beschreibt sie als „a 

naturalized construction of a particular hegemonic form of power relations.” (Yuval-Davis, 

2011, S. 12) Für ein besseres Verständnis der Komplexität von Belonging, unterscheidet sie 

zwischen drei Facetten, die bei der Konstruktion von Zugehörigkeit berücksichtigt werden 

sollten. 

Die erste Facette ist jene der „social locations“. Davon wird dann gesprochen, wenn wir 

Zugehörigkeit/en anhand von Geschlecht, Klasse, ethnischer Zugehörigkeit, Nation, Alter oder 

Beruf zuschreiben. Diese Zuschreibungen können im Verlauf der Zeit im Hinblick auf ihre 

Positionalität, Relationalität und Gewichtung ihre soziale Bedeutung verändern. 

Beispielsweise war die Position der Frau in Österreich vor 50 Jahren eine andere als heute. 

Die Zugehörigkeit zum weiblichen Geschlecht war damals an andere Machtverhältnisse 

geknüpft und verstärkt dadurch das Argument, dass gesellschaftlichen Machtpositionen 

aufgrund von Gender im Kontext von social locations fluide und umstritten sind. Diese Fluidität 

verhindert darüber hinaus die Konstruktion von Machthierarchien innerhalb der social 

locations. Auch wenn unterschiedliche wissenschaftliche Zugänge unterschiedliche social 

locations priorisieren, wird eine Hierarchisierung abgelehnt und vielmehr ein intersektionaler 

Ansatz empfohlen. Dies soll auch davon abhalten, social locations auf Basis subjektiver 
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Zuschreibungen zu vereinfachen (Yuval-Davis, 2011, S. 13). Die zweite Facette bezieht sich 

auf „identifications and emotional attachment“. Yuval-Davis möchte darauf aufmerksam 

machen, dass Identitäten Narrative sind, die Menschen einander erzählen. 

Identitätserzählungen können von der Zugehörigkeit zu spezifischen Kollektiven handeln oder 

aber auch das Selbst anhand von Körperbildern, individuellen Eigenschaften usw. definieren. 

Identitätsnarrative können sich verändern, werden aber auch oftmals gesellschaftlich 

reproduziert. Ein entscheidender Aspekt von Identitätsnarrativen ist die emotionale 

Komponente. Diese Formen der Zugehörigkeiten repräsentieren die Sehnsucht und den 

Wunsch dazuzugehören und haben vor allem einen hohen Stellenwert in Situationen, in denen 

die Identitätskonstruktionen bedroht werden (Yuval-Davis, 2006, S. 202). 

As a rule, the emotional components of people’s constructions of themselves and 
their identities become more central the more threatened and less secure they feel. 
In the most extreme cases people are willing to sacrifice their lives*/and the lives of 
others*/in order for the narratives of their identities and the objects of their 
identifications and attachments to continue to exist. (Yuval-Davis, 2006, S. 202)  

Sowohl social locations als auch Identitäten entstehen als Ergebnis bestimmter sozialer 

Praktiken und werden konstruiert. Eine bestimmte soziale Identität bestimmt dadurch nicht 

eine bestimmte social location oder umgekehrt. Diese Freiheit ermöglicht es, eine 

Zugehörigkeit nicht schicksalhaft aufgrund von Biologie oder anderen Zuschreibungen 

hinnehmen zu müssen. Da es historisch sowie gegenwärtig Fälle gab und gibt, in denen 

Menschen Identitäten und Zugehörigkeiten aufgezwungen wurden/werden, ist es laut Yuval- 

Davis und anderen Vertreter*innen wie dem kreolischen Psychiater und Schriftsteller Frantz 

Fanon, so wichtig diese Facetten zu unterscheiden und die Verinnerlichung von konstruierten 

Narrativen des eigenen Selbst beziehungsweise der Identität zu hinterfragen und zu 

bekämpfen (Yuval-Davis 2006:203).  

Die letzte Facette bezieht sich auf die ethischen und politischen Werte, welche Menschen dazu 

bringen, ihre eigene und die Zugehörigkeiten anderer aufgrund ihrer eigenen Wertesysteme 

zu beurteilen. Auch wenn alle drei Facetten miteinander verbunden sind, müssen sie jeweils 

gesondert bei der Auseinandersetzung mit dem Konzept Belonging berücksichtigt werden 

(Yuval-Davis, 2011, S. 12). Das bedeutet, dass Yuval-Davis zufolge Zugehörigkeit sowohl von 

der gesellschaftlichen Positionierung, der konstruierten Identität sowie den individuellen und 

kollektiven Beziehungen als auch vom eigenen und anderen Wertesystemen (Ideologien) 

abhängt und dadurch bedingt wird. Dieser Einfluss von Ideologien und Wertesystemen erzeugt 

schlussendlich inklusive und exklusive Identitäten und Zugehörigkeiten, die Yuval-Davis als 

Politics of Belonging (Politik der Zugehörigkeit) beschreibt (Yuval-Davis, 2011, S. 13). 

 

Die Politik der Zugehörigkeit befasst sich mit den verschiedenen Mechanismen und Praktiken, 

die dazu dienen, Menschen in bestimmte soziale Gruppen einzuteilen und ihre Zugehörigkeit 
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zu definieren. Der französische Politik- und Sozialwissenschaftler John Crowley spricht von 

“the dirty work of boundary maintenance (Crowley, 1999, S. 30) und Yuval-Davis nennt es „the 

intersection of the sociology of power with the sociology of emotions” (Yuval-Davis, 2011, S. 

203). Sie beschreibt es auch als mögliches Zusammentreffen mit anderen Menschen, mit dem 

Zweck herauszufinden, ob sie innerhalb oder außerhalb der imaginierten Grenzen stehen.  

[It] is all about potentially meeting other people and deciding whether they stand inside 
or outside the imaginary boundary line of the nation and/or other communities of 
belonging, whether they are ‘us’ or ‘them’ (Yuval-Davis, 2006, S. 204 Herv. i. O.]). 

Bei der Politik der Zugehörigkeit geht es vorrangig darum, Grenzen zu ziehen, um 

Menschengruppen in „Wir“ und die „Anderen“ zu unterteilen. Yuval-Davis spricht von 

imaginierten Grenzen, da diese durch konstruierte social locations, eigene Erfahrungen und 

die Vorstellung vom eigenen Selbst kreiert werden. Grenzen wie jene eines Nationalstaates 

werden durch politische Akteure aufrechterhalten und können von ihnen auch gleichzeitig in 

Frage gestellt werden. Diese machtpolitischen Auseinandersetzungen erzeugen verschiedene 

Identitätsnarrative, die dadurch social locations und Rollen zuweisen (Yuval-Davis, 2006, S. 

204ff). Beispiele dafür sind Narrative, die Personen mit islamischer Religionszugehörigkeit als 

Terrorist*innen identifizieren. Es ist wichtig zu beachten, dass die Politik der Zugehörigkeit oft 

mit Fragen der Diskriminierung, des Rassismus, des Sexismus und anderer Formen der 

Ungleichheit verbunden ist, da es sich um Kämpfe handelt, die bestimmen sollen, was 

Zugehörigkeit ausmacht, und wer zu einer Gemeinschaft zählt und wer nicht (Yuval-Davis 

2006: 205). 

 

2.3 Die Migrationspolitik in Österreich 

Wer heute zur Gemeinschaft in Österreich zählt und welche Voraussetzungen Personen 

benötigen, um sich rechtlich Österreicher*innen nennen zu können, bedarf einer historischen 

Auseinandersetzung mit dem Land Österreich im Kontext von transnationaler Migration. Aus 

diesem Grund wird versucht, einen kurzen Überblick über wichtige Ereignisse in Österreich 

zum Thema Zuwanderung und Einbürgerung zu geben, damit ein besseres Verständnis für 

die gegenwärtigen Bedingungen entsteht. 

 

2.3.1 Historischer Hintergrund 

In den letzten zwei Jahrhunderten war Österreich das Zentrum mehrerer Phasen der 

internationalen Migration (IOM, 2015, S. 27). Insbesondere das Ende des Ersten Weltkriegs 

und die Gründung der ersten Republik Österreich brachten mit der „ersten Flüchtlingswelle“, 

wie sie medial gerne genannt wird, und dem Rückführungsprozess nach dem Zusammenbruch 

der österreichisch-ungarischen Monarchie, zwei einschneidende Veränderungen für 

Österreich (Bauböck & Perchinig, 2003, S. 3). 
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Zwischen 1945 und 1989 galt Österreich als wichtiges Transit- und Zielland, unter anderem 

auch für viele Menschen, die vor den kommunistischen Regimen in Ost- und Mitteleuropa 

flohen. Von ca. zwei Millionen Flüchtlingen reisten die meisten weiter nach Westen, doch viele 

erhielten auch den Asylstatus in Österreich. Die prägendsten Ereignisse für die Gesetzgebung 

der österreichischen Zuwanderungspolitik sind vor allem die 1960er, 1970er und späten 

1980er Jahre (Jandl & Kraler, 2003, zit. nach IOM, 2015, S. 29). In den 1950er und 1960er 

Jahren führte der wachsende Bedarf an Arbeitskräften nach dem Zweiten Weltkrieg zu einer 

erstmaligen Liberalisierung der Ausländer*innenbeschäftigung. Gründe für den 

Arbeitskräftemangel in dieser Zeit waren „anhaltendes hohes Wirtschaftswachstum, 

Schrumpfen der industriellen Arbeitskraftreserven unter der Landbevölkerung, Stagnieren 

oder Sinken der Frauenerwerbsbeteiligung aufgrund hoher Geburtenziffern und sozialer 

Geschlechterbarrieren und schließlich eine verlängerte Bildungsphase für Jugendliche“ 

(Bauböck & Perchinig, 2003, S. 6). Das führte dazu, dass 1961 trotz des Widerstands der 

Gewerkschaften, nachdem Unternehmen bereits lange Ausländer*innenbeschäftigung 

gefordert hatten, das Raab-Olah-Abkommen zwischen der Wirtschaftskammer und dem 

Österreichischen Gewerkschaftsbund vereinbart wurde. Ab diesem Zeitpunkt konnten 

inländische Unternehmen Ausländer*innen anwerben, ohne nachweisen zu müssen, dass 

inländische Arbeiter*innen nicht zur Verfügung stehen. Die befristete Beschäftigung von 

jeweils einem Jahr sollte die Gewerkschaften beruhigen und sicherstellen, dass die 

Arbeitnehmer*innen nach einem Jahr wieder abreisen; jedoch war diese Vereinbarung aus der 

Sicht der Unternehmen ineffizient. Sie sahen keinen Sinn darin, bereits angelernte stetig durch 

neu rekrutierte Arbeitskräfte zu ersetzen. Deshalb beschlossen sie, die Verträge der 

ausländischen Arbeitskräfte zu verlängern, wodurch sie zu (ständigen) „Gästen“ in Österreich 

wurden, solange sie beschäftigt waren. Der letzte Schritt beim Übergang von der 

Gastarbeiter*innenbeschäftigung zum Daueraufenthalt war die Umsetzung des 

Familiennachzuges durch die Regierung. Aufgrund der wachsenden Nachfrage nach 

weiblichen Arbeitskräften in der Textilindustrie und im Dienstleistungssektor führte die 

österreichische Regierung das Recht auf Familienzusammenführung für Gastarbeiter*innen 

ein. In den 1960er Jahren hatten Gastarbeiter*innen dann die Möglichkeit, mit ihren Familien 

längerfristig in Österreich zu bleiben (Bauböck & Perchinig, 2003, S. 8). Diese Entwicklung 

wird auch als die Umwandlung von „Gastarbeitern werden Einwanderer“ (Bauböck & 

Perchinig, 2003, S. 6) betrachtet. 

Dies ist keineswegs ein Prozess, der sich grundsätzlich der politischen Kontrolle 
entzieht. Es sind die Rahmenbedingungen der Marktwirtschaft einerseits und der 
liberalen Verfassungsdemokratie andererseits, welche die Steuerung erschweren. Je 
stärker Migranten in den Schutz allgemeiner Menschen- und Bürgerrechte 
einbezogen werden, umso wahrscheinlicher ist es, dass aus temporärer 
Arbeitsmigration permanente Immigration hervorgeht. (Bauböck & Perchinig, 2003, 
S. 8) 
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Arbeitsmigration wurde vermehrt als Belastung wahrgenommen, als nach der Ölkrise 1973 

eine wirtschaftliche Rezession folgte und es zu zunehmender Arbeitslosigkeit in Österreich 

kam. Der Wunsch, den Ausländer*innenanteil an den Beschäftigten zu verringern, führte zum 

Ausländerbeschäftigungsgesetz von 1975. Durch dieses kam es zu strengeren Regulierungen 

bei der Aufenthaltsberechtigung und beim Zugang zum Arbeitsmarkt, was einen Rückgang 

des Anteil beschäftigter Ausländer*innen um 40 % im Zeitraum 1974 und 1984 zu Folge hatte 

(IOM, 2015, S. 29f). Die Zuwanderung blieb jedoch konstant aufgrund der 

Familienzusammenführung (Fassmann & Reeger, 2008, S. 25, zit. nach IOM, 2015, S. 30). 

In den 1980er Jahren kam es zu strukturellen Veränderungen, als das Bundesministerium für 

Inneres die Zuständigkeit für „Ausländer*innenpolitik“ übernahm. Somit veränderten sich ab 

1987 die institutionellen Rahmenbedingungen in Sachen Migrations- und Asylpolitik. Das 

darauffolgende Jahrzehnt war von „Flüchtlingsströmen“, durch den Bürgerkrieg des 

ehemaligen Jugoslawiens, dem Fall des Eisernen Vorhangs und die dadurch politischen 

Veränderungen in Europa geprägt. Die Flüchtlinge aus dem ehemaligen Jugoslawien erhielten 

einen befristeten Schutzstatus, was eine erhöhte Anzahl an Asylsuchenden zur Folge hatte. 

Dieser Anstieg an Asylsuchenden und Zuwander*innen bedeutete politisch das Wachstum der 

Freiheitlichen Partei Österreichs, die sich für „Nullzuwanderung“ einsetzte. Infolgedessen 

wurde eine Reihe von Gesetzesreformen eingeleitet, wie etwa ein Quotensystem für den 

Arbeitsmarkt, ein verschärftes Asylgesetz 1991 und die Schaffung eines neuen 

Bundesasylamts (Fassmann & Reeger, 2008, S. 25, zit. nach IOM, 2015, S. 30). „Es begann 

eine Politisierung der Migrationspolitik, die zuvor durch die Sozialpartner*innenschaft 

weitgehend dem politischen Einfluss und der politischen Debatte entzogen war“ (Rupnow, 

1993). 

Heute wird vor allem im Kontext der Gastarbeit von einem Post-Gastarbeitsregime 

gesprochen, obwohl nach wie vor Kontinuitäten in der heutigen Migrationspolitik festzustellen 

sind. Wie oben geschildert, wurde damals Migration ökonomisiert, indem zwischen „nützlichen, 

verwertbaren und daher erwünschten MigrantInnen einerseits und weniger nützlichen und 

daher unerwünschten (Armuts-)MigrantInnen beziehungsweise Geflüchteten andererseits“ (de 

Jong et al., 2017, S. 39 [Herv. i. O.]) unterschieden wurde. Diese Instrumentalisierung von 

Migrant*innen als nützliche Subjekte wird laut de Jong et al. (2017, S. 29) durch 

Arbeitskraftmodelle, wie beispielsweise hochqualifizierte Personen, Saisonarbeit und Care-

Arbeiter*innen weitergeführt, da diese die Arbeitsmigration nur unter sehr kontrollierten 

Bedingungen erlauben. Während bei Letzteren prekäre Lebens- und Arbeitsbedingungen 

aufgrund arbeitsrechtlicher Unsicherheiten die Folge sind, werden hochqualifizierte Personen 

nach einem Punktesystem bewertet und darüber entschieden, ob sie die notwendigen 

Voraussetzungen und Leistungsfähigkeit mitbringen. Dies führt laut Mecheril et al. (2013, S. 

31) dazu, dass Migrant*innen aus einer ökonomischen Perspektive ihren Aufenthalt in 

https://hdgoe.at/sozialpartnerschaft
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Österreich durch gesellschaftliche Leistungen rechtfertigen müssen. Migration wird dadurch 

nicht mehr, verhindert, wofür das Ausländerbeschäftigungsgesetz sorgen sollte, sondern es 

wird vielmehr versucht diese durch Migrationsmanagement zu steuern. Es wird darauf 

abgezielt, „Migration zu steuern und sie somit nicht zu exkludieren, sondern selektiv und 

differentiell zu inkludieren“ (Hess & Kasparek, 2010, S. 17). Weitere Kritiker*innen der 

österreichischen Migrationspolitik weisen darauf hin, dass sich in der früheren 

Gastarbeiter*innenperiode Migrant*innen zumindest sozial integrieren und in Österreich 

niederlassen konnten, während neue Regulierungen Saisonarbeiter*innen und Care-

Arbeiter*innen mit temporärem Aufenthaltsstatus, den Zugang zu sozialen und politischen 

Rechten verwehren (Jong et al., 2017, S. 39). 

 

2.3.2 Rechtlicher Rahmen in Österreich 

„Every politics of belonging involves two opposite sides: the side that claims belonging and the 

side that has the power of ‘granting’ belonging” (Antonsich, 2010, S. 650) Antonsich betont, 

dass jede Politik der Zugehörigkeit zwei gegensätzliche Seiten hat: Jene Seite die 

Zugehörigkeit fordert, beansprucht oftmals das Recht auf Aufenthalt, welcher von einem 

Daueraufenthalt bis hin zum Erwerb der Staatsbürger*innenschaft reicht (Antonsich, 2010, S. 

650). Um die Situation von Migrant*innen in Österreich auch rechtlich zu verstehen, werden 

die wichtigsten rechtlichen Grundlagen des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes und des 

Staatsbürger*innenschaftsgesetzes erläutert. Darüber hinaus wird anhand von 

Praxisbeispielen die Realität für Zuwanderer*innen im Rahmen der österreichischen 

Migrationspolitik dargestellt. 

 

Das Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG) 

Das NAG gilt als das Migrationsgesetz in Österreich und ist Teil des Fremdenrechts. Es dient 

dazu, die Zuwanderung zu steuern (vgl. Muzak, 2021) und regelt den Aufenthalt von 

„Fremden“, die sich länger als sechs Monate in Österreich aufhalten wollen. Das Gesetz 

bezieht sich bei Fremden auf alle Personen, die keine Österreicher*innen sind. Es regelt den 

Aufenthalt von EWR-Bürger*innen und Schweizer*innen ab einem Aufenthalt von über drei 

Monate und ebenfalls das Aufenthaltsrecht für Drittstaatsangehörige, die für einen 

rechtmäßigen Aufenthalt in Österreich einen Aufenthaltstitel benötigen. Die Voraussetzungen 

für die Erteilung eines Aufenthaltstitel sind im NAG geregelt (BMI, 2023): 

Aufenthaltstitel werden immer für einen bestimmten Zweck (zum Beispiel für 
hochqualifizierte Erwerbstätige eine "Rot-Weiß-Rot - Karte") erteilt. Die wichtigsten 
Aufenthaltszwecke sind Aufenthaltstitel zur Arbeit/Erwerbstätigkeit, Aufenthaltstitel 
zur Familienzusammenführung und Aufenthaltstitel zu Ausbildungszwecken. Der 
Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“ ist für langfristig in Österreich niedergelassene 
Drittstaatsangehörige vorgesehen. (BMI, 2023) 
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Die allgemeinen Voraussetzungen, die alle Personen erfüllen müssen, um eine 

Aufenthaltsgenehmigung in Österreich zu erhalten, sind 

- Versicherungsschutz 
- ein ständiger Wohnsitz 
- ein regelmäßiges Einkommen von mindestens 1110,26 Euro für Einzelpersonen oder 

1751,56 Euro für Ehegatten5.   

Abgesehen von diesen Voraussetzungen gibt es für Aufenthaltstitel eine bestimmte Quote pro 

Jahr, die nicht überschritten werden darf. Weiters verpflichtet sich jede*r Antragsteller*in, 

der*die über das NAG einen Aufenthaltstitel erhält, zum Erwerb von Kenntnissen der 

deutschen Sprache und der Grundwerte der österreichischen Rechts- und 

Gesellschaftsordnung. Werden diese Anforderungen nicht erfüllt, kann dies zu 

Verwaltungsstrafen, Zahlungen oder zum Entzug des Aufenthaltstitels führen. Das 

Bundesministerium weist auch darauf hin, dass die Erteilung des Aufenthaltstitels nicht die 

Beziehung zu anderen Staaten beeinträchtigen (völkerrechtliche Bedenken) und die 

Öffentliche Ordnung und Sicherheit durch die Person nicht gefährdet werden darf (BMI, 2023). 

In der Praxis sind die allgemeinen Voraussetzungen für den Aufenthaltstitel oft schwer zu 

erfüllen, da private Versicherungen oft nicht alle angegebenen Kosten abdecken. Außerdem 

sind die Kriterien für die Unterbringung oft nicht transparent, was zu einer Ablehnung des 

Aufenthaltstitels aufgrund unangemessener Wohnverhältnisse führen kann. Personen, die 

sich aufgrund des Asylverfahrens bereits im Land befinden und nach Abschluss des 

Asylverfahrens einen Aufenthaltstitel beantragen wollen, müssen laut Gesetz zunächst das 

Land verlassen und einen Aufenthaltstitel vom Ausland aus beantragen. Darüber hinaus sind 

Personen, die eine Verlängerung ihres Aufenthaltstitels beantragen, verpflichtet, innerhalb von 

90 Tagen nach Ablauf ihres Titels das Land zu verlassen. Wenn das Verfahren auf 

Verlängerung des Aufenthaltstitels länger dauert, muss die Person im Ausland auf die 

Entscheidung über die Verlängerung ihres Aufenthaltstitels warten (vgl. Ecker, 2021) 

Das Staatsbürger*innenschaftsgesetz 

Es gibt zahlreiche Definitionen von Staatsbürger*innenschaft; Yuval-Davis beschreibt drei 

gegensätzliche Vorstellungen, was Staatsbürger*innenschaft bedeutet. Während die liberale 

Theorie die Staatsbürger*innenschaft als eine wechselseitige Beziehung von Rechten und 

Pflichten zwischen dem Staat und dem Individuum sieht (Yuval-Davis, 2006, S. 205) erwartet 

man sich aus einer republikanischen Sicht die Loyalität des Individuums gegenüber der Nation 

und der politischen Gemeinschaft und die notwendige Unterstützung zur Erhaltung der Nation 

(Yuval-Davis weist hierbei auf die Opferung des eigenen Lebens für die Nation hin). 

 
5 Richtsätze für das Jahr 2023 (BMI, 2023) 
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Kommunitaristische Theorien erwarten sich nicht nur die Loyalität des Individuums zu einem 

Gemeinwesen, sondern, dass es sich als Produkt der Gemeinschaft sieht (Yuval-Davis, 2006, 

S. 205f). 

 

In Österreich basiert das Staatsbürger*innschaftsrecht auf dem ius sanguinis 

(Abstammungsprinzip) und unterscheidet sich dadurch vom ius solis (Territorialprinzip) 

Während das Territorialprinzip die Staatsangehörigkeit aufgrund der Geburt in einem 

spezifischen Staatsgebiet verleiht (wie beispielsweise die USA oder Frankreich), ist das 

Abstammungsprinzip das „Recht des Blutes“. Dabei wird die Staatsbürger*innenschaft der 

Eltern auf das Kind übertragen. Der Zugang zur österreichischen Staatsbürger*innenschaft 

wird mit der Geburt über das Abstammungsprinzip (ius sanguinis) gewährt. Unabhängig vom 

Geburtsort erhält das Kind die Staatsbürger*innenschaft der (Valchars & Bauböck, 2021, S. 

49f). Für Zuwander*innen gibt es die Möglichkeit, die österreichische Staatsbürger*innenschaft 

verliehen zu bekommen aufgrund eines Rechtsanspruches, aufgrund Ermessens, bei 

Wohnsitz im Ausland, bei Putativösterreicher*innen6 oder für Verfolgte des 

Nationalsozialismus und deren Nachkommen (BMF, 2023c). 

Die Voraussetzungen für die Verleihung der österreichischen Staatsbürger*innenschaft 

aufgrund eines Rechtsanspruches, beispielsweise an Hiergeborene oder auch Personen, die 

bereits seit einer langen Zeit in Österreich leben, sind neben den allgemeinen 

Voraussetzungen, unter anderem die Unbescholtenheit, ein gesicherter Lebensunterhalt, 

Deutschkenntnisse, ein langfristiger rechtmäßiger Aufenthalt,7 eine „bejahende Einstellung zur 

Republik Österreich und Gewährleistung, dass keine Gefahr für die öffentliche Ruhe, Ordnung 

und Sicherheit besteht“ (BMF, 2023a), kein Näheverhältnis zu terroristischen Gruppen und der 

Verlust der bisherigen Staatsbürger*innenschaft (BMF, 2023a). 

Neben der Überprüfung, ob ein rechtmäßiger Aufenthalt über die letzten mindestens sechs 

Jahre vorliegt, sollten die Personen über Deutschkenntnisse auf dem Sprachniveau von B2 

verfügen oder alternativ mit dem Niveau B1 ihre persönliche Integration nachweisen. Unter 

persönlicher Integration wird eine mindestens dreijährige Ausbildung/ehrenamtliche Tätigkeit 

oder berufliche Tätigkeit in einem offiziell als gesellschaftsrelevant definierten Bereich wie 

 
6 „Bei "Putativösterreicherinnen"/"Putativösterreichern" handelt es sich um Personen, die von 
österreichischen Behörden fälschlich als österreichische Staatsbürgerinnen/österreichische 
Staatsbürger behandelt wurden, dies jedoch nicht selbst zu verantworten haben.“(Bundesministerium 
für Finanzen, 2023b [Herv. i. O.]) 
7 „Mindestens zehnjähriger rechtmäßiger und ununterbrochener Aufenthalt in Österreich, davon 
mindestens fünfjährige Niederlassungsbewilligung; Abweichungen von dieser Voraussetzung 
bestehen bei der Verleihung der Staatsbürger*innenschaft aufgrund eines Rechtsanspruches (u.a. an 
Personen, die im Besitz einer EU-/EWR-Staatsangehörigkeit sind)“ (BMF, 2023b [Herv. i. O.]) 

https://www.oesterreich.gv.at/themen/leben_in_oesterreich/aufenthalt.html
https://www.oesterreich.gv.at/themen/leben_in_oesterreich/aufenthalt/3/2.html
https://www.oesterreich.gv.at/themen/leben_in_oesterreich/staatsbuergerschaft/1/Seite.260422.html
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beispielsweise im Sozial- und Gesundheitsbereich verstanden. Asylberechtigte müssen einen 

mindestens zehnjährigen Aufenthalt in Österreich vorweisen können (BMF, 2023c). 

In der Praxis ist es sehr schwierig, alle Kriterien zu erfüllen. Wird beispielsweise die Frist für 

die Verlängerung der Aufenthaltserlaubnis einmal innerhalb von zehn Jahren versäumt, wird 

der Aufenthalt neu berechnet, und die vorherigen Zeiträume gelten nicht, weil die Kohärenz 

fehlt. Außerdem darf man sich als potenzielle*r Antragsteller*in nicht mehr als 20 % der in 

Österreich erforderlichen Aufenthaltsdauer im Ausland aufgehalten haben. Zudem ist die 

Wartezeit von zehn Jahren, bis ein Antrag gestellt werden kann, im internationalen Vergleich 

sehr lang. Länder wie Australien oder Kanada verlangen zum Beispiel einen Mindestaufenthalt 

von vier Jahren. Weltweit beträgt die gesetzliche Wartezeit für die Staatsbürger*innenschaft in 

48 % der Länder fünf Jahre oder weniger (Valchars & Bauböck, 2021, S. 60f) 

2021 besaßen 17,1 % der österreichischen Bevölkerung nicht die österreichische 

Staatsbürger*innenschaft (Valchars & Bauböck, 2021, S. 75) und zu Beginn des Jahres 2023 

sogar 19 % (Statistik Austria, 2023). In Österreich wird laut Valchars und Bauböck (2021, S 

75) die Staatsbürger*innenschaft als Belohnung für einen erfolgreichen Integrationsprozess 

verliehen, nicht um den Integrationsprozess zu unterstützen. Das wurde vom ÖVP-

Verfassungssprecher im Mai 2022 in einer Presseaussendung bestätigt.  

Die österreichische Staatsbürger*innenschaft ist das höchste Gut in unserer Republik 
und daher zu Recht der krönende Abschluss eines gelungenen Integrationsprozesses 
(APA-OTS, 2022a).  

Die Staatsbürger*innenschaft wird vor allem von der konservativen Österreichischen 

Volkspartei (aktuell in der Regierung als Koalitionspartner mit den Grünen) in den Medien 

immer wieder als „hohes Gut“8 bezeichnet und dies als Argument dafür verwendet, die 

Einbürgerungspolitik nicht zu ändern. Die Freiheitliche Partei Österreich macht die 

Erwartungen an Österreicher*innen noch deutlicher, indem sie auf ihrer offiziellen Homepage 

angegeben haben, dass die Staatsbürger*innenschaft an jene verliehen werden soll, die 

kulturell bereits tief in Österreich verwurzelt sind. Außerdem erwarten sie von 

Staatsbürger*innen, solidarisch gegenüber den Landsleuten zu sein sowie „die Leistung von 

Beiträgen zur Erhaltung der Staatsfunktionen sowie den persönlichen Einsatz zur 

Aufrechterhaltung der inneren und äußeren Sicherheit und des sozialen Gefüges“ (FPÖ, 

2023a). 

 
8 Siehe dazu (Vienna Online, 2022a; 2022b) und (John & Tomaselli, 2022)  
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Welche Auswirkungen diese Praxen und die vorangegangen kurz geschilderten Gesetze für 

Personen mit Migrationsbiografie haben, wird im nachfolgenden empirischen Teil erläutert. 

 

3 Empirischer Teil: Auswirkungen der restriktiven 

Einbürgerungspolitik 

3.1 Methode 

In dieser Arbeit wurde eine qualitative Methode gewählt, da, wie bereits erwähnt, die fehlende 

Definition der Begriffe „Zugehörigkeit und Identität“, sowie die Undefinierbarkeit von Belonging 

Anlass dazu geben, sich tiefer mit dem Thema Belonging – besonders auf einer individuellen 

Ebene – auseinanderzusetzen. In der qualitativen Forschung wird die interviewte Person in 

ihrer Ganzheit betrachtet, ohne sie auf einzelne Aspekte zu reduzieren, um ein inhaltliches 

Verständnis zu generieren (Misoch, 2019, S. 2). Aus diesem Grund werden in der vorliegenden 

Arbeit anhand von qualitativen problemzentrierten Interviews die Auswirkungen der fehlenden 

Staatsbürger*innenschaft und somit fehlenden Wahlrecht auf die Betroffenen und ihr 

Zugehörigkeitsgefühl untersucht.  

 

3.1.1 Datensammlung 

Das problemzentrierte Interview (PI) wurde von Witzel im Rahmen eines Forschungsprojekts 

entwickelt und zeichnet sich durch eine offene semi-strukturierte Befragung aus. Es kombiniert 

biographische Methoden, Gruppendiskussionen und Fallanalysen, um eine bestimmte 

Problemzentrierung zu erreichen. Trotz vordergründigem Erzählprinzip der Befragten lenkt die 

interviewende Person das Interview durch die Behandlung einer spezifischen Problemstellung. 

Das PI zielt darauf ab, das Problem genauer zu verstehen, indem es den Befragten ermöglicht, 

ihre Erfahrungen, Perspektiven und Lösungsvorschläge zu teilen. Diese Methode soll helfen, 

relevante Informationen zum Thema zu sammeln, um das Problem besser zu analysieren und 

mögliche Lösungsansätze zu entwickeln. Das PI verwendet Leitfragen, um eine 

Standardisierung und Vergleichbarkeit zu gewährleisten. Es basiert auf den drei 

Grundprinzipien, der Problemzentrierung, Gegenstandsorientierung und Prozessorientierung 

(Kurz et al., 2009, S. 465f). 

 

Problemzentrierung 

Hierbei wurde von der Forscherin bereits im Vorfeld der Interviews die Problemstellung 

erarbeitet und eine Vorannahme getroffen. Während des Forschungsprozess ist es vor allem 

wichtig, das Problem für die Befragten und die Forschung zu formulieren, jedoch gleichzeitig 

nicht allein vom Vorwissen auszugehen. Durch den empirischen Teil und die dadurch neuen 
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Erkenntnisse, kann das generierte Vorwissen zum Problem überprüft oder womöglich auch 

ergänzt werden (Witzel, 1985, S. 231). Es handelt sich also „um „objektiv“ vorhandene 

Problembereiche, die wahrscheinlich für die Befragten relevant sind und an deren 

Rekonstruktion sie mitarbeiten sollen“ (Hölzl, 1994, S. 63). 

In dieser Arbeit ist die Problemstellung die restriktive Einbürgerungspolitik in Österreich und 

das daraus resultierende fehlende Wahlrecht der Befragten. Die Arbeit versucht vor allem 

herauszufinden welche Relevanz dieses Problem für die Interviewten subjektiv hat. 

 

Gegenstandsorientierung 

Bei der Gegenstandsorientierung soll vor allem darauf geachtet werden, dass die Instrumente 

zur Analyse des Problems nicht vorgefertigt übernommen werden sollen, sondern 

kontinuierlich an den Forschungsgegenstand angepasst werden. In der vorliegenden Arbeit 

wurde somit in einigen Fällen die Dialogform zur Nachfrage und die biographische Methode 

bei emotionaleren persönlicheren Fragen genutzt. Witzel (1985, S. 232f) erlaubt auch 

quantitative Methoden „zur Erfassung bestimmter situationsübergreifender Regelhaftigkeiten“ 

(Witzel, 1985, S. 233) 

 

Prozessorientierung 

„Es geht um die flexible Analyse des wissenschaftlichen Problemfeldes, eine 
schrittweise Gewinnung und Prüfung von Daten, wobei Zusammenhang und 
Beschaffenheit der einzelnen Elemente sich erst langsam und in ständigem 
reflexivem Bezug auf die dabei verwandten Methoden herausschälen“ (Witzel, 1985, 
S. 233) 

Ähnlich wie bei der Grounded-Theory ist der Anspruch beim Forschungsprozess nicht eine 

bereits vorab vorhandene Theorie durch die Empirie zu bestätigten, sondern vielmehr diese 

durch die Datensammlung- und Auswertung zu generieren. Witzel bezieht sich dabei auf die 

wechselseitige Begünstigung einer induktiven und deduktiven Vorgehensweise. Es handelt 

sich dabei um ein wechselseitiges Spiel von Datensammlung und dem Erfassen von 

Zusammenhängen und neuen Ideen (Witzel, 1985, S. 233). 

 

Für die schrittweise Gewinnung von Daten, wurde im Vorfeld zur individuellen Befragung ein 

Experteninterview mit dem Geschäftsführer der österreichischen Menschenrechtsorganisation 

SOS Mitmensch, Alexander Pollak, geführt. Dieser konnte Einblick in die von SOS Mitmensch 

ins Leben gerufenen Kampagnen zum Thema Wahlrecht (Pass-Egal-Wahl) und 

Staatsbürger*innenschaftsanspruch (#hiergeboren) verschaffen. Die aus dem Interview 

gewonnen Erkenntnisse wurden bei der Erstellung des Leitfadens für die Einzelinterviews 

berücksichtigt. 
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Die Interviews mit den Betroffenen wurden in semi-strukturierter Form durchgeführt. Anhand 

eines vorgefertigten Leitfadens wurden die relevanten Bereiche zum Thema Zugehörigkeit 

abgefragt, wobei Fragestellungen mit dem Schwerpunkt politische Partizipation und Wahlrecht 

berücksichtigt wurden. Diese Strukturiertheit stellte die Vergleichbarkeit der Daten bei der 

Auswertung der verschiedenen Interviews sicher. Gleichzeitig gilt das semi-strukturierte 

Interview als halboffen, da die Interviewten frei und nach ihrem Ermessen auf die Fragen 

antworten konnten (Misoch, 2019, S. 13). Als Orientierung wurde mit einer Informationsphase 

begonnen, in der die Interviewten über das Forschungsvorhaben informiert wurden. Hierbei 

war es wichtig, dass die Personen verstanden, welche Ziele bei der Befragung verfolgt wurden, 

und dass sie ausreichend über die Freiwilligkeit und Vertraulichkeit aufgeklärt wurden. 

Besonders in der qualitativen Forschung bzw. in der Subjektforschung ist es wichtig, sich mit 

ethischen Grundprinzipien sozialwissenschaftlicher Forschung auseinanderzusetzen und 

diese im Forschungsprozess zu reflektieren (Misoch, 2019, S. 20) Wie auch in der 

vorliegenden Arbeit handelte es sich bei den Befragten um Personen, die über ihr eigenes, 

persönliches Zugehörigkeitsgefühl zu Österreich interviewt wurden. Das Reflektieren der 

eigenen Biographie konnte Verletzbarkeit und Emotionalität sowohl während des Interviews 

als auch danach zur Folge haben (Misoch, 2019, S. 21). Nach der Informationsphase folgte 

die Warm-Up-Phase, in der Einstiegsfragen wie Wer bist du und welche Verortung hast du zu 

Österreich oder auch zu einem anderen Land? gestellt wurden, um auf das Hauptthema leicht 

hinzuführen. In der Hauptphase wurden Fragen gestellt, wie Welche Auswirkung hat es für 

dich, nicht wahlberechtigt zu sein? mit dem Ziel, die Forschungsfrage beantworten zu können. 

Die abschließende Ausklangsphase diente vor allem dazu, den Befragten die Möglichkeit zu 

geben, Offenes oder Wünsche zu äußern. 

 

1.1.1 Die Stichprobe 

Bei der Auswahl der Stichprobe mussten mehrere Kriterien berücksichtigt werden, eines davon 

war der Zugang zum Feld (Misoch, 2019, S. 114). Aufgrund eines Praktikums bei der 

Menschenrechtsorganisation SOS Mitmensch im September 2022 war der Zugang zu 

potenziell für die Forschung interessanten Personen ohne Staatsbürger*innenschaft möglich, 

sowie das Experteninterview mit dem Geschäftsführer und Pressesprecher der Organisation 

Alexander Pollak. Es handelt sich um Personen, die im Zuge der Pass-Egal-Wahl-Kampagne 

von der Organisation interviewt wurden oder sich öffentlich der Kampagne gegenüber 

solidarisch gezeigt haben. Damit es sich bei den Befragten nicht ausschließlich um politisch 

(linksorientierte) aktive Personen in Zusammenhang mit der Organisation SOS Mitmensch 

handelt, wurde auch im persönlichen Umfeld nach Personen gesucht, die die Kriterien erfüllen. 
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Dadurch konnten insgesamt sieben Personen zwischen 19 und 37 Jahren9, mit den Attributen 

in Österreich Geborene ohne Staatsbürger*innenschaft und Migrationshintergrund aufgrund 

des Zuzugs der Eltern aus dem Ausland interviewt werden. Bei zwei Personen wurde der 

Kontakt durch SOS Mitmensch hergestellt, während die anderen fünf Personen im entfernten 

Umfeld gefunden wurden. Aufgrund mehrerer Faktoren wie Zeit, Flexibilität und der 

Bereitschaft der Interviewten, über ihre Erfahrungen zu berichten, wurde das Sampling nicht 

zu sehr eingegrenzt. Es waren sowohl Personen dabei, die noch nie einen 

Staatsbürger*innenschaftsantrag gestellt haben, als auch Personen, die abgelehnt worden 

waren oder vor Kurzem die österreichische Staatsbürger*innenschaft erhalten haben. 

 

Alter Geburtsort Herkunftsland 

der Eltern 

Geschlecht Staatsbürger*innenschaftsstatus 

28 Wien Serbien Weiblich Beantragt/abgelehnt 

29 Vorarlberg Türkei Männlich Noch nie beantragt 

19 Niederösterreich Weißrussland Weiblich Beantragt/erhalten 

27 Wien Kroatien Weiblich Beantragt/abgebrochen 

29 Wien Kroatien Männlich Noch nie beantragt 

25 Wien Kroatien Weiblich Noch nie beantragt 

37 Wien Japan Weiblich Beantragt/erhalten 

Tabelle 1: Stichprobe 

1.1.2 Datenanalyse 

Die thematische Analyse nach der neuseeländischen Psychologin Virginia Braun und der 

englischen Psychologin Victoria Clarke wird vor allem verwendet, um Themen oder 

Bedeutungsmuster in Daten zu erkennen (Braun & Clarke, 2006, S. 78). Beim reflexiven 

Ansatz von Braun und Clarke wird die thematische Analyse in sechs Phasen eingeteilt. In der 

ersten Phase geht es vor allem darum, sich mit den erhobenen Daten vertraut zu machen. 

Durch das Transkribieren der Daten soll die Auseinandersetzung mit dem Material erleichtert 

werden und gleichzeitig eine Vertrautheit mit den Daten geschaffen werden. Im Anschluss 

sollen anhand von Codes die Bedeutungsmuster herausgearbeitet werden. Durch das 

Kodieren relevanter Textpassagen soll es im nächsten Schritt zur Identifizierung von Themen 

kommen. Themen können sowohl deduktiv als auch induktiv erarbeitet werden. Dabei werden 

die herausgearbeiteten Codes den einzelnen Themenbereichen zugeordnet. Der reflexive 

Ansatz ermöglicht es, zwischen den Phasen vor und zurückzugehen, um die bisherigen Daten 

 
9 Die Altersgruppe lässt sich damit erklären, dass der Zuzug nach Österreich historisch erst ab den 1960er Jahren 

für Migrant*innen erleichtert wurde (siehe Kapitel 2.3) und somit zweite Generationen tendenziell jünger sind. 
Außerdem wurde der Zugang zu dieser Altersgruppe dadurch erleichtert, dass die Interviewerin selbst in dieser 
Altersgruppe ist. 
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zu überprüfen und, wenn möglich, neue Erkenntnisse daraus zu ziehen. Dadurch kann sich 

intensiv mit dem Material auseinandergesetzt werden, bevor es zur letzten Phase kommt. In 

Phase sechs werden die Ergebnisse überarbeitet und die Analyse fertiggestellt (Braun & 

Clarke, 2006, S. 79;87fff). Der empirische Teil der Arbeit wurde mit der qualitativen 

Auswertungssoftware MAXQDA kodiert und in Themenbereiche geteilt. Durch das 

theoretische Vorwissen, welches die Leitfragen inspiriert hat, wurden auch induktiv Kategorien 

entwickelt wie beispielsweise „Europäische Identität“ oder auch 

„Diskriminierungserfahrungen“. Bei der Auswertung wurden schlussendlich aus den codierten 

Segmenten und Kategorien sechs Themenbereiche erstellt, die in individuelle Auswirkungen 

und gesellschaftliche Auswirkungen unterteilt wurden. 
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Abbildung 3: Individuelle Auswirkungen 

Abbildung 2: Gesellschaftliche Auswirkungen 
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3.2 Auswertung individueller und gesellschaftlicher Auswirkungen 

Der empirische Teil wurde in individuelle und gesellschaftliche Auswirkungen unterteilt. Ganz 

im Sinne der im theoretischen Kapitel erwähnten Unterscheidung zwischen Antonsichs Place 

of Belongingness und der Politics of Belonging nach Yuval-Davis, wurde bei den individuellen 

Auswirkungen mehr auf die Befragten und deren persönliche Emotionen und Erfahrungen zu 

bestimmten Themen eingegangen und bei den gesellschaftlichen Auswirkungen anhand der 

Wahrnehmungen der Befragten theoretisch Bezug auf die Politics of Belonging genommen. 

Da, wie im Theoriekapitel erwähnt, Identität und Zugehörigkeit mit Machtverhältnissen und 

Wertesystemen zusammenhängen, wurde keine konkrete Trennung bei der Auswertung 

vorgenommen, da die Soziologie der Emotionen nicht ohne die Soziologie der Macht (Yuval-

Davis 2011:203) gedacht werden kann.  

Folgende Themenbereiche wurden sowohl induktiv, durch gewonnene Erkenntnisse während 

der Interviews, als auch deduktiv anhand des theoriegeleiteten Leitfadens herausgearbeitet. 

 

3.2.1 Einbürgerungspolitik 

Beim Thema Einbürgerungspolitik wurden folgende Aspekte im Hinblick auf eine Einbürgerung 

erfragt: 

• Persönliche Erfahrung mit dem Einbürgerungsprozess 

o Auswirkungen der Ablehnung der Staatsbürger*innenschaft 

o Auswirkungen der Verleihung der Staatsbürger*innenschaft 

• Gesellschaftliche Wahrnehmung der Einbürgerung 

Tabelle 2: Einbürgerung 

Die Erfahrungen der Interviewten mit dem Einbürgerungsprozess sind sehr unterschiedlich. 

Ein Grund dafür ist, dass die Anträge unterschiedliche Ausgänge hatten. Wie bereits erwähnt, 

wurde eine Person nach der Antragstellung abgelehnt, zwei Personen haben die 

Staatsbürger*innenschaft erhalten, zwei Personen haben sie noch nie beantragt und zwei 

andere haben den Antrag zurückgezogen.  

Trotz allem haben mehrere von negativen Erfahrungen berichtet, vor allem jene Personen, die 

ihren Antrag in Wien gestellt haben. Im Gegensatz zu jener Person, die den Antrag in 

Niederösterreich gestellt hat und nach zwei Monaten bereits Bescheid bekommen hat, erzählt 

eine Person, dass sie in Wien mehr als ein Jahr keine Rückmeldung erhalten habe und 

insgesamt zwei Jahre mit dem Antrag beschäftigt war, bevor sie ihren Antrag dann selbständig 

zurückgezogen habe. Auch die Person, die die Staatsbürger*innenschaft in Wien beantragt 

und erhalten hat, musste zehn Monate statt der gesetzlichen Dauer von sechs Monaten 

warten. Sie erzählt außerdem von den Absurditäten, die sich, wie sie erlebt hat, bei der 

zuständigen Behörde selbst abspielen und wie ihr Akt verlorenging und auch nicht wieder 

gefunden wurde: 
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[…] kommt auf einmal ein Trupp Menschen, Mitarbeiterinnen von der Abteilung rein 
und fangen an jeden Kasten und jede Schublade in dem Raum zu durchsuchen und 
meine Sachbearbeiterin hat einfach weiter geredet so als würde das gerade nicht 
passieren. Und dann war ich, habe ich sie irgendwann gefragt, suchen diese 
Personen gerade meinen Akt und sie so ja, das ist ganz normal. Das passiert immer 
bei uns. Und dieser Akt wurde auch nie wieder gefunden. (Transkript_M, Pos. 154) 

Die Magistratsabteilung (MA) 35 in Wien wurde medial die letzten Jahre stark kritisiert, da die 

Überprüfung der Verfahren durch den Stadtrechnungshof im Zeitraum 2015 bis 2020 große 

Mängel gezeigt hat, unter anderem im Bereich der Verfahrensdauer im Fachbereich der 

Staatsbürger*innenschaft. Hier konnten lediglich 54 % der Verfahren binnen sechs Monate 

(wie es gesetzlich vorgegeben ist) abgeschlossen werden (Stadtrechnungshof Wien, 2022, S. 

2). Dies führte dazu, dass seit 2021 ein Reformprozess des Einwanderungs- und 

Staatsbürger*innenschaftsmagistrats im Gange ist und bis 2024 abgeschlossen werden soll 

(Presse-Service Stadt Wien, 2021). Es kam bereits zu Verbesserungen im Bereich der 

Digitalisierung und Erreichbarkeit der Behörde, doch laut dem Stadtrechnungshof ergab eine 

Umfrage von 2022, dass die Mitarbeitenden die Arbeitsmenge und den Zeitdruck als belastend 

empfinden; sie wünschen sich Unterstützung durch mehr Personal beziehungsweise eine 

geringere Fluktuation (Stadtrechnungshof Wien, 2022, S. 3). 

Erwähnenswert ist dies in diesem Kontext vor allem deswegen, da die interviewten Personen 

unterschiedliche Erfahrungen aufgrund des Wohnsitzes gemacht haben. Auffällig war, dass 

die interviewte Person aus Vorarlberg eine sehr positive Haltung gegenüber den 

Antragsvoraussetzungen und dem Prozess im Allgemeinen hatte. Die Person informierte sich 

in der Behörde in Bregenz und erhielt den Eindruck, dass es kein großer Aufwand sein werde 

und recht unkompliziert für eine hier geborene, aufgewachsene und arbeitende Person. Dem 

gegenüber hatten die interviewten Personen aus Wien scheinbar mit großen Hindernissen, 

zusätzlich zu den gesetzlichen Hürden, zu kämpfen. Die abgelehnte Person war ebenfalls sehr 

optimistisch ihrem Antrag gegenüber. Unter den Befragten wurde auch klar gesagt, dass sie 

es aufgrund ihrer Biografie als eine Selbstverständlichkeit betrachteten, die beantragte 

Staatsbürger*innenschaft zu erhalten. 

[…] eigentlich selbstverständlich sein soll, weil ich auch in einem Umfeld 
aufgewachsen bin mit fast nur österreichischen also Österreicherinnen. Und ich 
sozusagen die Andersartigkeit von mir selber ja nicht wahrnehme und deswegen das 
für mich so selbstverständlich war (Transkript_O, Pos. 35) 
 
Ich finde auch, dass man es Hiergeborenen und hier Lebenden auf jeden Fall 
einfacher machen sollte, wenn sie die Staatsbürger*innenschaft habe[n] 
(Transkript_A, Pos. 192) 
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Gesellschaftliche Wahrnehmung 

Auch in ihrem Umfeld stoßen die Befragten oft auf Verwunderung, wenn sie erzählen, dass 

sie hier geboren sind, aber keine Staatsbürger*innenschaft haben. 

Leute, die die Staatsbürger*innenschaft haben, wissen nicht, dass es schwer ist, sie 
zu bekommen (Transkript_O, Pos. 25)  
 

Die Leute würden oft davon ausgehen, dass in Österreich Geborene auch die 

Staatsbürger*innenschaft haben, erzählt auch eine andere Person. Eine Person, die auch in 

der Politik aktiv ist, erklärt, dass die Menschen in der österreichischen Gesellschaft oftmals ein 

anderes Verständnis von Politik haben. 

Es gibt schon ein anderes Verständnis für den Menschen eigentlich und die Politik 
und die Gesetze spiegeln glaube ich nicht den Gedanken der Menschen [wieder] 
(Transkript_N, Pos. 16) 

 

Laut einer im Juli 2023 veröffentlichten repräsentativen Studie mit dem Titel Zusammenleben 

in Wien: Einstellungen zu Zuwanderung und Integration 2023 sprachen sich von 1000 

befragten Wiener*innen zwei Drittel (68 %) für das Recht auf Staatsbürger*innenschaft für 

Hiergeborene mit zugewanderten Eltern, die schon lange hier leben, aus. Die Studie führte 

auch die Relevanz der eigenen Migrationsbiografie in diesem Kontext aus, da diese womöglich 

Einfluss auf die Bereitschaft hat Hiergeborenen mit Migrationshintergrund die 

Staatsbürger*innenschaft früher zu gewähren. Doch auch unter den Befragten ohne 

Migrationshintergrund stimmten 65 % der Aussage mit ziemlich oder sehr zu (Glantschnigg, 

2023, S. 49). Diese Einstellung scheint nicht die aktuelle Haltung der Regierung 

widerzuspiegeln, diese sich immer wieder medial gegen eine 

Staatsbürger*innenschaftsreform ausspricht. Der Bundeskanzler Karl Nehammer sehe keinen 

Grund an der bisherigen Praxis etwas zu ändern (Kurier.at, 2022).  

 

Einbürgerungshürden 

Auch wenn die Erfahrungen der Befragten mit dem Einbürgerungsprozess unterschiedlich 

sind, sprechen sie alle von denselben Hürden. Die meisten erwähnen den sehr großen, 

besonders den bürokratischen Aufwand. Es müssen sehr viele Dokumente eingereicht 

werden, oftmals mit einem zehn Jahre zurückliegenden Datum. 

[…] wo ich hingegangen bin zur MA35 um das beim ersten Antrag um das abzugeben 
diesen Stoß an Dokumenten mit Einkommensnachweisen von meinen Eltern ja, wo 
ich schon längst volljährig war. Mit Mietverträgen von 2002 und was weiß ich also 
wirklich mit so einem Stoß (Transkript_O, Pos. 29) 
 

Außerdem spricht eine*r der Befragten davon, dass die Behörde sehr private Einblicke 

verlangte, um herauszufinden, wo die Familie wann war.  

Die wollten eben doch sehr viele private Einblicke, was ja kein Problem ist, aber ich 
war eben so ich bin 19 Jahre alt ich weiß nicht, was ich wo ich vor 10 Jahren war oder 
wann ich auf Urlaub war. (Transkript_D, Pos. 45) 
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Am häufigsten wurde die Einkommenshürde erwähnt, die besonders für zwei der Befragten 

ein großes Problem beim Antragsprozess darstellte. Für diesen muss ein „hinreichend 

gesicherter Lebensunterhalt“ (BMF, 2023b) nachgewiesen werden, was bedeutet ein 

regelmäßiges eigenes Einkommen „im Durchschnitt von 36 Monaten aus den letzten 6 Jahren 

vor dem Antragszeitpunkt“ (BMF, 2023b). Für Alleinstehende muss in der Regel mindestens 

1.110,26 Euro „nach Abzug der monatlichen regelmäßigen Kosten (wie Miete, Kreditraten 

etc.), soweit diese in Summe 327,91 Euro (sogenannter „Wert der freien Station" gemäß § 292 

Abs. 3 ASVG für das Jahr 2023) überschreiten, zur Verfügung stehen“ (BMF, 2023b). 

Beide Personen, die in ihren 20igern die Staatsbürger*innenschaft beantragt haben, wurden 

darüber informiert, dass sie die Einkommensvoraussetzungen noch nicht erfüllen und mit dem 

Antrag noch warten sollen.  

[…] Ok und ich war so ok sorry, also ich bin hier und dann war ich so ein bisschen 
entsetzt und wütend auch teilweise, weil ich war so ich bin hier geboren, 
aufgewachsen in den Kindergarten, in die Schule, habe hier studiert, habe die Matura 
gemacht, wir haben eine Eigentumswohnung in Österreich und jetzt erwartet ihr von 
mir, dass ich innerhalb von zwei Jahren und ich habe nebenbei ein sehr gutes Gehalt, 
wirklich ein gutes Gehalt für österreichische Verhältnisse gehabt, dass ich […] eine 
gewisse Grenze an Gehältern oder Ersparten oder was auch immer haben müssen. 
(Transkript_R, Pos. 25) 
 
Aber die haben von mir mit meinen wie alt war ich da damals 23, 24, nein 25 Jahren 
erwartet, dass ich ein gewisses […] Geld in liquid also als liquides Mittel eingespart 
habe beziehungsweise irgendwo als Anlage investiert habe. Wo ich bei denen auch 
gesagt habe, es tut mir leid, aber wie soll das möglich sein? Also ich bin bis zum 
23igsten Lebensjahr in die Schule gegangen, habe studiert, ich arbeite gerade 
einmal, sage ich einmal Vollzeit, seit 3 Jahren. (Transkript_R, Pos. 21) 

 
Ich habe früh sehr früh zu arbeiten begonnen, ich habe jahrelang im Kulturbereich 
Vollzeit gearbeitet, aber das gängige Kulturbranchengehalt hat es mir trotzdem nicht 
ermöglicht, dass ich mir eine, dass ich mir den Antrag auf die österreichische 
Staatsbürger*innenschaft hätte leisten können. Also ich musste wirklich erst 37 Jahre 
alt werden und in die Privatwirtschaft wechseln und wirklich auch eine 
Führungsposition einnehmen, damit ich sie mir leisten habe können, also sowohl von 
meinem Einkommen her als auch die Einbürgerungsgebühren, die man dann zahlen 
muss. (Transkript_M, Pos. 20) 
 

Für eine der Befragte ist diese Voraussetzung sehr stark mit Privilegien verknüpft und wirklich 

fragwürdig in Bezug auf die Demokratie. 

Es ist die, ich finde es auch vollkommen falsch zu sagen also es an einem Gehalt 
festzumachen, ob man einbürgerungsfähig, würdig ist oder nicht, weil das bedeutet 
ja eigentlich für die Demokratie wieder was bedeutet das? Dass nur gutverdienende 
Menschen mitwählen dürfen? (Transkript_O, Pos. 106) 
 

Eine weitere Hürde ist die Aufenthaltsdauer im Inland, welche eine Person unter den 

Interviewten die Staatsbürger*innenschaft gekostet hat. Denn in Österreich hängen die 

Voraussetzungen für den Erhalt der Staatsbürger*innenschaft davon ab, ob die betreffende 

Person wahlweise einen ununterbrochenen Aufenthalt oder einen ununterbrochenen 

https://www.help.gv.at/linkaufloesung/applikation-flow?leistung=LA-HP-GL-ASVG_292&quelle=HELP&flow=LO
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Hauptwohnsitz in Österreich nachweisen kann (BMF, 2023c). „Ununterbrochener Aufenthalt 

heißt, dass Sie eine gewisse Zeit lang in Österreich gelebt haben. Sie dürfen sich maximal 

20% der Zeit außerhalb Österreichs aufhalten […] müssen nachweisen, dass Sie sich die 

meiste Zeit wirklich in Österreich aufgehalten haben. Berücksichtigt wird der jeweils geforderte 

Zeitraum bis zum Ausstellungsdatum des Bescheids“ (Stadt Wien, 2023b). 

Das bedeutet für Hiergeborene ist die Voraussetzung im Allgemeinen, einen 

ununterbrochenen Aufenthalt in Österreich von sechs Jahren nachweisen zu müssen, wobei 

nicht mehr als 14,4 Monate außerhalb Österreichs verbracht sein dürfen. Wenn beispielsweise 

pro Jahr ein Urlaub von zwei Wochen im Ausland berechnet wird, wären dies auf sechs Jahre 

gerechnet bereits 2,76 Monate. Ein Auslandssemester oder Auslandsstudium könnte und 

würde diesen Rahmen wahrscheinlich sprengen. Auch bei Erwerbstätigen mit Aussicht auf 

Bildungsfreistellung oder ein Sabbatjahr (wenn dieses im Ausland verbracht werden soll) 

besteht die Gefahr, dadurch, über die Auslandsaufenthaltsgrenze zu kommen und erst sechs 

Jahre nach dem Auslandsaufenthalt den Staatsbürger*innenschaftsantrag stellen zu können. 

[…] habe dann die Staatsbürger*innenschaft beantragt und die wurde dann eben 
abgelehnt. Nach einem sehr langwierigen Prozess aufgrund meiner 
Auslandsaufenthalte. Wegen des Studiums in Hamburg einfach, und das war für mich 
natürlich sehr absurd (Transkript_O, Pos. 16) 
 

(…) ich bin in Österreich geboren und habe mein Leben dort gelebt und bin aber jetzt 
fürs Studium weggezogen. Weil es sich für mich angeboten hat und weil mich der 
Studiengang interessiert hat hier im Ausland, und das war dann ein bisschen 
mühsam, weil die Österreicher das nicht so cool fanden, dass ich gegangen bin 
(Transkript_D, Pos. 39) 

 

Während eine Person über diese Hürde nicht Bescheid wusste und dadurch die 

Staatsbürger*innenschaft nicht erhalten hat, ist einer anderen Person diese Hürde im Alltag 

so sehr bewusst, dass sie ihre Entscheidungen demnach auch stark beeinflusst. 

Ich bin in Österreich geboren und aufgewachsen und man erwartet sich von den 
Leuten, sie sollen die Schule machen, sie sollen Matura machen, sie sollen studieren 
gehen, sie sollen Auslandserfahrungen machen und Leute, die nicht Österreicher 
sind, sollen dann am besten noch die Staatsbürger*innenschaft bekommen. Für mich 
ist das nicht möglich, weil wenn ich ein Auslandssemester mache, unterbreche ich 
meinen Daueraufenthalt in Österreich und bin dann für 10 Jahre ja quasi gesperrt für 
die also nicht gesperrt für die Staatsbürger*innenschaft, aber ich muss danach 10 
Jahre dann eigentlich warten. (Transkript_N, Pos. 66) 
 

Die Befragten erwähnten ebenfalls, dass die österreichische Staatsbürger*innenschaft zu 

beantragen sehr teuer ist im Vergleich zu anderen Ländern wie Deutschland beispielsweise. 

Dort wird laut Bundesministerium für Migration und Flüchtlinge ein Betrag von 255,- Euro für 

erwachsene Personen fällig (Bundesamt für Migration und Flüchtlinge, 2023), während in 

Österreich zuzüglich der Antragskosten die Verleihung der Staatsbürger*innenschaft in Wien 

beispielsweise zwischen 1100,- und 1500,- Euro kostet (Stadt Wien, 2023a). Die Kosten 
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variieren dabei von Bundesland zu Bundesland, doch die Bundesgebühren sind ebenfalls 

höher als jene in Deutschland, da diese zwischen 247,90 und 867,40 Euro betragen (BMF, 

2023c). Die tatsächlichen Kosten würden sich jedoch oftmals auf mehr als 2000,- Euro 

belaufen, da zusätzliche Landesgebühren anfallen, wie Migrationsexperte Gerd Valchars 

erläutert (Zwins, 2022). 

 

3.2.2 Staatsbürger*innenschaft 

Der Themenbereich Staatsbürger*innenschaft wird in folgende Unterthemen eingeteilt: 

• Motivation für den Staatsbürger*innenschaftsantrag 

• Auswirkungen die Staatsbürger*innenschaft zu haben beziehungsweise 

nicht zu haben 

• Auswirkungen der Staatsbürger*innenschaft auf das Zugehörigkeitsgefühl 

• Staatsbürger*innenschaft als ‘höchste Gut‘ 

Tabelle 3: Staatsbürger*innenschaft 

Motivation für den Staatsbürger*innenschaftsantrag 

Von den sieben interviewten Personen haben vier mindestens einmal versucht, die 

Staatsbürger*innenschaft zu beantragen. Die Mehrzahl nannte als Hauptmotivation ihre 

Verortung in Österreich, dass sie hier geboren sind, aufgewachsen sind, ihnen die 

Staatszugehörigkeit deswegen zusteht und sie sich hier hingezogen fühlen. 

„[…] lange darüber nachgedacht, dass ich mir den österreichischen Pass mal anlege 
und ihn anfordere. Weil ich es einfach für normal empfinde, weil wenn mich jemand 
fragt, was ich bin, woher ich komme, welche Sprachen ich spreche, ist für mich das 
österreichische oder das ist eigentlich Österreich. (Transkript_R, Pos. 20).“ 

Eine Person erzählte zudem, dass sie durch ihre weißrussische Staatsbürger*innenschaft bei 

Grenzübertritten oder auch wegen der Sprache oftmals unangenehme Situationen erlebt habe. 

Somit war ihr Anliegen neben ihrer persönlichen Verortung in Österreich auch die Hoffnung, 

durch den österreichischen Pass weniger „komisch angeschaut“ (Transkript_D, Pos. 107) zu 

werden, sowie in Zukunft Erleichterungen in Österreich und beim Reisen zu erfahren. 

Das Thema Reisen war auch bei einer weiteren Interviewten Person ein Antragsgrund, da sie 

mit ihrer kroatischen Staatsbürger*innenschaft nicht in die Schweiz ziehen hätte können, mit 

dem österreichischen Pass jedoch schon.  

Der österreichische Pass gilt laut dem Henley Passport Index mit 190 Punkten als der siebt-

stärkste Pass von 199 verglichenen Pässen und somit als attraktiv für Reisebegeisterte. Der 

Henley Passport Index vergleicht den visafreien Zugang von 199 verschiedenen Pässen zu 

227 Reisezielen. Wenn kein Visum erforderlich ist, beziehungsweise erst bei der Einreise ein 

Visum beantragt werden kann, wird für diesen Pass ein Wert von 1 vergeben. Wenn vor 

Abreise ein Visum beantragt werden muss, wird der Wert 0 vergeben. Mit dem 
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österreichischen Pass ist es demnach möglich, in 190 Länder ohne Visum einzureisen 

beziehungsweise das Visum vor Ort im Destinationsland zu beantragen (Henley & Partners 

Holding, 2023). 

 

Überraschend war, dass eine Person das Thema Sicherheit in Verbindung mit der Covid-19 

Pandemie als Motivation für den Staatsbürger*innenschaftsantrag ansprach. Sie entschied 

sich, trotz einer negativen Erfahrung mit dem Antrag Jahre davor die Staatsbürger*innenschaft 

nach über 35 Jahren Aufenthalt zu beantragen, aufgrund der Befürchtung, während der 

Pandemie 2020 ohne die Staatsbürger*innenschaft, vom Ausland nicht (wieder) nach 

Österreich einreisen zu dürfen: 

(…) in Corona Zeiten gab es einen Moment, wo die Grenzen dann dicht gemacht 
worden sind und wo die Leute wo dann öffentlich diskutiert wurde, ob man wirklich 
nur noch österreichische Staatsbürger*innen nach Hause holen sollen und reinlassen 
soll und selbst die Leute, die eine aufrechte Aufenthaltsgenehmigung für Österreich 
haben, ob man die vielleicht gar nicht mehr rein lassen soll. Und das wäre eben dann 
damals ich gewesen. Und ich war eben ich war nicht auf Urlaub oder so, ich war eh 
in Wien aber da habe ich mir dann gedacht fuck, wenn das so schnell gehen kann, 
dass sich das irgendwie dreht, ich muss mich absichern (Transkript_M, Pos. 28) 

Für eine Person ist sogar die berufliche Karriere von der Staatsbürger*innenschaft abhängig, 

da sie sonst politisch nicht weiterarbeiten kann. 

(…) Ich muss irgendwann Österreicher werden, wenn ich politisch arbeiten mag. 
(Transkript_N, Pos. 70) 

 

Auswirkung auf das Zugehörigkeitsgefühl 

Bei der Frage, ob die Staatsbürger*innenschaft einen positiven Beitrag zum 

Zugehörigkeitsgefühl leisten würde, hat keine*r der Interviewten verneint. Lediglich eine 

Person bestreitet dies mit der Argumentation, unabhängig von der Staatsbürger*innenschaft 

vom persönlichen Umfeld so angenommen zu werden, wie sie eben ist. Die interviewte Person 

glaubt aber gleichzeitig, dass bei anderen Personen die Staatsbürger*innenschaft 

möglicherweise das Zugehörigkeitsgefühl stärken könnte. Die meisten Befragten glauben, 

dass die Staatsbürger*innenschaft aufgrund des damit verbundenen Wahlrechts und der damit 

einhergehenden Möglichkeit mitzubestimmen einen positiven Beitrag zum 

Zugehörigkeitsgefühl leisten kann. Eine Person glaubt auch, dass die 

Staatsbürger*innenschaft ihr Zugehörigkeitsgefühl verstärkt haben würde, wäre ihr 

Staatsbürger*innenschaftsantrag nicht abgelehnt worden. 

Also in dem Fall ja, weil die Staatsbürger*innenschaft, weil das Wahlrecht an die 
Staatsbürger*innenschaft in Österreich gebunden ist. Aber grundsätzlich nein 
(Transkript_M, Pos. 92) 
 
Ja, schon, aber nicht zu 100%. Also im Endeffekt, ob man dazugehört oder nicht, 
hängt ganz in deinem Umfeld ab, ob du dich dazu gehörig, ob du dich so fühlst aber 
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natürlich die Staatsbürger*innenschaft bringt dir natürlich dann noch extra Punkte bei, 
wie wahlberechtigt zu sein und so weiter (…) (Transkript_D, Pos. 103) 
 
Gehabt hätte. Glaube ich ja glaube ich schon (Transkript_O, Pos. 93) 
 

Auch wenn alle Teilnehmer*innen glauben, dass im Hinblick auf das Zugehörigkeitsgefühl das 

persönliche Umfeld eine wichtigere Rolle spielt als etwa die Staatsbürger*innenschaft, 

erzählen vor allem jene zwei Personen, die ihre Staatsbürger*innenschaft seit weniger als zwei 

Jahren haben, davon, dass sie sich durch die Staatsbürger*innenschaft entweder integrierter 

oder mehr zugehörig fühlen.  

jetzt darf ich endlich einmal meine Stimme auch abgeben und das ist doch, es ist 
doch ein sehr tolles Gefühl zu sagen, man lebt jetzt in einem Land, wo man 
wahlberechtigt ist und wo man da seine Stimme abgeben kann, weil wir in einer 
Demokratie leben und das dann auch wirklich echte Wahlen sind. Und das ist doch 
toll, weil jetzt hat sage ich einmal, auch das ganze Interesse dahinter einen Sinn und 
man kann man fühlt sich beteiligt doch und eben noch mehr zugehörig, weil man gibt 
seine Stimme ab, in etwas wo ganz Österreich mitentscheidet und alle Österreicher 
die überall sind, egal wo sie sind“ (Transkript_D, Pos. 99) 

die österreichische Staatsbürger*innenschaft bietet einem dann doch sehr viele 
Vorteile. Im allgemeinen Leben und auch einfach in Österreich sich ein bisschen, 
willkommen, ist man eben, aber integriert zu fühlen dann doch, weil dann ist es nicht 
immer diese Frage, warum bist du keine Österreicherin? (Transkript_D, Pos. 21) 

ich war nicht Teil des Wirs und ich habe mich nie Teil des Wirs gesehen und auf 
einmal schon (Transkript_M, Pos. 48) 

Die Staatsbürger*innenschaft wurde von den Interviewten somit nicht direkt mit dem Gefühl 

der Zugehörigkeit in Verbindung gebracht, sondern vielmehr durch den Aspekt Wahlrecht 

beziehungsweise politisches Mitspracherecht, welcher durch die Staatsbürger*innenschaft 

bedingt wird. 

Auswirkungen die Staatsbürger*innenschaft (nicht) zu haben 

Auf die Frage welche Auswirkungen die fehlende Staatsbürger*innenschaft (ST) auf die 

Interviewten in Österreich hat, wurde unter anderem aufgezählt, dass durch die fehlende 

österreichische Staatsbürger*innenschaft der Zugang zur Universität, zur politischen Arbeit 

und im eigenen Berufsfeld erschwert wird, da Drittstaatsangehörige beispielsweise für die 

Universität hohe Studiengebühren zahlen müssen, nicht politisch partizipieren und in höhere 

politische Positionen gelangen können oder in Bereichen wie der Filmbranche Nachteile erlebt 

haben. 
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PARAPHRASIERTE SEGMENTE TRANSKRIPT 

Ich bin politisch sehr interessiert, kann aber nicht 

mehr politisch partizipieren als im Bezirksrat.  

Ich kann keine höhere politische Position in der 

Politik einnehmen 

Transkript_N 

Ich kann und konnte kein Auslandssemester machen Transkript_N 

Das Einzige, das mir fehlt, ist das Wahlrecht Transkript_A 

Durch die fehlende ST wurde mir der Zugang zur 

Universität erschwert, da ich knapp 800 Euro 

Studiengebühren pro Semester zahlen musste. 

Die Studiengebühren waren einer der Gründe, wieso 

ich mein Studium nicht beendet habe 

Transkript_M 

Ich konnte wegen der fehlenden ST auch kein 

Erasmus machen 

Transkript_M 

Im Umfeld geht man immer davon aus, dass wenn 

man hier geboren ist auch österreichische ST ist. 

Deshalb musste ich mich immer wieder erklären was 

teilweise echt mühsam war 

Transkript_D 

Die fehlende ST hat mich beruflich betroffen Transkript_O 

Das größte Problem nicht die ST zu haben ist es 

nicht wählen zu können. Das ist für mich schon 

wichtig 

Transkript_O 

Der größte Nachteil die ST nicht zu haben ist nicht 

wahlberechtigt zu sein 

Transkript_S 

Das Reisen gestaltet sich komplizierter aufgrund von 

Visa. 

Transkript_S 

Tabelle 4: Paraphrasen Staatsbürger*innenschaft 

Außerdem wurde je zweimal das Thema „Reisen“ und „Auslandssemester“ erwähnt. Wie 

bereits beim Themenbereich Einbürgerung angeführt, dürfen sich Personen für den 

Staatsbürger*innenschaftsantrag nicht mehr als 20% der berechneten Aufenthaltsperiode im 

Ausland befinden. Für drei der Interviewten gilt das fehlende Wahlrecht als größte für sie 
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spürbare Auswirkung der fehlenden Staatsbürger*innenschaft. Obwohl diese und auch die 

Interviewte_D die Auswirkungen einer fehlenden Staatsbürger*innenschaft eher auf praktische 

Fragen wie Zugänglichkeiten und Reisebestimmungen beziehen, scheint die 

Staatsbürger*innenschaft auch eine emotionale Bedeutung zu haben. Besonders erkennbar 

war das an den Aussagen jener zwei Interviewten, die seit kurzem Staatsbürger*innen waren. 

Eine davon erwähnt, dass sie sich durch die Staatsbürger*innenschaft sicherer und zuhause 

fühlt. 

ich habe keine Staatsbürger*innenschaft verliehen bekommen [sondern] ich habe ein 
Zuhause verliehen bekommen (…) (Transkript_M, Pos. 28) 

Eine der befragten Personen meinte auch, dass die Staatsbürger*innenschaft und das damit 

verbundene Wahlrecht ihr Interesse für die Innenpolitik stärken würde. Andere positive Effekte 

scheint die Verleihung der Staatsbürger*innenschaft bei einer der interviewten Personen zu 

haben, die dadurch beispielsweise eine Wir-Identität entwickelt hat.  

Also ich merke auf einmal sage ich so „Wir“ wenn ich wenn ich über österreichische 
Sachen sprechen oder wenn ich so über Österreicher*innen spreche, dann rutscht 
mir manchmal ein Wir raus und im selben Moment denke ich mir noch so. Also ganz 
komisch wie, ich habe das davor nie gesagt, nie weil ich war, ich war nicht Teil des 
Wirs und ich habe mich nie Teil des Wirs gesehen und auf einmal schon 
(Transkript_M, Pos. 48) 

Durch die verliehene Staatsbürger*innenschaft fühlen sich die zwei Interviewten sicherer, 

integrierter, zuhause und eine der Interviewten sogar freier in ihrer Entwicklung, da ihre 

Stimme nun gehört wird und sie einen Sinn dahinter sieht sich politisch weiterzubilden. Die 

interviewte Person, M, ist außerdem der Ansicht, dass die Erlangung der 

Staatsbürger*innenschaft in jüngeren Jahren einen positiven Einfluss auf ihr 

Selbstbewusstsein gehabt hätte, insbesondere im Zusammenhang mit Rassismus und 

Fremdenfeindlichkeit.  

Vielleicht wäre mein Selbstbewusstsein anders gewesen, weil ich mich, weil ich 
behaupten hätte können, dass ich hier ein Anrecht habe zu sein, weil ich den Wisch 
habe und weil ich die Staatsbürger*innenschaft habe, weil es hat schon auch 
insgeheim natürlich. Also wenn man mir vorgeworfen hat, keine Ahnung, du bist nicht 
von hier geh nach Hause, hätte ich schon darauf antworten können ich bin hier 
geboren und ich lebe hier, aber offiziell habe ich eben nicht das Recht und 
unterbewusst wusste ich das ja und deswegen hat es mir schon auch das 
Selbstbewusstsein genommen (…) (Transkript_M, Pos. 96) 

Auch die interviewte Person S erwähnt, dass die Staatsbürger*innenschaft möglicherweise 

Auswirkung auf das Verhalten anderer ihr gegenüber gehabt hätte. 

Ich habe es mir in Vorarlberg ab und zu mal gedacht, dass ich vielleicht anders 
behandelt werde, zum Teil vor allem von der älteren Generation. Ab und zu hat es 
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auch Fälle gegeben bei der Arbeit wo ich vielleicht ein bisschen benachteiligt worden 
bin (Transkript_S, Pos. 104) 

Trotz der Tatsache, dass die Staatsbürger*innenschaft im Bereich Rassismus und 

Ausländer*innenfeindlichkeit womöglich einen Beitrag dazu hätte leisten können, das 

Verhalten anderer oder das eigene in gewissen Situationen zu beeinflussen, erwähnen die 

Interviewten auch, dass es sich bei Rassismus um Äußerlichkeiten handelt und die 

Staatsbürger*innenschaft hierbei keinen Einfluss habe: 

Ja also es gibt Leute, die auf der Straße öfters rassistisch angemacht werden, weil 
sie ausländisch aussehen laut Österreicherinnen. Dunklere Hautfarbe haben, 
stärkeren Haarwuchs, sich anders kleiden oder so […] also ich bin recht „White 
Passing“ in dem Sinne, dass ich nicht auffalle und ich glaube, wir haben also andere 
Menschen haben es definitiv schwerer als ich (Transkript_N, Pos. 50) 
 
ich glaube nicht, dass es automatisch zu mehr Akzeptanz führt, wenn man die 
Staatsbürger*innenschaft hat. Ich glaube, wir müssen in der Gesellschaft daran 
ansetzen, Rassismus zu bekämpfen und beizubringen, was es wirklich heißt, 
dazugehören (Transkript_N, Pos. 119) 

Auch wenn die Staatsbürger*innenschaft womöglich das Selbstbewusstsein Hiergeborener 

stärken könnte, indem sie dadurch das mehr das Gefühl haben ein Anrecht auf den Aufenthalt 

hier zu haben, weisen diese Argumente auf ein gesellschaftliches Problem hin. Der Verein 

Zivilcourage & Anti-Rassismus-Arbeit (ZARA) in Wien veröffentlicht jährlich den ZARA 

Rassismus Report. 2021 verzeichnete ZARA 1.977 dokumentierte Fälle von Rassismus in 

Österreich und 2022 noch immer 1.479 (Verein ZARA, 2022, S. 8; 2023, S. 8). Die meisten 

dokumentierten rassistischen Vorfälle gab es online im Internet, aber auch im öffentlichen 

Raum wurden rassistische Beschimpfungen und Gewalt gemeldet (Verein ZARA, 2022, S. 39). 

Laut Glatschnigg (2023, S. 53) haben im letzten Jahr 28 % von 625 befragten Personen mit 

Migrationshintergrund Diskriminierungen im öffentlichen Raum in Wien erlebt.  

 

Die Staatsbürger*innenschaft als das ‘höchste Gut‘  

Bei der nächsten Frage ging es darum eine Reaktion auf die Aussage des ÖVP- 

Verfassungssprechers Wolfgang Gerstl (APA-OTS, 2022) zum Thema Integration und 

Einbürgerung von den Interviewten Personen zu generieren, indem folgende Frage gestellt 

wurde: 

Das Argument der Politik vor allem der blauen und schwarzen Partei bezieht sich auf die 
Staatsbürger*innenschaft al „höchstes Gut“ und dass sie erst nach einem erfolgreichen 
Integrationsprozess vergeben werden soll – was denkst du als Hiergeborene*r darüber? 
 

Die Antworten darauf waren sehr ähnlich. Die Interviewten sehen sich alle als gut integriert, 

da sie hier geboren, aufgewachsen und sozialisiert wurden und finden die Aussage teilweise 

auch stupide oder unreflektiert, da Ius sanguinis-Staatsbürger*innen Die 



   

 

48 
 

Staatsbürger*innenschaft durch Mutter oder Vater automatisch bei der Geburt verliehen 

bekommen, ganz unabhängig von ihrem Integrationswillen oder anderen Leistungen. 

 

Tabelle 5: Paraphrasen ST als hohes Gut 

Die Interviewten gehen alle davon aus, dass sie ein Recht auf die österreichische 

Staatsbürger*innenschaft haben, da sie hier geboren, aufgewachsen, zur Schule gegangen 

sind und ihr ganzes Leben bereits hier verbracht haben. Auf die Aussage, die 

Staatsbürger*innenschaft sei das „höchste Gut“ reagieren sie eher skeptisch bis kritisch. Drei 

der Interviewten kritisieren diese Sichtweise und die österreichische Politik und glauben, dass 

es sich bei dieser Aussage und der restriktiven Einbürgerungspolitik im Allgemeinen um 

Nationalstolz, Ausländer*innenangst und Populismus handle. 

Es lässt natürlich dann irgendwie so den Beigeschmack wird man nicht los, dass es 
da schon um so ja, Nationalstolz gesteuerte Gefühle geht, wo so ein bisschen so ein 
Wahn von einem exklusiven Club Gefühl geht, dass man nicht, das es was Tolles ist, 
Österreicher zu sein und dass es nicht einfach jeder haben kann. (Transkript_O, Pos. 
55)  
 
Ich meine, die populistische Argumentation ist halt dann immer, dass dann alle 
kommen, glaube ich und alle sich einbürgern lassen (…) (Transkript_O, Pos. 55) 
 
Populismus, Wahlen. Österreich ist ein rechtskonservatives Land und war es schon 
immer, wenn man sich also, seit die SPÖ die Mehrheit verloren hat in den 80er Jahren 
ist Österreich bei allen Wahlen in der schwarzblauen Mehrheit konstant […] weil 
letztlich sind alle diese rassistischen Aktionen, die kommen eigentlich nur Aktionen 
um auf Wähler also auf Wahlstimmenfang zu gehen (Transkript_N, Pos. 26) 

 

Es ist unreflektiert die ST als höchstes Gut zu betiteln, da Österreicher*innen per 
Zufallsprinzip, per Geburt die ST bekommen.
Die ST wird vererbt, ohne irgendein Verschulden oder eine Leistung.
Hier wird mit zweierlei Maß gemessen. (Paraphrasiert aus Transkript_O)

Nicht jeder sollte die ST bekommen, aber hier Geborene/gut Integrierte, die sich als 
Österreicher sehen schon (Paraphrasiert aus Transkript_S)

Das höchste Gut ist es menschenfreundlich und offen gegenüber den Menschen zu sein 
unabhängig von seinem Hintergrund. Das höchste Gut sind die Menschenrechte 
(Paraphrasiert ausTranskript_M)

Ich sehe die ST nicht als höchstes Gut. Hier Geborene, die eigenltich Österreicher sind sollten 
einen leichteren Zugang zur ST bekommen (Paraphrasiert aus Transkript_A)

Als hier geborene kenne ich nichts anderes, da ich hier aufgewachsen bin und somit von 
Anfang an integriert bin. Auch wenn es um die Familie und deren Umgang geht, lernst du 
alles über die Geschichte, Politik und Kultur Österreichs in der Schule (Paraphrasiert aus 
Transkript_D)
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Ein Interviewee erwähnt in diesem Zusammenhang konkret den Rechtspopulismus in 

Österreich, welcher vor allem von der FPÖ politisch gelebt wird, sowie vermehrt bei der 

christdemokratischen Volkspartei vorkommt. Rechtspopulistische politische Akteure nutzen 

die Unzufriedenheit eines Teils der Bevölkerung, um gegen politische und gesellschaftliche 

Eliten zu mobilisieren und Konflikte zu verschärfen. Das Ziel ist eine Welt ohne 

Multikulturalismus und ohne migrantische Einflüsse. Vor allem Menschen, die sich von 

Globalisierung und Internationalisierung bedroht fühlen, empfinden rechtspopulistische 

Botschaften als anziehend. Der Erfolg rechtspopulistischer Politiken wird durch die 

Wahrnehmungen einer Bedrohung von Arbeitsplätzen, sozialem Status und gesellschaftlichen 

Veränderungen definiert (Brinkmann & Panreck, 2019, S. 8f). Die Anhänger*innen setzen vor 

allem auf Nationalismus und traditionelle Wertevorstellungen, wie die FPÖ mit Slogans wie 

„Österreich zuerst“ (FPÖ, 2023b). Anders wie beim Linkspopulismus, wird beim 

Rechtspopulismus neben dem Kampf gegen die herrschende Elite auch Xenophobie verbreitet 

und der Kampf gegen Migrant*innen und fremde Kulturen propagiert (Brinkmann & Panreck, 

2019, S. 9). Während die FPÖ eindeutig rechtspopulistische Ideologien vertritt, bemüht sich 

die ÖVP als traditionell Mitte-rechts angesehen zu werden. Doch wie die Befragten bereits 

erwähnten, ist der beschriebene Nationalstolz, Patriotismus und auch die Tendenz zur 

Xenophobie, die sich in der Beibehaltung der restriktiven Einbürgerungspolitik sowie durch 

verfassungswidrige Gesetze wie das Kopftuchverbot in Volksschulen (Verfassungsgerichtshof 

2020) zeigen wiederzuerkennen. 

 

Obwohl drei der sieben Interviewten eine strengere Integrationspolitik begrüßen würden, sind 

alle der Teilnehmer*innen von der Aussage, die Staatsbürger*innenschaft als ‘höchstes Gut‘ 

zu sehen und erst nach einem erfolgreichen Integrationsprozess zu verleihen eher irritiert, da 

für sie als hier geborene Nicht-Staatsbürger*innen offensichtlich „Integration“ aufgrund ihrer 

lebenslangen Verortung in Österreich obsolet ist. Zwei der Interviewten verstehen außerdem 

den von rechtspopulistischen Politiker*innen beschworenen österreichischen Nationalstolz 

nicht, gegen den sie sich auch wenden. Sie sprechen sich eher für eine Abschaffung von 

nationalistischem Denken aus. 

Ich finde das mit der Loyalität sowieso ein bisschen schwierig, nachvollziehbar 
emotional, weil ich sozusagen diesen Nationalstolz oder sowas sowieso nicht habe 
oder nicht verstehe emotional, wie man sich so an ein Land binden kann 
(Transkript_O, Pos. 76) 
 
[…] weil nationalistisches Denken einfach schwierig ist und abgeschafft werden sollte. 
(Transkript_M, Pos. 150)  
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3.2.3 Identität(en) 

Die Fragen zur eigenen Identität lassen sich nicht zusammenfassen, da jede interviewte 

Person anders aufgewachsen ist und andere kulturelle Bezüge zum Herkunftsland ihrer*seiner 

Eltern hat. Es wurden vor allem Fragen zur eigenen persönlichen Identität und zum Bezug zu 

Österreich gestellt. Die meisten haben einen sehr starken Bezug zu Österreich geäußert oder 

es sogar als ihre einzige Heimat benannt. Eine Person fühlt sich aufgrund ihrer vielfältigen 

kulturellen Hintergründe eher europäisch als österreichisch oder bosnisch/kroatisch. Das galt 

auch für eine weitere interviewte Person bis zu ihrer Staatsbürger*innenschaftsverleihung. Sie 

fühlt sich nach wie vor europäisch und nicht vollkommen österreichisch, hat aber nun dadurch 

einen stärkeren Bezug. Die folgende graphische Darstellung gibt die Aussagen der 

interviewten zum Thema Identität in einer komprimierten Form wieder. Die Interviewten 

wurden zu ihrer Identität und ihrem Bezug zu Österreich befragt. Der jeweils dritte Kreis gibt 

die Meinung der interviewten Person zum Thema Doppelidentität wieder. 

 

Transkript_S

 

Transkript_O 

 

  

Ich fühle mich als 
Österreicher

Ich fühle mich 
mehr als 

Österreicher als 
als Türke.

Ich habe keine 
Doppelidentität, 
glaube aber, dass 

es möglich ist.

Ich bin Wienerin, hier habe 
ich die meiste Zeit 

verbracht, das fühlt sich am 
ehesten richtig an und das 
ist die Realität was ich am 

besten kenne

Seit meinem 
Einbürgerungsprozess 

fühle ich mich aus 
behördlicher Sicht als 

Ausländerin.
In meinem Alltag fühle ich 
mich nicht als Ausländerin

Ich bin in Österreich 
mehr Ausländerin als ich 
mir eingestehen möchte 
und in Serbien werde ich 

auch als Ausländeirn 
gesehen. 
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Ich habe mich in Ö nie 
zuhause bzw. 

willkommen gefühlt 
unter anderem weil ich 
die ST nicht hatte und 

diese wegen der Hürden 
auch lange nicht 

beantragen konnte

Ich sehe mich als halb 
Japanerin, die in Ö 
aufgewachsen ist. 

Identifiziere mich aber 
nicht als Österreicherin.

Ich bestehe auf das Recht 
mich österreichisch 

benennen zu können, 
identifiziere mich aber 

nicht so

Menschen können 
mehr als eine 

kulturelle Identität 
haben, mein 

Freundeskreis hat das 
auch und ich auch

Ich habe Familie und 
Wurzeln in Weißrussland 

aber mein Zuhause ist 
Österreich

Wenn man mich gefragt 
woher ich komme war es 

Weiss-Russland doch wenn 
man mich gefragt hat wer 

ich bin war es 
Österreicherin

Meine Herkunft ist 
weißrussisch aber meine 

Identität ist österreichisch

Ich glaube zu 100% dass man 
sprachtechnisch zwei 

Identitäten haben kann, Ich 
glaube kulturell ist es auch 

möglich, da man seine 
Traditionen behält und sich 

auch daran gewöhnt. Ich glaube 
jedoch, dass man sich vielleicht 

zu einer Kultur mehr 
hingezogen fühlt und nicht zu 
100% eine Doppelidentität hat

Ich fühle mich als 
Europäer mehr wie als 

Kroate oder Österreicher

Aufgrund meiner 
verschiedenen 

Hintergründe war es 
schwierig für mich zu 

sagen wer ich bin, 
deswegen sehe ich mich 

als Europäer
Europa ist meine Heimat

Ich bin ein gutes Beispiel 
dafür, mehrere Kulturen 

zu haben

Transkript_M 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Transkript_D 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Transkript_N 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 4: Paraphrasen Identitäten  



   

 

52 
 

Ich sehe Österreich als 
mein Zuhause, da ich 

hier meinen 
Lebensmittelpunkt habe 

und hier schon mein 
ganzes Leben wohne

Ich fühle mich sowohl 
zu Österreich als auch 
zu Kroatien zugehörig

Auch wenn man hier 
seinen 

Lebensmittelpunkt hat 
und aufgewachsen ist, 
kann man parallel dazu 
mit kulturell anderen 
Traditionen, Sprachen 

aufwachsen, die zu einer 
Doppelidentität 

beitragen

Transkript_A 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Transkript_R 

 

 

 

 

Doppelidentität 

Hartmut Esser ist ein Integrationstheoretiker, der im Buchteil Welche Alternativen zur 

›Assimilation‹ gibt es eigentlich? von multipler Inklusion spricht, was er als „die gleichzeitige 

Integration in beide soziale Systeme, etwa als Bilingualität“ definiert (Esser, 2004, S. 46). Diese 

Form der Doppelidentität ist seiner Ansicht nach in der Regel nicht möglich und meist eher bei 

einer kleinen Gruppe elitärer Menschen zu finden, die es schaffen, sich in beide Systeme 

beispielsweise durch Sprachbeherrschung zu inkludieren.  

Die multiple Inklusion setzt daher stets mehr voraus – an Verfügbarkeit von 
Opportunitäten und an Investitionen – als die ›einfache‹ individuelle Assimilation oder 
Segmentation, und das mag erklären, warum sie in der Regel nur in Ausnahmefällen 
und bei speziellen Gruppen, wie Akademikern oder Künstlern, festzustellen ist.(Esser, 
2004, S. 47f) 

Da es sich bei den Interviewteilnehmer*innen um Personen handelt, die mehr als eine Kultur 

beziehungsweise Herkunft haben beziehungsweise damit aufgewachsen sind und sich 

trotzdem zum größten Teil österreichisch fühlen, wurden sie mit der Aussage Essers 

konfrontiert, um herauszufinden was sie als tatsächlich Betroffene darüber denken.  

Österreich ist für mich 
meine Heimat. Im Ausland 

verspüre ich auch Heimweh 
nach Österreich

Ich fühle mich in Kroatien 
wohl, aber Österreich ist 

meine Heimat

Ich fühle mich nicht 100% 
Österreicherin, da ich noch 
andere Wurzeln habe und 
mich mit der kroatischen 

Kultur 
identifiziere/wohlfühle. Es 

ist ein Gleichgewicht 
zwischen den Traditionen 
in Kroatien und Österreich
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Keine*r der sieben Befragten stimmte Essers Aussage zu, die meisten sehen sich selbst als 

bestes Beispiel dafür, dass es möglich ist, zweisprachig aufzuwachsen, sich in zwei Kulturen 

wohlzufühlen und integriert in verschiedene Traditionen zu sein. Eine*r der Teilnehmer*innen 

hat eine Doppelidentität abgestritten, ist aber davon überzeugt, dass es möglich ist, eine zu 

haben. Interviewte_D beispielsweise verweist auf ihre Eltern, die in Weißrussland 

aufgewachsen sind und es als ihr zuhause sehen, aber gleichzeitig seit 20 Jahren in Österreich 

leben und dieses ebenfalls als ihr Zuhause betrachten. Vier der Befragten glauben selbst, eine 

Doppelidentität zu haben, da sie oftmals zweisprachig aufgewachsen sind oder sich auch in 

beiden Ländern wohlfühlen.  

[…] ich bin der lebende Gegenbeweis, ich bin sowohl Österreicherin als auch Japanerin, 
auch wenn ich dort nie gelebt habe, ich habe die Kultur von meiner Mutter mitbekommen. 
Und äh, also ich spreche beide Sprachen vielleicht Japanisch nicht fließend, aber ich 
spreche japanisch und ich identifiziere mich eben auch mit beiden. Also ich bin, wenn ich 
will eine Ur-Wienerin, aber wenn ich will, kann ich auch Japanerin sein. Und ganz ehrlich 
ich kann auch Europäerin sein (Transkript_M, Pos. 68) 

Auch wenn es sich bei den Interviewten hauptsächlich um Akademiker*innen und sogar eine 

künstlerisch tätige Person handelt, sind sie keine Ausnahmefälle. Eine Studie der Statistik 

Austria von 2020, finanziert vom Österreichischen Integrationsfonds und Bundeskanzleramts, 

zeigte, dass Zugewanderte in Österreich einen höheren Akademiker*innenanteil aufweisen als 

Personen ohne Migrationshintergrund. Während 36 % der letzteren die Matura oder einen 

akademischen Abschluss besaßen, traf dies auf 42 % der Menschen mit Migrationshintergrund 

im Alter von 25 bis 64 Jahren zu. Alleine 23 % der Zugewanderten konnten einen Universitäts-

, Fachhochschul- oder Akademieabschluss vorweisen (Statistik Austria, 2021, S. 52) 

Abgesehen davon, beherrschte von 77% der Bevölkerung mit Migrationshintergrund und 

Sprecher*innen einer anderen Muttersprache als Deutsch, mehr als die Hälfte (54 %) die 

deutsche Sprache ausgezeichnet oder fortgeschritten. 

Identitätsdiffusion 

Eine der Befragten sprach aber auch von einem Identitätskonflikt aufgrund ihres abgelehnten 

Staatsbürger*innenschaftsantrages. Sie habe sich selbst nie so fremd oder anders gesehen. 

Da sie sich in ihrer anderen Heimat jedoch auch nicht hundertprozentig zugehörig fühlt, kann 

in ihrem Fall nach dem deutschen Psychoanalytiker Erik H. Erikson von Identitätsdiffusion 

gesprochen werden (Kmet & Bodi-Fernandez, 2019, S. 244). Hierbei handelt es sich um ein 

Gefühl der Heimatlosigkeit aufgrund von Entwurzelungserfahrungen, die eine Form der 

Orientierungslosigkeit im Hinblick auf die Identität in jenem Land verursachen, welches als 

deren Bezugspunkt gilt. Ablehnung der Staatsbürger*innenschaft könnte in ihrem Fall 

möglicherweise als so eine Erfahrung gesehen werden (Kmet & Bodi-Fernandez, 2019, S. 

244). 
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ist halt schwierig, weil das mit Serbien ich kann zwar die Sprache perfekt auch und 
kann dort mich sozusagen als Serbin könnte ich mich dort tarnen. Ich könnte 
sozusagen jetzt ja, das wäre vielleicht gar nicht so das Problem, aber es fühlt sich 
trotzdem nicht ganz richtig an für mich. Es ist einfach für mich trotzdem das Leben 
dort realitätsfern, und es wäre für mich schon jetzt ein großer Neuanfang, wenn ich 
jetzt dorthin ziehen würde und dort ja meiner Herkunft, meiner Papier-Herkunft 
nachgehen würde sozusagen also ich würde eher sagen bei mir ist es ein bisschen 
eher dieser Limbo-Zustand, dass man halt zumindest akzeptiert, dass man hier doch 
Ausländerinnen ist, mehr, als man sich vielleicht eingestehen wollte oder hat 
(Transkript_O, Pos. 67) 

Europäische Identität 

Drei der interviewten identifizierten sich zusätzlich oder auch ausschließlich als 

Europäer*innen. Einer der Teilnehmer*innen sprach vom Mehrwert einer europäischen 

Identität, als eine Form von Identität, zu der sich Personen unterschiedlicher Nationalität und 

Kultur bekennen können. 

Ja, also ich finde, es wäre urwichtig, wir leben, ich bin Europäer wie ich schon gesagt 
habe, eine europäische Staatsbürger*innenschaft auch zu schaffen, weil ich glaube, 
wenn wir gemeinsam als Europa irgendwie können wir auch in der Welt mehr 
erreichen als eine Union tatsächlich. Und wir müssen diesen Sinn von 
Gemeinschaftlichkeit mehr stärken, das schafft dann auch eine echte europäische 
Staatsbürger*innenschaft schaffen, dass die Leute sich mehr als Eins sehen und da 
wir auch mehrere Kulturen haben, wir fühlen uns aber alle einer Sache zugehörig. 
Das wäre dann ein schönes Zeichen, irgendwie für die weitere Entwicklung […] 
(Transkript_N, Pos. 148) 

Von den anderen zwei Interviewees wurde eine Europäische Identität ebenfalls begrüßt, 

jedoch glauben sie, dass aufgrund der nationalistischen Denkweise in Österreich, aber auch 

in anderen europäischen Ländern eine Umsetzbarkeit dieser Vorstellung eher schwierig wäre.  

man hat ich habe schon das Gefühl, es gibt so irgendeine Art von Gesellschaftsform, 
die ähnlich ist im europäischen Raum, aber ich glaube sozusagen runtergebrochen 
und wenn es hart auf hart kommt, gibt es das nicht und da muss man sich dann auch 
nicht gegenseitig irgendwie anlügen in der Politik also das ist einfach die Grenzen 
werden jetzt selbst im Schengen-Raum immer wieder erneuert und kontrolliert. 
(Transkript_O, Pos. 172) 
 
Also ich sehe nicht, warum man es nicht umsetzen könnte. Sicher wird es schwierig, 
weil Europa noch immer sehr in einer nationalistischen Denkweise verhaftet ist und 
die Länder, also jedes Land selbst noch sehr an seine eigenen Grenzen irgendwie 
fest anhält. Aber grundsätzlich, natürlich wäre es möglich […] (Transkript_M, Pos. 
150) 
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3.2.4 Zugehörigkeit 

Zum Thema Zugehörigkeit, wurden folgende Fragen gestellt: 

• Was bedeutet es für dich dazuzugehören? 

• Glaubst du, kann man sich zu mehr als einem Ort/Kultur zugehörig fühlen? 

• Wie definierst du Heimat? 

Tabelle 6: Zugehörigkeit 

Im folgenden Abschnitt sind die paraphrasierten Antworten der Interviewten zur Bedeutung 

von Zugehörigkeit aufgelistet. 

 

 

Abbildung 5: Paraphrasen Zugehörigkeit 

Auch wenn Begriff und Bedeutung von Zugehörigkeit sehr breit sind, wie im Theoriekapitel 

bereits erläutert, gibt es im Allgemeinen unter den Interviewten ein ähnliches Verständnis von 

Zugehörigkeit und deren Bedeutung. Die Personen verbinden vor allem Sicherheit, Akzeptanz, 

Integration und ein Leben ohne Vorurteile mit diesem Begriff. Es geht somit um ein Gefühl der 

Geborgenheit, der Anerkennung und des Zuspruchs. Vor allem das Gefühl akzeptiert zu 

werden scheint ein großes Thema unter den Interviewten zu sein. Die positiven Auswirkungen 

von Akzeptanz auf die Psyche betonen auch die Psychologen Roy Baumeister und Mark Leary 

Many of the strongest emotions people experience, both positive and negative, are 
linked to belongingness. Evidence suggests a general conclusion that being 
accepted, included, or welcomed leads to a variety of positive emotions (e.g., 
happiness, elation, contentment, and calm).” (Baumeister & Leary, 1995, S. 508) 

Akzeptanz erhalten die Interviewten im Kontext von Zugehörigkeit vor allem in ihrem 

persönlichen Umfeld; eine interviewte Person spricht davon, dass die Akzeptanz ihres 

Dazuzugehören bedeutet für mich so wie man ist akzeptiert zu werden
Von der Gesellschaft akzeptiert zu werden ohne ausgegrenzt zu werden

Wenn jemand hier lebt und wohnt gehört die Person für mich dazu

Transkript_N

Dazuzugehören bedeutet 
nicht alleine zu sein und 
eine Art der Sicherheit

Transkript_M

Zugehörigkeit 
ist ein Gefühl 
nachdem wir 

streben

Transkript_O

Dazuzugehören 
bedeutet akzeptiert 

zu werden, zur 
Gruppe/Gesellschaft 

dazuzugehören.

Transkript_S

Dazuzugehören bedeutet sich 
verstanden zu fühlen, in einer Gruppe 

zugehörig, dieselben Werte teilen, nicht 
ausgegrenzt zu sein, kein Mensch 

zweiter Klasse

Transkript_M

Dazuzugehören bedeutet ohne 
Vorurteile den Menschen 

anzunehmen unabhängig von 
der Herkunft oder dem Pass. 

Transkript_D

Zugehörigkeit ist 
für mich das 
Gefühl von 

Heimat, das ich 
hier zuhause bin

Transkript_A

Dazuzugehören 
bedeutet für mich 

Integration durch die 
Sprache, Kultur, das 

Essen, Gestiken

Transkript_R
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Umfeldes ausreichend für sie ist, sich in Österreich zugehörig zu fühlen und eine weitere 

glaubt, dass das Verstanden-werden in der Gruppe ausschlaggebend für das Gefühl der 

Zugehörigkeit ist. Viele der Teilnehmer*innen sind sich ebenfalls einig, dass man sich zu mehr 

als einer Kultur zugehörig fühlen kann, was für eine der Interviewten für das Konzept der 

Doppelstaatsbürger*innenschaft sprechen würde. Diese wird in Österreich nicht zugelassen, 

wie bereits erwähnt wurde und ist oftmals ein großes Hindernis für Personen, eine 

Staatsbürger*innenschaft zu beantragen, wenn sie mehr als eine kulturelle Identität haben.  

also ich glaube, dass die Doppelstaatsbürger*innenschaft absolut sinnvoll ist eben 
genau aus diesem Grund, weil ich glaube, dass es sehr viele Menschen gibt, deren 
Realität so ist, dass es sich zu mehr als einem Ort zugehörig fühlen und dass das 
möglich ist und dass das für mich auch mein Idealszenario wäre, dass ich sage ich 
muss die Serbische nicht zurückgeben, weil wieso sollte ich die zurückgeben, also 
dieses zurückgeben ist auch sowas für mich nicht ganz nachvollziehbares zu etwas 
so sowas vergraben oder verbrennen verabschieden. So wegreißen von mir selber 
wieso? Es ist ja eigentlich so, dass das genauso ein Teil von mir ist und von meiner 
familiären Identität vor allem wie mein österreichisches Leben, wo ich halt 
aufgewachsen bin (Transkript_O, Pos. 71) 

 

Der Kulturforscher und Soziologe Stuart Hall prägt den Begriff hybrid identities im Kontext der 

postkolonialen Theorie und Kulturstudien. Genau wie (Yuval-Davis, 2011, S. 12) sieht er 

Identitäten als etwas Dynamisches, welche durch historische, kulturelle und soziale Prozesse 

geformt werden. Er besteht darauf, Identität nicht als absolut zu verstehen und fordert die 

Anerkennung von Differenz (Hall, 2019, S. 58f). 

Statt einer klaren und eindeutigen Identität, die auf einer einzigen Zugehörigkeit beruht, 

können Menschen laut Hall hybride Identitäten entwickeln, die Elemente aus verschiedenen 

kulturellen Traditionen und sozialen Kontexten vereinen. Dies geschieht durch Medienkonsum, 

kulturellen Austausch und besonders durch Migration: 

Migrant communities bear the imprint of diaspora, “hybridization,” and différance in 
their very constitution. Their vertical integration into their traditions of origin exist side 
by side with their lateral linkages to other “communities” of interest, practice and 
aspiration, real and symbolic (Hall, 2019, S. 120)[Herv. i. O.]) 

Entsprechend dem Konzept der Transkulturalität nach Wolfgang Welsch (2005) betrifft dies 

jedoch nicht nur Migrant*innen (Pähler, 2021, S. 94). Wie von Yuval Davis beschrieben, wird 

Identität eher als eine konstruierte Erzählung betrachtet und ist somit von social locations 

geprägt (Yuval-Davis, 2011, S. 12f)). Diese social locations können auch kulturelle Elemente 

aus verschiedenen Kulturkreisen einschließen, die zur Entwicklung hybrider Identitäten 

beitragen können. Welsch betont in diesem Sinne, dass es nicht zeitgemäß sei, die kulturelle 

Verortung starr anhand einer Komponente wie Nationalität zu sehen.  

Die Annahme, »daß die kulturelle Formation eines Individuums schlicht durch dessen 
Heimat oder Nationalität beziehungsweise Staatszugehörigkeit bestimmt sein 
müsse«16, ist nicht mehr zeitgemäß“ (Pähler, 2021, S. 94f, zit. nach Welsch, 2005, S. 
328 [Herv. i. O]). 
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Heimat  

Zum Thema Heimat wurde die Frage gestellt wie definierst du Heimat? Häufig wurden die 

Begriffe „Familie, Zeit und Leben“ assoziiert. Heimat ist für die Interviewten vor allem als ein 

Ort definiert, an dem man seit längerem oder schon sehr lange lebt und/oder wo sich die 

Familie und das soziale Umfeld befindet. 

Heimat ist das für mich das wo man einerseits viel Zeit verbracht hat und viele 
Erinnerungen gemacht hat und Verbindungen dazu hat (…)“ (Transkript_N, Pos. 103) 
„Heimat bei mir ist eben Heimat Vorarlberg. Ich komme aus Vorarlberg, meine Familie 
ist dort. Mein Kern ist eben dort und das würde ich sagen, also würde ich als meine 
Heimat bezeichnen. (Transkript_S, Pos. 128) 
 
prinzipiell sehe ich Österreich natürlich als mein zu Hause an. Weil auch hier mein 
Lebensmittelpunkt ist und ich hier ja auch mein ganzes Leben schon wohne 
(Transkript_A, Pos. 12) 

 

Da Heimat weitgehend mit positiven Emotionen verbunden wird und bestimmte Orte sowie 

subjektive Erfahrungen dieses Heimatgefühl erzeugen können, ist die Verwendung des 

Begriffs im politischen Kontext sehr beliebt. Dadurch, dass die meisten Menschen mit dem 

Begriff Heimat Emotionen verbinden, kann die politische Konzeption eines Narrativs von 

Personengruppen, die als Bedrohung für die Heimat angesehen werden, sehr effektiv sein. 

Eine einheitliche nationale Definition von Heimat ist dabei zweitrangig, da die breite 

Öffentlichkeit vor allem über Emotionen wie Angst oder Bedrohung erreicht werden soll (Bettel 

et al., 2012, S. 112).  
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3.2.5 Politische Partizipation und die Bedeutung des Wahlrechts 

Das Thema Wahlrecht wurde während des Interviews immer wieder von den Interviewten 

aufgegriffen, da es eng mit der Staatsbürger*innenschaft zusammenhängt. Trotzdem wurden 

konkrete Fragen dazu gestellt, um ein umfassenderes Bild zu erhalten welche Bedeutung 

politische Partizipation für die Befragten hat und welche Auswirkungen sie in Österreich in 

ihrem Alltag durch das fehlende Wahlrecht erfahren. 

Die wichtigsten Fragen dabei lauteten: 

• Welche Auswirkungen hat das Nicht-wahlberechtigt-sein/Nicht-politisch.-

mitbestimmen-zu-können auf dein Zugehörigkeitsgefühl? 

• Welche Auswirkungen hat es für dich, jetzt wahlberechtigt zu sein (für diejenigen, 

die vor kurzem einen österreichischen Pass erhalten haben) 

• Was bedeutet es für dich, nicht wahlberechtigt zu sein? 

Tabelle 7: Wahlrecht 

Auswirkungen nicht wahlberechtigt zu sein 

Die erste Frage wurde meistens in zwei Teilen beantwortet, zum einen welche Auswirkungen 

das Nicht-wahlberechtigt-sein allgemein auf die jeweilige Person hat, und zum anderen welche 

Effekte es konkret auf das jeweilige Zugehörigkeitsgefühl ausübt.  

Eine Auswirkung, die bereits beim Themenbereich Staatsbürger*innenschaft erwähnt wurde, 

ist, dass die Teilnehmer*innen angeben, wenig, bis gar kein Interesse an der Politik zu zeigen, 

obwohl sie sich gerne mehr damit befassen würden. Sie sehen nur wenig Sinn dahinter, sich 

für ein System zu interessieren, welches sich laut einer interviewten Person auch nicht für sie 

interessiert. Sich an etwas zu beteiligen oder Interesse an etwas zu zeigen, woran man sich 

schlussendlich nicht beteiligen kann, beziehungsweise darf, sei eher demotivierend. 

Also ich habe mich ganz lange gar nicht für österreichische Politik interessiert, weil 
sie, weil ich eindeutig das Gefühl hatte, dass die österreichische Politik sich auch nicht 
für mich interessiert, weil als Mensch ohne Wahlrecht ist man der Politik ziemlich 
wurscht. (Transkript_M, Pos. 80) 
 
ich befasse mich Null mit der Politik und ich wäre eigentlich schon eine Person, wo 
sich gerne damit beschäftigen würde, aber ich sehe eben keinen Sinn dahinter, weil 
ich kann nichts bewirken, das ist eben schon schade, aber ist eben so. (Transkript_S, 
Pos. 136) 
 
weil mir der Pass fehlt und ich glaube schon, dass das dann für viele Leute dann auch 
demotivierend sein kann. Ähm. Mitzumachen und mitzugestalten, weil Ihnen das 
Recht abgesprochen wird, irgendwie das Recht zu haben, mitzuentscheiden und ich 
glaube dadurch verunglimpfen viele Leute politisch und entfernen sich von der Politik 
(Transkript_N, Pos. 54) 
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Die Auswirkungen auf das Zugehörigkeitsgefühl zeigt sich bei mehreren darin, dass sie sich 

ohne das Wahlrecht weniger als Teil der Gesellschaft fühlen. Eine interviewte Person erzählt 

zu Beginn, dass es keine Auswirkungen auf ihr Zugehörigkeitsgefühl hat, nicht wahlberechtigt 

zu sein, da sie es ja nicht anders kenne. Sie kommt erst später im Interview zum Schluss, dass 

das Wahlrecht ihr Zugehörigkeitsgefühl zu Österreich wahrscheinlich doch vervollständigen 

würde. 

Ich würde schon davon ausgehen, wenn ich die Möglichkeit hätte, wählen zu gehen 
in Österreich, werde ich dann wahrscheinlich ein bisschen würde ich mich noch mehr 
als Österreicherin fühlen. (Transkript_R, Pos. 65) 

Eine Person berichtet davon, dass sie sich ihres demokratischen Grundrechts beraubt fühlt. 

Man wird halt exkludiert, obwohl man Teil ist. Und das ist einfach demokratisch 
gesehen ziemlich verlogen eigentlich am Ende des Tages das ist dann eigentlich nicht 
demokratisch (Transkript_O, Pos. 136) 

Für eine andere Person verursacht die Tatsache, nicht politisch teilhaben zu können ein 

Ohnmachtsgefühl. Dieses resultiert daraus, dass Menschen ohne Stimmrecht schlussendlich 

von anderen Menschen in der Gesellschaft und deren politischen Entscheidungen abhängig 

sind. Ganz im Sinne von Martha Nussbaum beschreibt die Teilnehmerin hier den fehlenden 

Zugang, die Fähigkeit zur Kontrolle der eigenen Umwelt durch politische Partizipation 

auszuüben. Dies kann nach Nussbaum als Verletzung der Menschenwürde angesehen 

werden, da diese Fähigkeit jedem Menschen unabhängig vom politischen Kontext zustehen 

sollte. (Nussbaum, 2010, S. 105; 2011a, S. 25).  

Also es ist oder es war eine Art von Ohnmacht und einem es hat einen auch sehr 
verzweifelt, weil man kann einfach nur von aus. Also man lebt in einem Land und ist 
von sämtlichen Gesetzen abhängig und muss sich an diese halten aber hat keine 
einzige Möglichkeit, auch nur irgendwie das mitzugestalten. Und das ist ja absurd. 
Also man ist abhängig von allen Menschen. Die um einen herum leben, dass die für 
einen mitbestimmen, und das ist ja absolutes Ohnmachtsgefühl. (Transkript_M, Pos. 
84) 

Andere Interviewende finden es einfach schade oder auch sehr ärgerlich, nicht mitentscheiden 

zu können, da sie finden, dass es ihnen zusteht und sie gerne auf Basis des Wahlrechts 

politisch partizipieren würden. 

Ja, wie gesagt, ich finde es total ärgerlich, weil ich finde, ich sollte ein Mitspracherecht 
haben. So wie viele andere, die, die hier eben wohnen und hier Steuern zahlen und 
hier nicht nur wohnen, sondern auch geboren sind und ihre ganze Ausbildung hier 
gemacht haben, finde ich, dann sollte man auch mit wählen können, wer dieses Land 
regiert, und ich finde das einfach nur total ärgerlich tatsächlich. (Transkript_A, Pos. 
84) 

Auswirkungen neuerdings wahlberechtigt zu sein 

Zwei der Befragten dürfen aufgrund der unlängst erfolgten Verleihung der 

Staatsbürger*innenschaft seit kurzem auch mitwählen. Diese wurden zusätzlich befragt 
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welche Auswirkungen es für sie hat nun wahlberechtigt zu sein. Person_D, die das „Nicht-

Wählen-Können“ im vorherigen Absatz als Ohnmachtsgefühl beschrieben hat, antwortet auf 

diese Frage mit „Es ist ein Aufatmen“ (Transkript_M, Pos. 100). Für die Person ist und war ihre 

erste Wahl ein Ereignis, dass sie zelebriert hat. Für Person_D macht es nun mehr Sinn, sich 

für die Politik zu interessieren und sie findet es schön ihre Stimme abgeben zu können. Auch 

wenn sie sich durch ihre Staatsbürger*innenschaft nicht mehr als Österreicher*in fühlt als ohne 

Staatsbürger*innenschaft, ist das Wählen für sie ein Pluspunkt, und es gibt ihr das Gefühl, 

stärker beteiligt zu sein und noch zugehöriger.  

jetzt ist es so ok, jetzt darf ich endlich einmal meine Stimme auch abgeben und das 
ist doch, es ist doch ein sehr tolles Gefühl zu sagen, man lebt jetzt in einem Land, wo 
man wahlberechtigt ist und wo man da seine Stimme abgeben kann, weil wir in einer 
Demokratie leben und das dann auch wirklich echte Wahlen sind. Und das ist doch 
toll, weil jetzt hat sage ich einmal, auch das ganze Interesse dahinter einen Sinn und 
man kann man fühlt sich beteiligt doch und halt noch mehr zugehörig (Transkript_D, 
Pos. 99) 

Bedeutung politischer Partizipation 

Im Zuge der Durchführung der Interviews wurde außerdem versucht die Bedeutung politischer 

Partizipation auf einer Metaebene zu erforschen, indem die Frage nach anderen Formen von 

politischer Partizipation aufgeworfen wurde; ebenso wurden die Interviewpartner*innen 

befragt, welchen Stellenwert sie politischer Partizipation zuschreiben. 

• Sollte deiner Meinung nach politischer Partizipation zu einem menschenwürdigen 

Leben dazu gehören? 

• Ist Mitbestimmung für dich Teil sozialer Gerechtigkeit? 

Tabelle 8: Politische Partizipation 

Sechs der sieben Befragten wurden mit den Fragen zur Menschenwürde und zur sozialen 

Gerechtigkeit konfrontiert. Alle sechs Interviewten waren sich bei der Frage, ob Mitbestimmung 

ein Teil sozialer Gerechtigkeit ist, einig. Sie stimmen der Aussage zu und befanden sich somit 

im Einklang mit der Bertelsmann Stiftung, die mittels des Social Justice Index die 

Teilhabechancen der Menschen in den OECD-Staaten und der EU anhand von 47 Kriterien 

wie beispielsweise „soziale Inklusion“ durch Einbürgerung von Migrant*Innen misst (Hellmann 

et al., 2019, S. 88). Da die Bertelsmann Stiftung in ihrem letzten Social Justice-Bericht auf 274 

Seiten jedoch die Worte „politische Partizipation“ nicht einmal erwähnt, sondern, wenn von 

sozialer Teilhabe und Inklusion die Rede ist, vor allem von „Einbürgerung“ spricht, sollte die 

Meinung der Interviewten Aufschluss darüber geben können, welche Rolle politische 

Partizipation im Kontext von Zugehörigkeit und Inklusion spielt.  

Wie schon erwähnt, sehen alle sechs Interviewten politische Partizipation und Mitbestimmung 

als relevant und als Bestandteil sozialer Gerechtigkeit an. Spannend war, dass bei der Frage, 

ob politische Partizipation Teil eines menschenwürdigen Lebens ist, die Antwort der sechs 

Personen nicht einheitlich ausfiel. Eine der interviewten Personen glaubt nicht, dass es für ein 
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menschenwürdiges Leben zwingend notwendig sei, an demokratischen Wahlen teilnehmen 

zu können, da ihres Erachtens viele Menschen auf Wahlen keinen Wert legen und ihnen ihr 

Wahlrecht egal sei.  

Ich kann mir gut vorstellen, dass es für manche, dass sich viele, sag ich mal, nicht 
damit befassen, also viele, dass es genug davon gibt, wo sich nicht damit befassen 
und dass es ihnen eben egal ist. (Transkript_S, Pos. 188) 

Drei der Befragten äußerten sich außerdem zu anderen Formen der politischen Partizipation. 

Dabei erwähnten sie die Möglichkeiten, sich in einem Verein ehrenamtlich zu engagieren und 

sich dadurch Gehör zu verschaffen, oder sich durch Kunst politisch zu artikulieren. Eine Person 

wies auch darauf hin, dass es oftmals von mehreren Faktoren abhängig sei, ob man gehört 

werde, und eine Plattform für seine*ihre Anliegen zu bekommen auch mit Privilegien 

verbunden sei. Das mediale Interesse hänge stark davon ab, ob die zu erzählende Geschichte 

spannend und aktuell gesellschaftspolitisch interessant sei. Die nachfolgende Abbildung gibt 

die Aussagen zu Formen von politischer Partizipation wieder. 

 

Abbildung 6: Paraphrasen Politische Partizipation 

Andere Formen der politischen Partizipation als die Ausübung des Wahlrechts sind somit 

oftmals mit viel Zeit und Mühe verbunden und hängen von Faktoren ab, die schwer 

beeinflussbar sind, wie etwa das mediale Interesse. Eine*r der Teilnehmer*innen kann sich 

tatsächlich keine andere Form der politischen Partizipation vorstellen als die durch das 

Wahlrecht ausgeübte politische und gesellschaftliche Mitbestimmung (vgl. Transkript_S, Pos. 

144). Es handle sich hierbei um ein demokratisches Grundrecht (vgl. Transkript_O, Pos. 39) 

aller, wie es eine der Befragten nennt, welches auch laut sämtlichen Interviewten unabhängig 

vom politischen Interesse allen Menschen in einer Demokratie zustehe.  

a Man kann sich auch anders Gehör verschaffen durch die 
freie Meinungsäußerung, in Vereinen oder 
Organisationen.

Transkript_N

Ich habe andere Wege gefunden mich politisch auszudrücken durch 
Aktivismus, Kunst, Mode und Tanz. Die Mode und der Tanz waren 
Ausdruck meiner politischen Einstellung. Durch die bildende Kunst habe 
ich meine Rassimus-Erfahrungen und Themen wie Ausgrenzung und 
Rassismus thematisiert und mich politisch artikuliert

Transkript_M

Es gibt andere Möglichkeiten eine Stimme zu bekommen und 
mitzubestimmen, das hängt aber auch von unterschiedlichen 
Faktoren und mit Priviliegien zusammen

Nicht jeder der mitbestimmen möchte, kann das auf andere Arten

Transkript_O 
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3.2.6 Auswirkungen auf die Demokratie und die Entwicklung Österreichs 

Um herauszufinden was die Befragten zum Thema „Demokratie“ im Kontext von 

Wahlbeteiligung und Wahlrecht denken, wurden sie nach ihrer Meinung zu der Tatsache 

gefragt, dass 2020 rund 30 % der in Wien lebenden Menschen von den Wahlen auf Bundes-, 

Landes- und Gemeindeebene ausgeschlossen waren (Stadt Wien – Integration und Diversität, 

2020). 

• Was bedeutet diese Entwicklung für die österreichische Demokratie? 

o Was bedeutet das für Osterreich und seine Entwicklung deiner Meinung 

nach, wenn es diesem (demokratischen) Anspruch nur teilweise 

nachkommt? 

Tabelle 9: Auswirkungen auf die Demokratie 

 

Naja dadurch entscheiden 70% der Bevölkerung wer 
an der Macht ist und wie wir als Land vorgehen

Transkript_S

Es wird einfach nur ein Teil der Gesellschaft dadurch in der 
Politik wiedergespiegelt, das entspricht nicht der Realität

Transkript_M

Einbürgerung an einem Gehalt festzumachen ist 
schwierig und bedeutet was für die Demokratie?
Das nur gut verdienende Menschen mitwählen 
dürfen?

Transkript_O

Wenn 30% nicht wahlberechtigt sind, ist das eine Nicht-
Demokratie, das Gegenteil von Demokratie

Transkript_A

Abbildung 7: Paraphrasen Demokratie 
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Auf die Frage, was diese Entwicklung für die österreichische Demokratie bedeutet, wurde 

erwähnt, dass dadurch eben nur 70 % der Bevölkerung entscheiden, wer regiert. Dies 

entspreche nicht der realen Wohnbevölkerung, nur ein Teil der Gesellschaft ist politisch 

repräsentiert. Von den Befragten empfanden auch jene, die weniger, bis gar nicht politisch 

aktiv sind, diese Tatsache als „Inbegriff von Nicht-Demokratie“ (Transkript_A, Pos. 172) und 

als eine „große Menge“ von Menschen (Transkript_S, Pos. 164), die nicht mitbestimmen darf. 

und 30 % ist eine Hammer Zahl, wenn man das so, also wenn man das jetzt auf 
Österreich mal runter setzt und runterzieht, durch den Faden gezogen ist das mega 
viel was an Daten, was an Meinungen, was an Gefühlen und Emotionen verloren 
geht. Also ich finde es sehr schade, dass das so ist wie es ist. (Transkript_R, Pos. 
123) 

Eine andere Person hingegen meint, dass es nach wie vor eine Demokratie ist, da noch immer 

70% der Wiener*innen wahlberechtigt sind und somit eine Bevölkerungsmehrheit repräsentiert 

wird.  

Also im Endeffekt. Es sind dann immer noch 70% der Österreicher in Wien, die 
wahlberechtigt werden. Ob sie dann wirklich wählen, ist wieder eine andere Sache, 
aber um zu sehen dann trotzdem, es werden immer mehr Leute, die eben nicht 
Österreicher sind, aber wohnsässig [sic] sind in Wien. Entscheidet dann halt ein Teil 
über Wien, er ist noch immer der größere Teil, aber trotzdem werden die Menschen 
[…] in Wien, sie können nicht mitentscheiden, was in Wien passiert“ (Transkript_D, 
Pos. 125) 

Eine Person erwähnt auch, dass die 30% der Nicht-Wahlberechtigten bei knappen 
Entscheidungen zwischen sehr gegensätzlichen Parteien wie der Grünen und der 
Freiheitlichen Partei Österreich entscheidend sein und etwas bewirken könnten. 

Und gerade bei Volksabstimmungen wie jetzt die letzten Jahre wo 50/50 war, ob 
Grüne gegen FPÖ hätten die 30% schon viel bewirken können. In welche Richtung 
ist eben die andere Frage. Lass ich mal offen, aber auf jeden Fall wäre es schon viel 
wert. (Transkript_S, Pos. 164) 

Darüber hinaus wurde von zwei Personen, wie der oberen Darstellung zu entnehmen ist, die 
Frage aufgeworfen, wer die Wähler*innen sind und wer dadurch in der Politik repräsentiert 
wird.  

Der Geschäftsführer und Pressesprecher der Menschenrechtsorganisation SOS Mitmensch, 

Alexander Pollak, sieht in den Folgen der österreichischen Einbürgerungspolitik eine 

Verzerrung der Demokratie. Am Beispiel Niederösterreichs, das mehr Wahlberechtigte hat als 

Wien, argumentiert er, dass es sich dabei auch um eine Repräsentationslücke handle, die 

Auswirkungen auf die Demokratie habe. Weiters spricht er an, dass unter den 

Nichtwahlberechtigten vor allem viele junge Menschen sind, die keine Stimme haben.  

Genau, es gibt da eine Repräsentationslücke und die hat Auswirkungen auf die 
Demokratie […] (Transkript_Pollak, Pos. 14) 
 
Zum einen bedeutet es ganz konkret eine Verzerrung der Demokratie, weil eben ein 
Teil der Bevölkerung nicht wählen darf. Eben es gibt dadurch auch eine Verzerrung 
Stadt Land, weil gerade in Wien viele Menschen leben, die nicht wählen dürfen. 
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Gerade in den größeren Städten ist das stärker präsent als in den ländlichen 
Gegenden. Dadurch kommt es zum Beispiel dazu, dass Wien ist eigentlich das größte 
Bundesland in Österreich, hat aber nicht die meisten Wahlberechtigten. Also 
Niederösterreich ist eigentlich kleiner als Wien, was die Bevölkerung anbelangt, aber 
hat mehr Wahlberechtigte. Genau dann gibt es auch eine Altersverschiebung, weil 
viele, die nicht die Staatsbürger*innenschaft haben, sind tendenziell ein bisschen 
jünger als der Bevölkerungsdurchschnitt. Das heißt, jüngere Menschen werden 
weniger gehört und es ist halt insgesamt, also eben, wenn man in einer Stadt wie 
Wien schaut, wo es praktisch nur noch eine 2/3 Demokratie gibt, in manchen Bezirken 
sogar nur noch eine halbe Demokratie, weil nur noch die Hälfte der Bevölkerung 
wählen darf, dann ist das nicht mehr das, was man sich eigentlich unter einer 
Demokratie vorstellt, nämlich dass ein großer Teil der Bevölkerung mitbestimmen 
darf. (Transkript_Pollak, Pos. 12) 

 

Auswirkungen auf die Gesellschaft 

Die bereits erwähnte Studie mit dem Titel Zusammenleben in Wien: Einstellungen zu 

Zuwanderung und Integration 2023 des privaten sozialwissenschaftlichen Instituts SORA, im 

Auftrag der Abteilung Integration und Diversität der Stadt Wien befragte über 1000 

Wiener*innen. Dabei zeigte sich, dass vor allem jüngere Befragte der Altersgruppe bis 29 

Jahre, aber auch die 30- bis 40-jährigen Integrationsmaßnahmen wie der 

Doppelstaatsbürger*innenschaft für Migrant*innen, dem Wahlrecht für Zuwander*innen nach 

fünf Jahren Aufenthalt im Land und dem Zugang zur Staatsbürger*innenschaft für 

Hiergeborene aufgeschlossener gegenüberstehen als die Älteren. Mindestens 58% der bis 29-

Jährigen stimmten zu, dass das Wahlrecht für Personen nach fünfjährigem Aufenthalt möglich 

sein sollte und dass es eine Doppelstaatsbürger*innenschaft geben sollte. Die größte 

Ablehnung erfahren diese Forderungen bei den über 60-Jährigen. (Glantschnigg, 2023, S. 50f) 

Wie bereits in Kapitel 3.2.1 erwähnt, stimmen dem Recht auf Staatsbürger*inennenschaft für 

Hiergeborene mit zugewanderten Eltern, die schon lange hier leben allgemein mehr als zwei 

Drittel (68%) der Wiener*innen zu (Glantschnigg, 2023, S. 49). 

 

Die größte Diskrepanz in der Bewertung dieser Bereiche zwischen Personen mit und ohne 

Migrationshintergrund wurde beim Thema Doppelstaatsbürger*innenschaft festgestellt. 

Während 66% der Wiener*innen mit Migrationshintergrund eine 

Doppelstaatsbürger*innenschaft in Österreich befürworten, stimmen nur 40% der 

Wiener*innen ohne Migrationshintergrund diesem Vorschlag zu. Das Wahlrecht für Personen, 

die sich mindestens fünf Jahre in Österreich aufgehalten haben, wurde nur von knapp der 

Hälfte der Befragten befürwortet. Ein sehr ungleiches Bild zeigt sich bei der Frage nach dem 

Erwerb der Staatsbürger*innenschaft. Laut der Studie möchten 76% der Nicht-

Staatsbürger*innen in der Altersgruppe von 17 bis 29 Jahren diese erwerben. Wie auch bei 

den Interviewteilnehmer*Innen handelt es sich bei Personen in dieser Altersgruppe oftmals um 

Migrant*innen zweiter Generation, die bereits hier aufgewachsen sind. Hingegen zeigt sich der 
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Großteil der befragten Nicht-Staatsbürger*innen über 60 Jahre (88 %) an der 

Staatsbürger*innenschaft desinteressiert (Glantschnigg, 2023, S. 52) Warum dies der Fall ist, 

lässt sich der Studie nicht entnehmen. Doch auch der Geschäftsführer von SOS Mitmensch, 

Alexander Pollak erwähnte im Interview eine Studie, der zufolge laut ihm ein Drittel der 

Befragten die österreichische Staatsbürger*innenschaft unter den aktuellen Gegebenheiten 

(keine Möglichkeit auf Doppelstaatsbürger*innenschaft beispielsweise) nicht wollen. Ihr 

Interesse an der österreichischen Staatsbürger*Innenschaft wäre in 65 % der Fälle jedoch 

gegeben, wenn sie ihre bisherige Staatsbürger*innenschaft behalten könnten (Haller & 

Stadlmair, 2021, S. 31). Außerdem erzählt er im Interview davon, dass sich der Anteil der 

Nicht-Wahlberechtigten seit Beginn der Pass-Egal-Wahl Kampagne 2013 von 12% auf 18% 

erhöht hat. 

Ja, es bedeutet immer mehr einen Einschnitt, weil eben diese Demokratiekluft von 
Wahl zu Wahl wächst. Also eben, wie wir 2013 begonnen haben, war, glaube ich, der 
Anteil der Menschen, die nicht wählen dürfen bei rund elf oder 12 %. Jetzt sind wir 
bei 18 %. Also das wächst von Wahl zu Wahl, weil eben diese radikale Nicht-
Einbürgerungspolitik auch betrieben wird. Also es gibt da zwei Faktoren Zum einen 
Migration, die stattfindet und zum anderen eben diese niedrige Einbürgerungsrate 
von zwischen 0,6 und 0,7 %. Das heißt von 1000 hier lebenden Menschen ohne 
österreichische Staatsbürger*innenschaft werden pro Jahr nur zwischen sechs und 
sieben eingebürgert, das heißt 993 beziehungsweise 994 von 1000 werden nicht 
eingebürgert und das ist de facto eine Einbürgerungssperre. Also es gibt nur ganz 
wenige, die es momentan schaffen, die Staatsbürger*innenschaft zu bekommen. Und 
das liegt nicht daran, dass niemand sie will. Also auch da gab es kürzlich eine Studie, 
dass [39 %] der Befragten wollen auch unter den gegenwärtigen schwierigen 
Bedingungen die österreichische Staatsbürger*innenschaft. Weitere [31 %] haben 
gesagt, sie wissen es nicht, und nur 30 % haben gesagt, unter den jetzigen 
Bedingungen eben, wo zum Beispiel eine Doppelstaatsbürger*innenschaft in 
Österreich so gut wie nicht möglich ist, wollen Sie nicht die österreichische 
Staatsbürger*innenschaft beantragen (Transkript_Pollak, Pos. 24) 

Das Interesse am Erwerb der Staatsbürger*innenschaft ist demnach sowohl mit dem Alter der 

Immigration nach Österreich als auch mit den Voraussetzungen für den Erwerb der 

Staatsbürger*innenschaft verbunden. Das Interesse  an der österreichischen 

Staatsbürger*innenschaft der jüngeren Generation sowie Personen, die in Österreich geboren 

und aufgewachsen sind, ist wesentlich stärker, als das jener Personen, „die erst im späteren 

Verlauf ihres Lebens nach Österreich gekommen sind“ (Haller & Stadlmair, 2021, S. 21). Die 

Autor*innen der Studie betonen hierbei die Bedeutung der Staatsbürger*innenschaft als Teil 

einer Identität und dass das Aufwachsen in einem Land eine Bindung zum Land zur Folge hat 

(Haller & Stadlmair, 2021, S. 21). Außerdem spielt die Tatsache bei 65% der unschlüssigen 

Personen in Bezug auf den Erwerb der Staatsbürger*innenschaft eine Rolle, dass die 

Doppelstaatsbürger*innenschaft in Österreich nicht zulässig ist (Haller & Stadlmair, 2021, S. 

31). 
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Auswirkungen auf die österreichische Entwicklung 

Bei der Frage welche Bedeutung die Wähler*innensituation und die aktuelle 

Einbürgerungspolitik in Österreichs auf die Entwicklung des Landes hat wurde vor allem von 

Person_N angemerkt, dass dadurch, dass Migrant*innen, die oftmals in systemrelevanten 

Berufen tätig sind in Österreich durch das fehlende Wahlrecht und die restriktive 

Einbürgerungspolitik unfair behandelt werden. Österreich leide an einem Fachkräftemangel 

und würde dadurch kulturell, wirtschaftlich und gesellschaftlich sich selbst schaden, wenn 

Menschen zu wenig in die Gesellschaft miteinbezogen werden. Die Menschen würden sich 

dadurch eher Orte suchen, wo sie gehört werden, und somit wird Österreich auf lange Sicht 

entwicklungstechnisch zurückfallen, wenn es keine Maßnahmen ergreift.  

 

  

Österreich wird weiter zurückfallen in 
entwicklungsrelevanten Bereichen, wenn es keine 
Kehrtwende macht. 

Transkript_N

Der fehlende Beitrag der Leute hier schadet Österreich 
gesellschaftlich, kulturell und  wirtschaftlich.

Transkript_N

Menschen, die nicht gehört werden suchen sich Orte wo 
sie gehört werden. Die Menschen können für bessere 
Einkommenssituationen nicht stimmen. Es fehlt an 
Fachkräften    

Transkript_N

Wien wird als lebenswerteste Stadt gesehen, doch auch nur aus 
einer weißen, privilegierten Perspektive. 
Wenn man die Entwicklung oder solche Statistiken betrachtet 
muss man sich fragen welche Meinung hier wiedergespiegelt 
wird

Transkript_M

Abbildung 8: Paraphrasen Entwicklung 
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Verbesserungsvorschläge und Wünsche 

Die Frage, was sich die Interviewten von Österreich wünschen, wurde auf zwei Arten 

beantwortet. Zum einen nannten die Interviewten konkrete Wünsche und Erwartungen, zum 

anderen machten sie Vorschläge hinsichtlich der Wahlrecht- und Einbürgerungsproblematik. 

Gesellschaftlich erwarten sich die drei politisch aktiveren der sieben Befragten einen 

Paradigmenwechsel hinsichtlich Hass und Hetze gegenüber Ausländer*innen und 

Gesetzesänderungen. Die Gesetze sollten integrativer gestaltet werden und die 

Wähler*innenschaft mehr eingebunden werden. Eine der Interviewten bezeichnet dies zwar 

als „utopisch“, empfindet es aber als wichtig, Menschen dazu einzuladen mitzubestimmen und 

sich politisch zu engagieren. 

dass Gesetze anpassen, aufeinander zugehen in einer aus heutiger Sicht sogar 
utopischen Meinung wirklich Leute einladen, sich einbürgern zu lassen, einladen im 
Sinne von die Einladung so zu sehen, dass man Leute einlädt, dass sie sich politisch 
mitengagieren, dass sie von ihrem Wahlrecht profitieren, dass sie mitbestimmen, 
dass es glaube ich eine bessere schönere Gesellschaft wäre, wenn mehr Leute 
wählen würden und dass man das als Politik ja eigentlich gerade die müssen das 
eigentlich ernst nehmen und die Wählerschaft sich um die Wählerschaft kümmern 
(Transkript_O, Pos. 164) 

 

[Es braucht] einen Paradigmenwechsel in Österreich. Wir müssen in der Diskussion 
einfach auf das eigentlich mehr besinnen, worum es wirklich geht und. Social Media 
und die Medien verstärken die Probleme eigentlich nur, weil sie auch rechten 
Plattformen den Platz bieten, die Möglichkeit Hass und Hetze gegen Ausländerinnen 
zu betreiben (Transkript_N, Pos. 160) 
 
Natürlich ist die Stadt beschränkt auf die bundespolitischen Gesetze. Und da würde 
ich mir auch wünschen, dass die Gesetze sich einfach ändern müssen. Also das 
Einbürgerungsgesetz muss sich ändern, es muss, das Wahlrecht muss entkoppelt 
werden von der Staatsbürger*innenschaft ganz, ganz, ganz dringend (Transkript_M, 
Pos. 125) 

Auch die anderen politisch weniger interessierten Interviewteilnehmer*innen äußern den 

Wunsch nach einer Sonderregelung zum Wahlrecht, da auch sie gerne wählen würden. 

oder dass man da eine Sonderregelung einführt […] also ich würde liebend gerne 
wählen gehen dürfen (Transkript_A, Pos. 212) 

Unter den Befragten wurde der Wunsch geäußert mit 18 Jahren als Hiergeborene selbständig 

entscheiden zu dürfen, ob die österreichische Staatsbürger*innenschaft angenommen werden 

möchte. Eine weitere Möglichkeit, die von einem Interviewee angesprochen wurde, wäre die 

Übernahme der deutschen Staatsangehörigkeitsreform, die das in Deutschland bis zum Jahr 

2000 ausschließlich geltende ius sanguinis-Prinzip um das ius soli-Prinzip für in Deutschland 

geborene Personen mit Migrationshintergrund erweitert (BMIH, 2023b). In Deutschland 

erhalten Kinder nicht deutscher Eltern, sobald sich ein Elternteil seit mindestens acht Jahren 

rechtmäßig in Deutschland aufgehalten hat, durch ihre Geburt in Deutschland zusätzlich zur 
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Staatsbürger*innenschaft der Eltern die deutsche Staatsbürger*innenschaft. Sie können seit 

2014 auch beide Staatsbürger*innenschaften über das 21. Lebensjahr hinaus behalten, wenn 

sie in Deutschland aufgewachsen sind. (BMIH, 2023a) Diese Reform wünscht sich eine 

befragte Person auch für Österreich. Die Staatsbürger*innenschaft soll mehr als Motivation für 

eine bessere Integration fungieren, stattdessen wirke es eher so, als würde man etwas 

verlangen, wenn diese beantragt werden möchte. Leute, die sich nicht einbürgern lassen 

können, wollen sich laut Reichel (2011, S. 181) oftmals auch nicht vollkommen auf eine 

Integration einlassen, weder emotional noch praktisch, da die Bleibeabsicht mit der 

Einbürgerungsmöglichkeit zusammenhängt. „Erst wenn eine rechtliche Zugehörigkeit möglich 

ist, fällt die Entscheidung zur weiteren Integration bzw. Entscheidung, in Österreich zu bleiben, 

leichter“ (Reichel, 2011, S. 181) Zu dem Thema „Integration“ äußerte sich auch eine der 

befragten Personen mit dem Wunsch der besseren Vernetzung zwischen den 

unterschiedlichen Nationalitäten in Wien, sodass die Menschen nicht zuletzt durch mehr 

Initiativen, die die Menschen in Kontakt bringen, verstärkt zur Assimilation angeregt werde. 

Dass sich halt Leute jetzt zum Beispiel im 10. Bezirk sich besser anpassen können 
an die an den Rest Wien oder an den Rest Österreich. Nicht, dass sie nur unter sich 
sind, sondern dass man die auch mehr in das Geschehen reinnimmt und nicht, dass 
sie zum Beispiel verschiedene Nationalitäten nur gemeinsam sind, sondern dass man 
versucht, sie auch mit Österreichern zum Beispiel in Kontakt zu bringen und somit, 
dass man sich gegeneinander also gegenseitig auch anpassen kann, fände ich gut 
(Transkript_S, Pos. 204) 

 
Vor allem in der Stadt Wien kommt es politisch immer wieder zur medialen Berichterstattung 

über Bezirke mit einem hohen Anteil nicht-österreichischer Bevölkerung, verbunden mit dem 

Vorwurf gegenüber der Stadt, Integrationsmaßnahmen versäumt zu haben und gegenüber 

den Nicht-Staatsbürger*innen, sich nicht integrieren zu wollen (Scherndl & Gaigg, 2020) 

Dieses Narrativ wird nicht nur von der rechtspopulistischen Freiheitlichen Partei, sondern 

insbesondere auch von der konservativen christdemokratischen Volkspartei kreiert, um ganz 

im Sinne der Politics of Belonging Migrant*innen als homogene, nicht-integrationsfähige 

Gruppe darzustellen. Der Wiener ÖVP Chef Karl Mahrer geht noch weiter und empfindet die 

Zustände am beliebten Wiener Brunnenmarkt im sechzehnten Bezirk als das „Sinnbild 

gescheiterter Integration“ (Vienna Online, 2023). Er vertritt die Meinung, wenn die 

österreichische Kultur nicht vertreten sei, könne nicht die Rede von einer bereichernden 

kulturellen Vielfalt sein. Mahrer erwähnt ebenfalls in dem gegebenen Interview, dass diese 

Umgebung aufgrund von Drogenhandel nicht mehr sicher sei (Vienna Online, 2023). Dadurch 

wird indirekt eine Verbindung zwischen Migrant*innen, Straffälligkeit und Unsicherheit 

hergestellt, die zu den erwähnten konstruierten Narrativen von Yuval-Davis (2011, S.15) 

passen. Obwohl in diesem konkreten Beispiel. Migrant*innen selbstständig wirtschaften und 

gegen das oben beschriebene Narrativ der ÖVP sowie der rechtspopulistischen FPÖ 
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(Migrant*innen als Sozialschmarotzer*Innen und Arbeitslose (APA-OTS, 2022b)) sich 

behaupten, wird hier versucht, diverse kulturelle Einflüsse negativ zu behaften.  

 

Der Wunsch des Geschäftsführers Pollak in Bezug auf die Problemstellung der restriktiven 

Einbürgerungspolitik wäre es sich dem europäischen Durchschnitt in Sachen Einbürgerung 

zumindest anzunähern 

Einfacher ist es beim Staatsbürger*innenschaftsrecht. Das geht mit einfacher 
Mehrheit im Nationalrat. Und da müsste man hoffen, dass es eine Mehrheit an 
Parteien gibt, die bereit sind, einen fairen Zugang zur Staatsbürger*innenschaft 
herzustellen beziehungsweise wiederherzustellen, weil eben vor der Verschärfung im 
Jahr 2005 2006 war Österreich zumindest im europäischen Vergleich zwar im 
Durchschnitt teilweise überdurchschnittlich bei der Einbürgerungsrate und danach 
haben wir zu den Schlusslichtern gehört. Und zumindest sich wieder dem 
Durchschnitt anzunähern wäre wichtig. (Transkript_Pollak, Pos. 46) 
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3.3  Zusammenfassung der zentralen Ergebnisse 

Einbürgerung 

Die Erfahrungen mit dem Einbürgerungsprozess der Interviewten variierte stark von 

Bundesland zu Bundesland. Der Antragsprozess ist in Vorarlberg und Niederösterreich 

offenbar wesentlich unkomplizierter abgelaufen als in Wien. In Wien wurden sehr lange 

Wartezeiten und eine schlechte Nachverfolgung des Prozesses bemängelt, was bei einer 

Interviewten schlussendlich sogar zum Rückzug des Antrages geführt hat. Die zuständige 

Behörde in Wien befindet sich aus diesen Gründen auch seit 2019 in einem Reformprozess, 

um unter anderem die langen Wartezeiten bei Anträgen zu verkürzen und der hohen 

Fluktuation von Mitarbeiter*innen entgegenzuwirken (Presse-Service Stadt Wien, 2021). 

Die Personen, die mit anderen österreichischen Einwanderungsbehörden als jener in Wien zu 

tun hatten, schienen in Bezug auf ihren Antrag und die Verleihung optimistischer als die jene 

in Wien, sobald sie einen Erstkontakt mit der zuständigen Behörde gehabt hatten. Jedoch 

fanden alle Antragsteller*innen, dass sie aufgrund ihres Hiergeborenen-Status und der 

Tatsache, dass sie hier aufgewachsen sind und sozialisiert wurden, ein Recht auf die 

Staatsbürger*innenschaft haben. 

Drei der sieben Befragten empfanden den bürokratischen Aufwand, um die 

Staatsbürger*innenschaft beantragen bzw. den Antrag abschließen zu können, als hoch. 

Dieser Prozess wurde als demotivierend und aufwendig bezeichnet. Die bürokratischen 

Hürden hatten somit direkt Einfluss auf die Bereitschaft zur Antragsstellung. 

Für die Interviewten, die sich alle in einem Alter zwischen 19 und 37 Jahren befanden, waren 

die größten Hürden in puncto Einbürgerungsvoraussetzung das Einkommen und die 

Auslandsaufenthalte. Die Tatsache, dass im Hinblick auf Einbürgerungsverfahren keine 

längeren Auslandsaufenthalte und Auslandsemester zulässig sind, wurde vor allem von 

Universitätsabsolvent*innen und Studierenden als lästig empfunden. Einer interviewten 

Person wurde aufgrund des Studiums im Ausland die Staatsbürger*innenschaft verweigert, 

eine andere Person besaß aufgrund eines Studiums nicht jene notwendigen finanziellen 

Rücklagen und Einkommensverhältnisse, die Voraussetzung für den Erwerb der 

Staatsbürger*innenschaft sind. Ausschließlich eine Person, die sich im Rahmen einer 

Lehrausbildung bereits seit dem 15. Lebensjahr in einem Beschäftigungsverhältnis bei einem 

österreichischen Unternehmen befindet und keine längeren Auslandsreisen gemacht hat, 

würde den Voraussetzungen entsprechen. Dies unterstreicht die Tatsache, dass die 

bevorzugte Zielgruppe für die Einbürgerung in der Regel über substanzielle finanzielle 

Rücklagen und solide Einkommensstrukturen verfügt. Dies manifestiert sich auch in den 

mitunter erheblichen Kosten für die Verleihung der Staatsbürger*innenschaft, die zusätzlich zu 

den Antragsgebühren je nach Bundesland häufig die Schwelle von 2000 Euro überschreiten 

(Zwins, 2022). 
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Staatsbürger*innenschaft: 

Die Gründe, warum die Interviewten einen Antrag auf die österreichische 

Staatsbürger*innenschaft stellten, waren sehr unterschiedlich. Als gemeinsamer Nenner zeigt 

sich das Bewusstsein, dass eine fehlende Staatsbürger*innenschaft zu vielfältigen Problemen 

im alltäglichen Leben führt. Beispielsweise ist für eine Person der Erwerb der 

Staatsbürger*innenschaft unabdingbar, weil sie weiterhin politisch aktiv sein und sich beruflich-

politisch weiterentwickeln möchte. Ein völlig anderer Grund dafür, die 

Staatsbürger*innenschaft zu beantragen, war die Befürchtung, als „Ausländer*in“ 

abgeschoben zu werden und während der Covid19-Pandemie nicht mehr aus dem Ausland 

nach Österreich einreisen zu können. Neben dem Sicherheitsaspekt gilt der österreichische 

Pass auch als „starker“ Reisepass im internationalen Vergleich (Henley & Partners Holding, 

2023). Die meisten empfinden es aber auch als selbstverständlich, den Reisepass des Landes 

zu besitzen oder zu beantragen, in dem sie geboren, aufgewachsen und sozialisiert wurden. 

Dies wird häufig als Hauptmotivation für den Antrag genannt.  

Die Staatsbürger*innenschaft hat offenbar keinen direkten Einfluss auf die Befragten und ihr 

Zugehörigkeitsgefühl. Die meisten sehen den österreichischen Pass schlicht als „praktisch“ 

und verbinden diesen vor allem mit Erleichterungen im Alltag und im Hinblick auf 

Auslandsreisen. Der Pass würde die Interviewten in der Regel auch nicht vor Diskriminierung 

und Rassismus schützen, welcher allgegenwärtig in Österreich ist (Verein ZARA, 2023, S.8), 

da die rassistischen Diskriminierungen, die sie erfahren haben, vorwiegend aufgrund von 

Äußerlichkeiten oder Stereotypen erfolgten.  Allerdings sind zwei Interviewees der Meinung, 

dass sie sich durch eine Staatsbürger*innenschaft angesichts von rassistischer 

Diskriminierung subjektiv sicherer (geschützter) gefühlt hätten. Die Staatsbürger*innenschaft 

hätte ihres Erachtens dazu beitragen können, ihr Selbstbewusstsein, aber auch Ihr nationales 

Zugehörigkeitsgefühl zu stärken. Aus der durchgeführten Studie geht ebenfalls hervor, dass 

die Staatsbürger*innenschaft das Zugehörigkeitsgefühl der Befragten aufgrund der 

Verknüpfung mit dem Wahlrecht beeinflusst. Dieses hat tatsächlich Auswirkungen auf ihr 

Zugehörigkeitsgefühl, da sie sich im Rahmen politischer Partizipation verstärkt als Teil der 

Gesellschaft wahrnehmen.  

Eine Auswirkung der fehlenden Staatsbürger*innenschaft zeigt sich unter den Befragten in 

einem mangelnden politischen Interesse. Wie sie selbst angeben, werde mangels politischer 

Rechte ihre Stimme nicht gehört und sie könnten ohnehin politisch nichts verändern.  

Die Haltung der österreichischen Politik beziehungsweise der konservativen 

christdemokratischen Volkspartei (ÖVP) und der Freiheitlichen Partei (FPÖ), welche von 2017 

bis 2019 eine Regierungskoalition bildeten (die ÖVP ist nach wie vor in der Regierung), dass 

die Staatsbürger*innenschaft ein „hohes Gut“ bzw. laut dem ÖVP Verfassungssprecher Gerstl 

das „höchste Gut“ bilde, teilen die Befragten nicht. Obwohl drei der Befragten für eine 
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strengere Durchsetzung von Integration und Assimilation eintreten, befürworten sie bzw. 

erwarten sie sich trotzdem die Staatsbürger*innenschaft für in Österreich geborene, gut 

integrierte, sozialisierte Personen. Da Hiergeborene für sie als integriert gelten müssen, sehen 

sie auf die „zweite Generation“ gerichtete Integrationsmaßnahmen oder strenge 

Einbürgerungsvoraussetzungen als kontraproduktiv an. Zwei der Befragten verbinden diesen 

Anspruch mit nationalistischem, rechtspopulistischem Denken, welches vor allem von der 

Freiheitlichen Partei (FPÖ) und der christdemokratischen Volkspartei (ÖVP) ausgeht. Sowohl 

Populismus als auch Nationalismus wird von den Interviewten eher abgelehnt oder als nicht 

nachvollziehbar empfunden. Außerdem wurde angemerkt, dass es unreflektiert sei, von 

Hiergeborenen „Leistungen“ zu verlangen, da autochthone Staatsbürger*innen für die 

Staatsbürger*innenschaft keinerlei Leistung erbringen müssen, sondern den Pass vererbt 

bekommen haben. Dies und die negative Abweichung Österreichs vom EU- und OECD-

Durchschnitt im Hinblick auf den Zugang zur Staatsbürger*innenschaft (Solano & Huddleston, 

2020b) zeigt die Verwurzelung des rechtspopulistischen nationalistischen Denkens, welches 

sich durch dadurch kennzeichnet, dass Internationalisierung und gesellschaftliche 

Veränderungen durch externe bzw. migrantische Einflüsse als Bedrohung wahrgenommen 

werden (Brinkmann & Panreck, 2019, S.8f). 

 

Identitäten  

Da es sich bei Identitäten, wie Yuval-Davis (2011, S. 14) festhält, um gesellschaftlich und 

individuell konstruierte Narrative handelt, sind diese von befragter zu befragter Person sehr 

unterschiedlich. Fünf der Befragten fühlen oder fühlten sich trotz fehlender 

Staatsbürger*innenschaft als Österreicher*in beziehungsweise Wiener*in, und zwei der 

Befragten ordneten sich mehreren Identitäten beziehungsweise Zugehörigkeiten zu. Unter den 

Befragten konnten sich die meisten auch mit einer Doppelidentität identifizieren bzw. erkennen 

sie an, dass mehrere kulturelle Einflüsse ihr Leben prägen. Sie waren alle der Meinung, dass 

die Aneignung von mehr als einer Kultur, Sprache oder Tradition möglich ist und manche 

sahen sich selbst als gutes Beispiel dafür. Somit entkräften sie die These des 

Integrationstheoretikers Hartmut Esser, welcher argumentiert, dass die Aneignung von 

mehreren Kulturen und Sprachen nur in Ausnahmefällen möglich sei (Esser, 2004, S. 46). Die 

meisten sind selbst zweisprachig aufgewachsen und haben nach wie vor einen Bezug zum 

Herkunftsland ihrer Eltern. Außerdem konnten 2021 in Österreich sogar mehr als die Hälfte 

der Personen mit einer anderen Muttersprache als Deutsch die Sprache Deutsch 

„ausgezeichnet“ oder „fortgeschritten“ sprechen (Statistik Austria, 2021, S. 52). Von vielen 

Befragten wurde darüber hinaus ein Interesse an einer europäischen Identität artikuliert. Diese 

sehen sie als hybrid (verschiedene kulturelle Einflüsse verbindend) und als Alternative zu der 

nationalen Fixiertheit, die vom politisch hegemonialen Rechtspopulismus (in Österreich u.a.) 
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gefordert wird Eine solche Identität wäre förderlich für den Gemeinschaftssinn, in der Realität 

aber eher schwer umzusetzen. Hier scheint das Gefühl beziehungsweise die Identifizierung 

mit einer europäischen Identität in Konflikt mit der tatsächlichen politischen Vereinbarkeit zu 

stehen. 

 

Zugehörigkeit 

Der Begriff "Zugehörigkeit" weckt bei den Interviewees ähnliche Assoziationen wie jener der 

"Heimat", der laut (Bettel et al., 2012, S. 95) oftmals als Teil des kollektiven Gedächtnisses 

gesehen wird. In der vorliegender Studie wird Zugehörigkeit von den Befragten vor allem mit 

Place of Belongingness im Sinn von Antonsich (2010, S. 645) definiert. 

Während (Yuval-Davis, 2011, S. 18f) in ihre Belonging Konzeption unterschiedliche Aspekte 

von Wertung und Politik miteinbezieht, sprachen die Befragten vor allem davon, dass 

Zugehörigkeit nicht durch die Staatsbürger*innenschaft vermittelt wird, sondern von ihrem 

persönlichen Umfeld generiert, ob sie akzeptiert werden oder nicht. Besonders relevant dabei 

sind soziologische Aspekte wie Akzeptanz der Gruppe, keine Ausgrenzung zu erfahren und 

dieseleben Werte zu teilen. Zugehörigkeit wurde auch mit Heimat gleichgesetzt oder in Form 

von Sicherheit betrachtet. Eine Person machte es auch anhand des Ortes fest, dass Personen, 

die in Österreich leben dazugehören. Auch das Thema Doppelstaatsbürger*innenschaft wurde 

angesprochen, da viele der Befragten sich zu mehr als einer Kultur bzw. einem Ort zugehörig 

fühlen und der Antrag der österreichischen Staatsbürger*innenschaft die Abgabe der 

bisherigen Staatsbürger*innenschaft bedeutet. Dass hat zufolge, dass viele Personen im Land 

ohne Staatsbürger*innenschaft, diese nicht wollen (Haller & Stadlmair, 2021, S. 31).Die 

Ablehnung von Doppelstaatsbürger*innenschaft in einer Welt, die durch kulturellen Austausch 

und Migration hybride Identitäten ermöglicht (Hall, 2019 S. 120), sei dadurch nicht zeitgemäß 

(Welsch, 2005, S. 328).  

 

Politische Partizipation und ihre Bedeutung 

Die Auswirkungen davon, vom Wahlrecht ausgeschlossen zu sein, zeigen sich vor allem im 

fehlenden politischen Interesse der Befragten. Die Befragten zeigen sich an österreichischer 

Innenpolitik wenig interessiert, weil sie keinen Einfluss darauf haben und unter dem starken 

Eindruck stehen, nicht mitbestimmen können. Eine der Interviewten fühlt sich durch das 

fehlende Wahlrecht ihres Grundrechts beraubt und alle Teilnehmenden äußerten den Wunsch, 

wahlberechtigt zu sein und politisch mitbestimmen zu können. Einige glaubten auch, dass 

Staatsbürger*innenschafts- und Wahlrecht auch ihr Interesse an den politischen 

Geschehnissen in Österreich steigern würde. Politik sollte laut einer Befragten für junge Leute 

zugänglicher gemacht werden, da laut Pollak vor allem junge Menschen vom Wahlrecht 

ausgeschlossen sind.  
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Aus den Interviews geht hervor, dass das Wahlrecht einen direkten Einfluss auf das 

Zugehörigkeitsgefühl der Befragten hat, da sie betonen, dass sie sich aufgrund des fehlenden 

Wahlrechts weniger als Teil der Gemeinschaft fühlen. Gleichzeitig erwähnen die beiden 

Personen, die vor kurzem die Staatsbürger*innenschaft erhalten haben und somit 

wahlberechtigt sind, dass sie sich nun stärker zugehörig fühlen und mehr Sinn darin sehen, 

sich politisch zu informieren und zu partizipieren.  

Politische Partizipation ist für alle, die dazu befragt wurden, ein Element sozialer Gerechtigkeit, 

und für den Großteil der Befragten (6 von 7) ein unabdingbarer Bestandteil eines 

menschenwürdigen Lebens. Nur eine Person sah dies anders und argumentiert, dass auch 

viele Inländer*innen eben kein Interesse an Politik haben und von ihrem Wahlrecht 

offensichtlich nicht Gebrauch machen, wie nicht zuletzt die Beteiligung an der österreichischer 

Nationalratswahl 2019 von 75, 6 % zeige (Statistik Austria 2019). Das Fehlen politischer 

Partizipation führt laut einer Befragten zu einem Gefühl der Ohnmacht, welches Nussbaum in 

ihrem Verständnis von politischer Mitbestimmung als [die fehlende] Kontrolle über die eigene 

Lebenswelt beschreibt. Selbst wenn Nicht-Staatsbürger*innen in Österreich die Fähigkeit 

besitzen, sich zu informieren und ein politisches Bewusstsein zu entwickeln, wird ihnen der 

Zugang verwehrt, diese Fähigkeit auszuüben (Nussbaum, 2011, S. 22). Die Befragten sehen 

das Wahlrecht als die wichtigste Form politischer Partizipation, sie weisen jedoch auch auf 

alternative Formen der politischen Engagements hin, wie etwa Aktivismus, Kunst, 

ehrenamtliche Arbeit und die Nutzung der Medien als Kommunikationsmittel. Diese 

alternativen Formen politischer Partizipation sind jedoch mit Zeit und Mühe verbunden und 

dadurch ebenfalls nicht für jede Person (mit weniger Ressourcen oder Privilegien) zugänglich. 

 

Auswirkungen auf die Demokratie, Gesellschaft und Entwicklung Österreichs 

Die Tatsache, dass fast ein Drittel (30%) der Wiener*innen 2020 nicht wahlberechtigt war 

(Stadt Wien – Integration und Diversität, 2020), empfinden die Befragten als schockierend 

hohen Anteil. Ihnen ist bewusst, dass dadurch nur 70% der Wiener*innen gehört werden und 

mitentscheiden dürfen. Die meisten halten diese Entwicklung für undemokratisch und 

problematisch im Hinblick auf die fehlende Repräsentation in der Politik von mehr als einer 

Million Menschen in Österreich. Eine der Befragten sieht einen Zusammenhang zwischen der 

restriktiven Einbürgerungspolitik und den Wahlberechtigten in Österreich. Da Einbürgerung in 

Österreich vor allem mit Kosten verbunden ist, wird eine gewisse finanzielle Liquidität 

vorausgesetzt, um eingebürgert zu werden. Dadurch werden zumindest bei der 

eingebürgerten Wähler*innenschaft vorrangig gutverdienende Menschen repräsentiert. Das 

jüngere Drittel, mit weniger Arbeitserfahrung und weniger finanziellen Mitteln ist in hohem Maß 

ausgeschlossen, wie Pollak ebenfalls erwähnt. Dieser sieht diese Entwicklung als 

problematisch und nennt sie eine Verzerrung der Demokratie.  
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Laut den Befragten glauben die meisten Menschen in ihrem Umfeld, dass Personen, die in 

Österreich geboren sind, auch österreichische Staatsbürger*innen sind. Demnach ist die 

Bevölkerung der Stadt Wien dementsprechend offen dafür, dass Hiergeborene mit Eltern, die 

einen fünfjährigen Aufenthalt in Österreich vorweisen können die Staatsbürger*innenschaft 

erhalten (Glantschnigg 2023: 49), im Gegensatz zur ÖVP-Regierung, die keinen 

Handlungsbedarf beim Thema Einbürgerung sieht (Kurier.at, 2022).  

Das Thema Doppelstaatsbürger*innenschaft scheint vor allem Personen mit 

Migrationshintergrund und demnach mehreren kulturellen Zugehörigkeiten bzw. Verortungen 

ein Anliegen. Einer Studie zufolge sprechen sich 66 % von ihnen für eine 

Doppelstaatsbürger*innenschaft aus, während nur 40 % der Befragten ohne 

Migrationshintergrund diese befürworten (Glatschnigg, 2023, S.52). Dies könnte damit 

zusammenhängen, dass Personen ohne Migrationshintergrund kein großes persönliches 

Interesse an einer Doppelstaatsbürger*innenschaft haben, aufgrund der fehlenden 

Betroffenheit bzw. dem fehlenden Verständnis für hybride Identitäten. Ein anderer möglicher 

Grund wäre, dass fremde Kulturen im Sinne rechtspopulistischer Propaganda als Bedrohung 

wahrgenommen wird ((Brinkmann & Panreck, 2019, S. 8) oder die Politik der Zugehörigkeit 

das Narrativ hervorgebracht hat, welches Pluralismus verneint und Loyalität im Sinne des 

republikanischen Staatsbürger*innenschaftsverständnis gegenüber der einen Nation erwartet 

(Yuval-Davis, 2006, S. 205f).  

 

Erwartungen an die Politik 

Die befragten Personen äußern den Wunsch nach erleichterten Einbürgerungsbedingungen 

und einem unkomplizierteren Zugang zur Staatsbürger*innenschaft für in Österreich 

Geborene. Als mögliche Lösung schlagen sie die Anwendung des deutschen Modells vor, das 

die Staatsbürger*innenschaft auf Grundlage der Geburt im Land gewährt. Dieses Modell zeigt, 

wie das bis 2000 ausschließlich geltende ius sanguinis-Prinzip in Deutschland mit dem ius soli-

Prinzip für im Land Geborene mit ausländischen Eltern erweitert werden kann und die 

Möglichkeit schafft, im Land geborene und aufgewachsene Personen durch die Verleihung der 

inländischen Staatsbürger*innenschaft bei Geburt durch den rechtmäßigen Aufenthalt eines 

Elternteils von mindestens acht Jahren im Land zu integrieren (BMIH, 2023b, 2023a). 

Eine der befragten Personen drückt die Erwartung aus, dass im Hinblick auf 

Fremdenfeindlichkeit und Online-Hass die Regierung durch Gesetzesinitiativen und verstärkte 

Maßnahmen tätig werden sollte. Im Kontext der Befragung gewann das Thema Wahlrecht 

signifikante Bedeutung für die Teilnehmenden. Infolgedessen fokussierten sich ihre 

Zukunftsvorstellungen für Österreich sowie ihre Erwartungen an die politische Landschaft 

vornehmlich auf Reformen des Zugangs zum Wahlrecht. Sie selbst äußern den Wunsch, durch 

die Ausübung des Wahlrechts politisch Einfluss zu nehmen und zeigten sich offen für 
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Sonderregelungen für Nicht-Staatsbürger*innen. Eine der Befragten fordert sogar explizit, das 

Wahlrecht von der Staatsbürger*innenschaft zu entkoppeln. Die Person plädiert dafür, das 

Wahlrecht an den tatsächlichen Lebensmittelpunkt der Menschen zu knüpfen, statt es von der 

Staatsbürger*innenschaft abhängig zu machen. Darüber hinaus vermissen die Interviewten 

einen stärkeren Gemeinschaftssinn und plädieren für eine umfassendere Integration von 

Migrant*innen, verbunden mit einer Reduzierung gesellschaftlicher Ausgrenzung. 
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4 Resümee und Implikationen für die zukünftige Politik 

Ziel dieser Arbeit war es herauszufinden welche gesellschaftlichen und individuellen 

Auswirkungen […] die restriktive Einbürgerungspolitik Österreichs auf die hier lebenden nicht 

wahlberechtigten Menschen [hat] und welche Auswirkungen […] das auf ihr 

Zugehörigkeitsgefühl zum Land [hat]? 

 

Dabei wurden drei Unterfragen berücksichtigt und im Nachfolgenden beantwortet. 

- Was bedeutet es, dazuzugehören und welche Rolle spielt dabei der Faktor Wahlrecht? 

- Inwieweit werden die Menschen in ihrer Lebensqualität durch das fehlende Wahlrecht 

beeinträchtigt und welche Auswirkungen hat der ‘Ausländer*innenstatus‘ auf ihr 

individuelles Zugehörigkeitsgefühl? 

- Welche gesellschaftlichen und individuellen Auswirkungen der fehlendenden 

politischen Partizipation in Österreich sind zu erkennen? 

  

Ein „need to belong“ ist ein tief im Menschen verankertes Bedürfnis, welches das 

Wohlbefinden beeinflusst (Baumeister & Leary, 1995, S. 503). Dabei spielen 

autobiographische, kulturelle, soziale, finanzielle und rechtliche Faktoren eine Rolle (Antonsich 

2010: 647). Aus den Interviews geht hervor, dass für das Zugehörigkeitsgefühl vor allem 

relationale und autobiographische Faktoren relevant sind. Zugehörigkeit scheint nicht direkt 

durch die Staatsbürger*innenschaft bedingt, sondern vielmehr durch die Akzeptanz des 

Umfeldes bzw. der Gesellschaft. Die Staatsbürger*innenschaft scheint vor allem einen Einfluss 

auf das Zugehörigkeitsgefühl zu haben, wenn diese von den Staatsbürger*innen als wichtig 

angesehen wird (Simonsen, 2017, S. 14). Neben praktischen Gründen (Reisefreiheit usw.) 

bedeutet die österreichische Staatsbürger*innenschaft, im Land Österreich auf allen Ebenen 

mitzubestimmen. Politische Partizipation wurde von den teils politisch aktiven und teils 

inaktiven Befragten als sehr wichtig eingestuft und mit dem Zugehörigkeitsgefühl in 

Verbindung gebracht. Mitbestimmung wird als Notwendigkeit für ein menschenwürdiges Leben 

gesehen (Nussbaum, 2010, S. 114) und hatte somit direkten Einfluss auf das 

Zugehörigkeitsgefühl der Befragten. Die Ausübung individueller Fähigkeiten wie politisch zu 

partizipieren und dieselben Rechte in einer Gesellschaft zu haben, unterstützt das 

Gemeinschaftsgefühl und wird sowohl von Nussbaum als auch den Befragten als Teil sozialer 

Gerechtigkeit gesehen (Nussbaum, 2015, S. 42). Dadurch, dass in Österreich das Wahlrecht 

mit der Staatsbürger*innenschaft zusammenfällt, hat der Nicht-Besitz der 

Staatsbürger*innenschaft durch das fehlende Wahlrecht Auswirkungen auf das 

Zugehörigkeitsgefühl der Befragten. Das fehlende Mitspracherecht führt zu einem 

Desinteresse an der Politik und der Gesetzgebung. Außerdem wird trotz der Vorbereitung auf 

das Wählen durch Schulbildung, der Zugang zur Ausübung der Fähigkeit, die eigene Umwelt 
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durch Mitbestimmung zu kontrollieren (Nussbaum, 2010, S. 113) vielen Menschen mit 

Migrationshintergrund in Österreich verwehrt.  

 

Durch die Zuweisung bestimmter Merkmale werden Identitätsnarrative geschaffen, die 

Menschen, die ähnliche Eigenschaften wie beispielsweise die Herkunft teilen, als eine 

homogene Gruppe darstellen (Yuval-Davis, 2006, S. 204ff). Diese vereinfachte Darstellung, 

besonders bei Gruppen wie Migrant*innen, wird häufig von rechtspopulistischen Parteien 

benutzt (Brinkmann & Panreck, 2019, S. 8f). Das Ergebnis dieser Instrumentalisierung von 

Migrant*Innen ist eine Politisierung der Einbürgerung und der Zuwanderung. In der 

Konsequenz werden selbst Menschen, die in Österreich geboren oder schon lange ansässig 

sind, nicht nur rechtlich, wie es in Österreich der Fall ist (BMI, 2023), sondern auch im 

gesellschaftlichen Diskurs als "Fremde" angesehen. Diese Tatsache hat auch Einfluss auf die 

Haltung der Gesellschaft. So erlebten und erleben in Österreich Menschen regelmäßig 

Rassismus und Ausländer*innenfeindlichkeit (Glatschnigg, 2023, S. 53). 

 

Durch die restriktive Einbürgerungspolitik sind heute 18 % der in Österreich wohnhaften 

Personen keine Staatsbürger*innen (SOS Mitmensch, 2023). Das bedeutet für Menschen, die 

sich aufgrund ihrer Sozialisation in Österreich nicht als Ausländer*innen fühlen, dennoch vom 

Staat als solche behandelt werden. Die Erschwerung bei der Einbürgerung und diese Form 

der Politics of Belonging nach Yuval-Davis kann zu Identitätsdiffusionen (Heimatlosigkeit), 

aufgrund von Entwurzelungserfahrungen, wie beispielsweise Ablehnung im Bezugsland, 

führen. Diese Politik geht auch mit fehlender Toleranz unter den Österreicher*innen gegenüber 

dualen Identitäten und Doppelstaatsbürger*innenschaft einher (Glantschnigg, 2023, S. 51f). 

Die fehlende Empathie vieler Österreicher*innen für Pluralismus und hybride Identitäten lässt 

sich womöglich mit dem in Österreich präsenten rechtspopulistischen Einfluss erklären. 

Rechtspopulist*innen versuchen nämlich nicht nur „traditionelle Werte“ aufrechtzuerhalten 

(Brinkmann & Panreck, 2019, S. 9), sondern auch fremde Kulturen und Personengruppen wie 

Migrant*innen als Bedrohung darzustellen (Bettel et al., 2012, S. 112).  

 

Gesellschaftlich bedeutet eine restriktive Einbürgerungspolitik, dass Menschen ihr Recht auf 

Mitbestimmung in einem demokratischen System vorenthalten wird und sie daran gehindert 

werden in Österreich Fähigkeiten auszuüben, die die Lebensqualität von Individuen 

verbessern würde (Nussbaum, 2015, S. 28). Die Bedeutung der bürgerlichen Rechte ist den 

Befragten ebenso bewusst wie Amartya Sen, der davon überzeugt ist, dass sie eine 

Gesellschaft nicht nur gerechter machen, sondern auch ihre Entwicklung positiv beeinflussen 

(Sen, 2011, S. 15). Für ihn hängt die Entwicklung eines Landes von der Handlungsfähigkeit 

der Menschen ab (Sen, 2011, S. 14), die im Bereich der Mitbestimmung in Österreich nicht 
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ausreichend gegeben ist. Die fehlende politische Mitbestimmung von mehr als 1,4 Millionen 

Menschen bedeutet eine Demokratie- und Repräsentationslücke (SOS Mitmensch, 2023), die 

ideologisch damit gerechtfertigt wird, dass die österreichische Staatsbürger*innenschaft ein 

„hohes Gut“ darstelle (APA-OTS, 2022) und verdient werden müsse. Diese Einschätzung wird 

von den meisten anderen EU- und OECD-Ländern wohl nicht geteilt, da Österreich im Bereich 

des Zugangs zur Staatsbürger*innenschaft im Vergleich unterdurchschnittlich abschneidet.  

 

Zusammenfassend hat die Arbeit gezeigt, dass das Zugehörigkeitsgefühl von hier geborenen 

Menschen mit Migrationsbiografie und ohne Staatsbürger*innenschaft vor allem durch das 

fehlende Wahlrecht beeinträchtigt wird. Um Identitätsdiffusionen und weitere 

Demokratieeinschnitte zu vermeiden sowie ein weiteres Abdriften Österreichs vom EU-

Durchschnitt hinsichtlich Einbürgerungen zu verhindern, sollte über eine Entkoppelung des 

Wahlrechts von der Staatsbürger*innenschaft nachgedacht werden, wie auch von den 

Befragten vorgeschlagen. Zusätzlich dazu ist es wichtig, eine kritische Auseinandersetzung 

mit Identitätsnarrativen und rechtspopulistischen Aussagen gegenüber Migrantinnen 

einzuführen und Sonderregelungen für Nicht-Staatsbürgerinnen zu erwägen. Die Verleihung 

der Staatsbürger*innenschaft an im Land Geborene, wie es in Deutschland der Fall ist, zu 

einem früheren Zeitpunkt bzw. als Motivation, unterstützt den Willen zur Teilhabe an der 

Gesellschaft (Reichel, 2011, S. 181). Um dem Wohlstandsgedanken des UNDP und dem 

Entwicklungsverständnis Sens gerecht zu werden, sollten individuelle Freiheiten wie politische 

Partizipation und Zugehörigkeit in einer Gesellschaft ermöglicht werden, um laut Nussbaum 

eine gerechtere und inklusivere Gesellschaft zu forcieren (Nussbaum, 2015, S. 42). Die im 

Rahmen der EU voranschreitende Globalisierung bedingt unausweichlich Migration, von der 

Österreich bereits profitiert hat und weiterhin profitieren wird. Um Stuart Hall zu zitieren 

„[z]eitgenössische Gesellschaften sind kulturell hybrid“ (Hall, 2012, S. 208). Anstatt diese 

Realität zu ignorieren und durch Politics of Belonging Bevölkerungsgruppen zu 

vereinheitlichen, sollten wir ihre Diversität und Einzigartigkeit wertschätzen. Und statt 

restriktive Einbürgerungsregeln aufrechtzuhalten, die künstliche Trennlinien zwischen den 

Menschen ziehen und ausgrenzen, sollten wir Maßnahmen ergreifen, die echte 

gesellschaftliche Inklusion fördern und Spaltungen in der Gesellschaft minimieren. 
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Kurzreferat 

In Österreich sind über 1,4 Millionen Menschen im wahlberechtigten Alter von politischen 

Entscheidungen ausgeschlossen. Darunter etwa 250,000 Personen, die im Land geboren und 

aufgewachsen sind, aber keine österreichische Staatsbürger*innenschaft besitzen. Diese 

Menschen sind dadurch nicht wahlberechtigt, da sie ohne die Staatsbürger*innenschaft in 

Österreich als “Fremde” gelten und politisch nicht mitbestimmen dürfen. Der restriktive Zugang 

zur Staatsbürger*innenschaft in Österreich steht im starken Gegensatz zum psychologischen 

Bedürfnis von Menschen sich zugehörig zu fühlen. Ausgehend von Nira Yuval-Davis 

Konzeptualisierung von Zugehörigkeit, soll die vorliegende Arbeit Aufschluss darüber geben, 

wie die fehlende Möglichkeit zur politischen Teilhabe die Lebensqualität und die Zugehörigkeit 

von in Österreich geborenen nicht wahlberechtigten Menschen beeinflusst. Die Ergebnisse 

zeigen, dass politische Mitbestimmung sowohl im Sinne der Befähigungsgerechtigkeit nach 

Martha Nussbaum als auch für das politische Interesse und das Zugehörigkeitsgefühl der 

Betroffenen zum Land eine wesentliche Rolle spielt. Zudem zeigt sich, dass die restriktive 

Einbürgerungspolitik in Österreich durch eine Politik der Zugehörigkeit nach Nira Yuval-Davis 

und eine in Österreich prominente rechtspopulistische Rhetorik der 

Ausländer*innenfeindlichkeit aufrechterhalten wird. 

Keywords: Politische Partizipation, Staatsbürger*innenschaft, Wahlrecht, 

Einbürgerungspolitik, Zugehörigkeit, Befähigungsgerechtigkeit 

Abstract 

In Austria, more than 1.4 million people of voting age are excluded from political decision-

making. This includes about 250,000 people who were born and raised in the country but do 

not have Austrian citizenship. Due to their lack of citizenship, these people are considered 

"foreigners" under Austrian law and are therefore excluded from voting. Restrictive access to 

Austrian citizenship contrasts sharply with individuals' psychological need for a sense of 

belonging. Based on Nira Yuval-Davi's conceptualisation of belonging, this paper aims to shed 

light on how the lack of political participation affects the quality of life and sense of belonging 

of those who were born in Austria but do not have the right to vote. The results suggest that 

political participation plays an important role both in terms of capabilities justice as outlined by 

Martha Nussbaum, and in fostering political interest and a sense of belonging to the country 

among those affected. Furthermore, it is shown that the restrictive naturalisation policy in 

Austria is sustained not only by a politics of belonging according to Nira Yuval-Davis but also 

a prominent right-wing populist rhetoric of xenophobia in Austria. 

 

Keywords: Political Participation, Citizenship, Voting Rights, Naturalization Policy, Belonging, 

Capabilities, Social Justice 


